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�Wir Bürger auf den Sol- und Syntagma- Plätzen  
drücken unsere Empörung aus und laden alle Em-

pörten ein, sich uns anzuschließen.Von den USA bis 
Brüssel, von Griechenland bis Bolivien, von Spanien 
bis Tunesien verschärft sich die Krise des Kapitalis-
mus. Deren Verursacher wollen uns Maßnahmen für 
ihre Überwindung aufzwingen: Private Finanzunter-

nehmen erhalten staatliche Gelder, während die 
Bürger dieser Länder zur Zahlung der Rechnung ge-
zwungen werden. Das führt uns noch stärker in die  

Krise, anstatt uns daraus zu retten.� 

Die Herrschenden kriegen den Karren nicht flott, 
weil sie sich an die Ursachen der Krisen nicht heran-
trauen. Attac Österreich stellt dazu fest:. �Die wah-
ren Ursachen der Krise sind nicht Sündenböcke wie 
�die faulen Griechen� sondern die neoliberalen Kon-

struktionsfehler der EU: �
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Deregulierte Finanzmärkte, ungleiche Vermögensverteilung, niedrige Löhne sowie Steuerwettbewerb und 
Steuerflucht� gehören dazu.� Fred Schmid (isw) untersucht die Frage: �Wie der Metropolen-Kapitalismus 
pleite ging und wer davon profitiert hat�. Der Neoliberalismus hat eine dreifach Umverteilung von unten 

nach oben erzwungen: das Lohnniveau wurde überall gesenkt, die Steuern der Besserverdienenden wurden 
gesenkt und der gesamten Gesellschaft wurde � mit der Aufblähung der Schuldenberge und den entsprechen-

den Zinsforderungen �eine Tributzahlung an die Vermögensbesitzer aufgezwungen, die zum Anstieg leis-
tungsloser Einkommen an die Reichen und ganz Reichen führte. �Die womöglich insgesamt bis zu 200 Milli-
arden an Steuergeldern für die Griechenland-Rettung kommen hauptsächlich den fünf Prozent reichsten Fa-
milien zugute.� Lucas Zeise sieht auch Chancen in dieser Krise. �Angesichts des Ausmaßes der Staatsschul-

denkrise wäre die Gelegenheit günstig, die Politik aus der Umklammerung durch die Finanzmärkte zu be-
freien. Ausgangspunkt könnte eine Umschuldung aller Staaten im Euro-Raum sein... Finanzierungslücken 

müssten durch Sondersteuern auf hohe Vermögen geschlossen werden�  Das wäre auch ein Weg, um den ge-
samten Finanzsektor zu reduzieren. Oscar Lafontaine präzisiert: Es gehe um die Abkoppelung der Staaten 
von den Finanzmärkten, damit sich �Staaten außerhalb von Finanzmärkten finanzieren können. damit nicht  

die Finanzmärkte das Schicksal der europäischen Gesellschaften diktieren, sondern die Völker Europas  
selbst bestimmt ihr Schicksal in die Hand nehmen.�

Notwendig � aber nicht hinreichend - ist ein sofortiges Schuldenmoratorium UND ein Schulden-Audit, um 
die illegitimen und verabscheuungswürdigen Schulden festzustellen � deren Bezahlung abgelehnt wird wie 
z.B. in Ecuador (Toussaint). Erst durch ein solches Verfahren � und die erfolgreiche Ablehnung jeglichen 

Diktats von IWF und Co. wird z.B. Tunesien den Spielraum für einen selbst bestimmten ökonomischen Neu-
anfang gewinnen, der auf politischer Ebene durch den Sturz Ben Alis ermöglicht wurde.

Die Verschuldung der Staaten hat auch die geopolitischen Strukturen erheblich verändert. So sieht Noam 
Chomsky die USA, prozentual höher verschuldet als Griechenland, im freien Fall. Ein chinesischer Autor, 
John Gong stellt fest: �Die Geschichte der Verschuldung der USA ist die Geschichte der Kriege der USA�

Attac Schweiz solidarisiert sich mit dem schwierigen Kampf der �sans papier� um Legalisierung. 
Pierre Beaudet berichtet über neue Initiativen innerhalb der Bewegung der Weltsozialforen. 

Alexis Passadakis zeigt in seinem Beitrag �Ägypten, das Militär und die Klassenfrage�, wie schwierig unter 
den neuen Bedingungen der Kampf um eine neue Gesellschaft geworden ist. Mahmood Mamdani warnt vor 

einer Rekolonisierung Afrikas durch die NATO und den Westen. Tobias Pflüger, einer der Organisatoren 
der großen Protestbewegung (2003) gegen den Irakkrieg, wundert sich, wie empörungsfrei � wohl auch in 
der Attac-Bewegung � bisher die neuen Kriege des Westens hingenommen werden. �Die NATO führt(e)  

einen Krieg gegen Libyen, und es blieb erstaunlich ruhig in der bundesdeutschen Öffentlichkeit, aber auch 
der Antikriegs- und Friedensbewegung. An was das wohl liegen mag?�  Er weist nach, dass auch Deutsch-
land an diesem Krieg beteiligt war/ist. �Deutsche Konzerne und Unternehmen sind derzeit dabei, sich ein  

wichtiges Stück am Kuchen des Geschäftemachens mit dem "neuen" Libyen zu sichern.� Im Dezember wol-
len der kriegsführenden Regierungen auf einer zweite �Peterburger Konferenz� darüber beraten, wie die �Vi-
etnamisierung� des Afghanistan-Krieges erfolgreich gestaltet werden kann. Aufgerufen wird zu einer großen 

Friedensdemo zur Beendigung des 10-jährigen Afghanistan-Krieges.
Soviel Wut, Empörung allerorts, soviel Unruhe war selten. Zum 15. Oktober  haben die �Unduldsamen� in 

Griechenland und Spanien zu einem internationalen Aktionstag aufgerufen, an dem sich auch Attac-Gruppen 
in vielen deutschen Städten beteiligen. Ihr Aufruf endet mit der Forderung nach REALER DEMOKRATIE 

JETZT. �Radíkale Umverteilung des Reichtums; Veränderung der Steuerpolitik, so dass die hoch Vermögen-
den mehr zahlen: die Banken, das Kapital und die Kirche.Wir wollen demokratische Bürgerkontrolle der 

Wirtschaft und der Produktion!�

Wir bedanken uns für die Übersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen von coorditrad!
Coorditrad braucht noch Unterstützung!      www.coorditrad.attac.org  

Wir verschicken gedruckte Exemplare von �Sand im Getriebe� zum Selbstkostenpreis      Bestellung per Mail an sig-abo@gmx.de 
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Aufruf der Plätze Puerta del Sol (Madrid) 
und Syntagma (Athen)

Gemeinsame Erklärung Sol-Syntagma
28. August

Wir Bürger auf den Sol- und Syntagma- 
Plätzen drücken unsere Empörung aus und 
laden alle Empörten ein, sich uns anzu-
schließen.

Von den USA bis Brüssel, von Griechen-
land bis Bolivien, von Spanien bis Tunesien 
verschärft sich die Krise des Kapitalismus. 
Deren Verursacher wollen uns Maßnahmen 
für ihre Überwindung aufzwingen: Private 
Finanzunternehmen erhalten staatliche Gel-
der, während die Bürger dieser Länder zur 
Zahlung der Rechnung gezwungen werden. 
Das führt uns noch stärker in die Krise, an-
statt uns daraus zu retten.
 
In der EU erpressen die spekulativen An-
griffe der Finanzmärkte auf die Staatsver-
schuldung die Regierungen und nehmen 
Parlamente in Geiselhaft, die dann ohne 
jegliche demokratische Legitimation unge-
rechte Maßnahmen zu Lasten ihrer Bürger 
ergreifen. Die europäischen Institutionen 
fügen sich ein, statt energische Entschei-
dungen gegen die Angriffe der Finanzmärk-
te zu treffen.

Seit Anbeginn dieser Krise müssen wir mit 
ansehen, wie versucht wird, private Schul-
den in staatliche zu verwandeln und die 
Verluste unbestraft zu sozialisieren, nach-
dem die Gewinne in skandalöser Weise pri-
vatisiert worden sind. 
Der Grund für die hohen Zinsen, die für 
eine weitere Finanzierung bezahlt werden 
müssen, ist nicht der Zweifel an unserer 
Zahlungsfähigkeit, sondern es sind spekula-
tive Manöver der großen Finanzunterneh-
men zur eigenen Bereicherung, in Mittäter-
schaft mit den Rating-Agenturen.
 
Die wirtschaftlichen Einschnitte werden 
von Einschränkungen der demokratischen 
Freiheiten begleitet. Es werden z.B. Kon-
trollmaßnahmen und Ausweisungen von 
Migranten durchgeführt, die Freizügigkeit 
der Europäer in der EU wird eingegrenzt. 
Allein der Euro und das Spekulationskapital 
dürfen sich frei bewegen und finden offene 
Grenzen.

Im spanischen Staat werden wir einer kol-
lektiven Gaunerei unterworfen. Die Ver-
schuldung des Staatshaushaltes (60% des 
BIP) IST NICHT DAS PROBLEM, aber 
dennoch wird es als Argument benutzt , um 

uns glauben zu machen , dass eine schlim-
me Situation die schlimmen Angriffe recht-
fertigt, die gegen unsere Rechte und gegen 
unser Staatsvermögen gefahren werden. Es 
wird außerdem gedroht, diese Angriffe zu 
verstärken. Im Gegensatz dazu ist die Pri-
vatverschuldung (240% des BIP) in der Tat 
ein Problem, aber anstatt den Banken Spar-
maßnahmen aufzuerlegen, werden ihnen 
alle möglichen Hilfen und Pfründe, auf 
Kosten des öffentlichen Haushalts, erteilt. 
Die größte "Hilfe" ist das Verramschen von 
fast der Hälfte unseres Sparkassensystems, 
sowie von gewinnbringenden Unternehmen 
und Tätigkeitsbereichen. 

(Mittlerweile ist der Zugang zur Puerta del 
Sol, Epizentrum der Bewegung 15. Mai, 
verboten, und so werden fundamentale 
Rechte verletzt.)

In Griechenland werden uns 
�Memoranden� aufgezwungen. Man sagt 
uns, dass die Kürzungen, die Sparmaßnah-
men und die neuen Steuern notwendige, 
von den Bürgern zu erbringende Opfer sind, 
um das Land aus der Krise zu holen und die 
Verschuldung zu verringern. Man hat uns 
belogen! Tagtäglich werden neue Maßnah-
men durchgeführt, die Gehälter werden ge-
kürzt, die Arbeitslosigkeit wächst rapide, 
die Jugend wandert aus. Und die Verschul-
dung steigt unaufhaltsam weiter, weil die 
neuen Kredite nur zur Zahlung der enormen 
Zinsen an unsere Gläubiger eingesetzt wer-
den. Die Defizite Griechenlands und ande-
rer südeuropäischer Staaten verwandeln 
sich so in Riesengewinne für die Banken 
Deutschlands und anderer reicher Länder 
des Nordens.

Nicht Löhne und Renten sind verantwort-
lich für die Aufblähung der Schulden. Ver-
antwortlich sind die großen Steuerermäßi-
gungen und Subventionen des Kapitals, die 
hohen Rüstungsausgaben und die hohen 
Kosten der Pharmaprodukte. Wir werden 
durch weitere destruktive Maßnahmen und 
Kürzungen in die Insolvenz getrieben und 
verkaufen das Land und das Staatsvermö-
gen zu Schleuderpreisen.

Dazu sagen wir:
Ziehen Sie ihre Memoranden zurück! 

Hauen Sie ab!
Wir wollen keine Regierung des IWF und 

der Troika.
Verstaatlichung der Banken! Der Staat 

hat ihnen nämlich durch die Rettungsmaß-

nahmen schon mehr als ihren Börsenwert 
bezahlt. Damit können sie weiter spekulie-
ren.
    Die Schuldbücher veröffentlichen, damit 
wir erfahren, wo das Geld geblieben ist.

Radíkale Umverteilung des Reichtums; 
Veränderung der Steuerpolitik, so dass die 
hoch Vermögenden mehr zahlen: die Ban-
ken, das Kapital und die Kirche.
Wir wollen demokratische Bürgerkon-
trolle der Wirtschaft und der Produkti-
on.

Aus allen diesen Gründen, erklären beide 
Plätze:

Die auferlegten Anpassungsmaßnahmen 
werden uns nicht aus der Krise heraus-
holen, sondern uns noch tiefer in sie hin-
einstoßen. Sie führen uns zu einer Grenz-
situation, um �Rettungsmaßnahmen� 
durchzudrücken, die in Wirklichkeit die 
Gläubigerbanken retten sollen und sich 
durch tiefgreifende Angriffe auf unsere 
Rechte, auf unsere privaten Haushalte 
und auf unser Staatsvermögen konkreti-
sieren werden.

Gegen derartige Überfälle ist es notwendig 
sich zu empören und sich zu erheben.

Wir tun dies schon mit der Bewegung des 
15. Mai auf dem Plaza der Sol und mit der 
Volksversammlung auf dem Syntagma-
Platz.

- STOP den Anpassungs- und Rettungsplä-
nen

- NEIN zur Zahlung der illegitimen Schul-
den. Es sind nicht unsere Schulden. Wir 
schulden nichts, wir verkaufen nichts, wir 
werden nichts zahlen!

- Für eine sofortige, direkte und reale De-
mokratie.

- Schutz der öffentlichen Einrichtungen. 
Kein Verkauf von staatlichem Vermögen 
oder Diensten.

Für die Koordinierung aller Empörten 
auf allen Plätzen.

http://madrid.tomalaplaza.net/2011/08/29/c
omunicado-conjunto-sol-syntagma/
Übersetzung: Helga Heidrich,coorditrad 
/SiG-Redaktion

Filmbericht   über die Verabschiedung der Erklärung auf Puerta del Sol am 28.8.2011  : 
http://www.youtube.com/watch?v=1S2E-FJMgLU 
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VEREINT FÜR WELTWEITE VERÄNDERUNGEN 

Am 15. Oktober werden Menschen überall auf der Welt auf die 
Straßen gehen, um ihre Wut darüber zum Ausdruck zu bringen, 
wie ihre Rechte von einer Allianz aus Politikern und Multis un-
tergraben werden. Wir von Democracia real Ya (Echte Demo-
kratie Jetzt) laden Euch ein, bei diesem friedlichen Protest mitz-
umachen, indem Ihr Euch unserem Handlungsaufruf anschließt 
oder zu anderen Aktionen an diesem Tag aufruft. Es geht um 
unsere Zukunft und nichts kann die Macht von Millionen 
von Menschen aufhalten, wenn sie sich für ein gemeinsames 
Ziel vereinen.

 Democracia real Ya ist eine Plattform, die ursprünglich in Spa-
nien entstanden ist, um verschiedene zivile Mobilisierungsgrup-
pen zu koordinieren. Unter dem Motto �Wir sind keine Güter 
in den Händen der Politiker und Banker�, gingen am 15. 
Mai Tausende von Menschen auf die Straßen um eine partizipa-
torische Demokratie zu fordern, die Korruption im spanischen 
politischen System abzulehnen und unsere Opposition zu den 
uns auferlegten Sparmaßnahmen zum Ausdruck zu bringen. 
Nach dem Erfolg dieser ersten Demonstration entstand eine 
Reihe von Bewegungen. Acampadas (Zeltstädte) wurden auf 
zentralen Plätzen im ganzen Land eingerichtet, ähnlich der ers-
ten Besetzung des Tahrir-Platzes in Kairo. Aus den Acampadas 
heraus entstanden Volksversammlungen, an denen Menschen 
ihre Ziele in einem inklusiven, nicht-hierarchischen Entscheid-
findungsprozess gestalten konnten. Die Bewegung des 15. Mai 
weitete sich bald über die spanischen Grenzen hinaus und inspi-
rierte Aktionen in zahlreichen Städten rund um die Welt, inklu-
sive eine Massendemonstration gegen den Europakt am 19. 
Juni.

 Auf Druck der finanziellen Mächte arbeiten unsere politi-
schen Anführer für den Vorteil von einigen wenigen, ohne 
Rücksicht auf die sozialen, menschlichen oder Umweltfol-
gen, die daraus resultieren können. Indem Kriege um des Pro-
fits Willen propagiert und ganze Bevölkerungen in die Armut 
gestürzt werden, bringen uns die herrschenden Klassen um un-
ser Recht auf eine freie und gerechte Gesellschaft.
 Deshalb laden wir Euch ein, mit uns an diesem friedlichen 
Kampf teilzunehmen und die Nachricht zu verbreiten, dass wir 
die Fähigkeit haben, diese nicht auszuhaltende Situation zu än-
dern. Lasst uns am 15. Oktober die Straßen erobern. Es 
wird Zeit, dass sie uns zuhören. Vereint werden wir uns Ge-
hör verschaffen!
http://www.fse-esf.org/spip.php?article718

Einige Internetadressen für den 15.Oktober:
http://15october.net/

http://www.attac.de/aktuell/eurokrise/europaweiter-aktionstag/
http://www.echte-demokratie-jetzt.de/

http://international.democraciarealya.es/tag/g20/
http://www.youtube.com/watch?

v=4y3X2VFruLM&feature=player_embedded     

David Harvey zu den Revolten in England
Der verwilderte Kapitalismus 

explodiert auf der Straße

Das eigentliche Problem ist die Gesellschaft, in der wir leben. 
Sie wird von einem Kapitalismus bestimmt, der selber extrem 
verwildert ist. Wild gewordene Politiker schummeln bei ihren 
Ausgaben, verwilderte Bankiers plündern die öffentlichen Kas-
sen bis auf den letzten Cent aus, Konzernchefs, Betreiber von 
Hedge Fonds und die Genies der Private-Equity-Firmen rauben 
die Reichtümer dieser Welt, (�) Eine politische Ökonomie der 
massenhaften Enteignung und der offenen Ausraubung am hell-
lichten Tag, von der insbesondere die Armen und Schutzlosen, 
die einfachen Leute und rechtlich nicht abgesicherten Men-
schen betroffen sind, ist zum Gebot der Stunde geworden. 
(�) Der verwilderte Kapitalismus gehört auf die Anklagebank 
� wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit und wegen Ver-
brechen an der Natur. (...)

Die blindwütigen Rioters sind sich dessen leider nicht bewusst 
und sie fordern nichts dergleichen. Die ganze Welt hat sich ver-
schworen, um uns davon abzuhalten, das zu sehen und zu for-
dern. Daher wirft sich die politische Macht so hastig in das Ge-
wand der überlegenen Moral und appelliert salbungsvoll an die 
Vernunft, damit nur ja niemand merkt, wie nackt sie dasteht in 
all ihrer Korruptheit und idiotischen Irrationalität. 

Aber überall auf der Welt gibt es auch Funken der Hoffnung 
und der Klarheit. Die Bewegungen der Empörten in Spanien 
und Griechenland, die revolutionären Impulse in Lateinameri-
ka, die Bewegungen der Bauern und Bäuerinnen in Asien � sie 
alle beginnen, diesen wahnsinnigen Schwindel zu durchschau-
en, mit dem ein räuberischer und wild gewordener globaler Ka-
pitalismus die Welt überzogen hat. Was muss noch geschehen, 
damit auch wir das erkennen und uns dazu verhalten? Wie kön-
nen wir nochmal ganz von Vorne beginnen? Welchen Weg sol-
len wir einschlagen? Es gibt keine einfachen Antworten. Aber 
eines ist gewiss: Die richtigen Antworten finden wir nur, wenn 
wir die richtigen Fragen stellen. 

http://www.sozialismus.de/heft_nr_9_september_2011/detail/a
rtikel/der-verwilderte-kapitalismus-explodiert-auf-der-strasse/

Deptocracy - Schuldkratie 
ein griechischer Dokumentarfilm 

In Griechenland wurde der Dokumentarfilm  produziert. 
�Schuldkratie� sucht nach den Ursachen der Schuldenkrise 
und schlägt Lösungen vor, die von der Regierung und den 

herrschenden Medien verschwiegen werden.
 http://www.tlaxcala-int.org/article.asp?reference=5321 

(auch deutsche Version)
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Aufruf von den Studentenversammlungen der besetzten Universitäten von Athen     
Unsere Eltern leben in der ständigen Angst vor einer Entlassung. Nachdem sie die drastischen Kürzungen ihrer Gehälter 
und die wiederholte Einführung neuer Steuern hinnehmen mussten, kommen sie nun nicht mehr über die Runden und se-
hen sich einem dramatischen Anstieg ihrer privaten Schulden an die Banken gegenüber.

Die meisten unserer Freunde bleiben über Jahre hinweg arbeitslos, während die Glücklichsten unter ihnen nur Gelegen-
heitsjobs mit Gehältern von 400-500 � pro Monat finden.

Wir kämpfen, weil es in einer Zeit, in der die Entwicklung der Produktivkräfte solch ein hohes Potential erreicht 
hat, unfassbar ist, in Elend statt in Würde zu leben. Wir kämpfen, weil es unfassbar ist, dass wir Menschen neben uns 
sehen, denen es an Unterkunft und Essen fehlt, Menschen, die jeden Tag in den Mülltonnen nach Nahrung suchen oder 
an der Warteschlange der Essensausgaben von Hilfsorganisationen stehen.

http://athens.indymedia.org/front.php3?lang=en&article_id=1333540

Kristin Schwierz
Chile: Jugendproteste gehen 

wieder verstärkt weiter

Seit über vier Monaten dauern die Bildungsproteste  
an, die Regierung Piñeras reagiert mit einer 
Mischung aus Konzeptlosigkeit und Gewalt

Santiago de Chile. 

Am 22. September sind in Chile nach 
Schätzungen der Organisatoren wieder 
rund 300.000 Menschen auf die Straße 
gegangen (1), um für eine Reform des 
Bildungssystems zu demonstrieren. Al-
lein in der Hauptstadt Santiago waren es 
100.000 Demonstranten. In Concepción 
beteiligten sich circa 20.000 Menschen, 
in Valparaiso ebenso viele. Die Mobili-
sierung nahm damit wieder zu, nachdem 
die letzte Demonstration in Santiago mit 
30.000 Teilnehmern vergleichsweise mä-
ßig besucht war.

Ein Grund dafür war, dass sich die ersten 
Gespräche zwischen Regierung und Re-
präsentanten der Bewegung Anfang Sep-
tember nun als gescheitert erweisen � die 
Regierung zeigt weiterhin keinen Willen 
die weitgehenden Forderungen der Pro-
testierenden einzugehen.

Gleichzeitig lobte der Präsident Sebastián 
Piñera in einer Rede vor der UNO am 
Donnerstag (2) die Bewegung in unge-
wohnten Tönen: "In den letzten Wochen 
sind tausende junge Chilenen auf die 
Straße gegangen um für einen edlen, 
schönen und legitimen Zweck zu de-
monstrieren." Ein Statement dessen Dop-
pelzüngigkeit für Ärger bei den Protestie-
renden sorgte. "Ich denke das war der 
Versuch einer Imagereinigung um den 
Anschein zu erwecken dass er auf Seite 
der Studierenden steht, dass er diese Re-
form umsetzen will. Aber als wir mit ihm 

an einem Tisch saßen, zeigte er dass ihn 
die öffentliche Bildung egal ist, dass er 
eine qualitativ gute Bildung will, aber mit 
einem Begriff von Qualität, von dem nie-
mand so genau weiß, was er bedeutet", 
kommentierte der Sprecher des Schüler-
verbandes, Giorgio Jackson.
Studierendensprecherin Camila Vallejo 
meinte (3), die Widersprüchlichkeiten 
und Ungereimtheiten dessen, was die Re-
gierung im Land und was sie außerhalb 
des Landes sage, zeige "ihre unnachgiebi-
ge Position, keine strukturellen Bildungs-
reformen zu wollen."

Die Proteste dauern nun schon den fünf-
ten Monat an. Für den 29. September 
wird bereits zur nächsten Demonstration 
aufgerufen.

(1) http://www.cooperativa.cl/prontus_  
nots/site/artic/20110922/pags/2011092218194
2.html
(2) http://www.elmostrador.cl/opinion/2  
011/09/23/el-discurso-de-pinera-en-la-o-
nu-y-el-movimiento-estudiantil/ 
(3) http://www.cooperativa.cl/prontus_  
nots/site/artic/20110922/pags/2011092219311
9.html 
Http://amerika21.de/meldung/2011/09/40
460/chile-proteste-weiter

Weitere Artikel über Chile:
http://amerika21.de/geo/chile

Harald Neuber:  
Chiles Jugend revoltiert 
gegen das Erbe Pinochets

 � (�) Chile leidet seit Jahren unter dem 
sozial ungerechtesten Bildungssystem La-
teinamerikas. Weite Teile der universitären 
Bildung wurden unter dem Pinochet-Fa-
schismus (1973-1990) privatisiert, Proteste  
dagegen stets gewaltsam unterdrückt. Die 
verheerenden Folgen dieser neoliberalen 
Politik zeigt sich heute: Wer sein Kind in 
Chile zur Universität schicken will, muss 
mit monatlichen Gebühren zwischen 500 
und 1000 US-Dollar rechnen. Die Folge 
ist, dass sich die soziale Kluft von Genera-
tion zu Generation massiv verbreitert.
Nach Auskunft[3] der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (OECD) kommt der Staat in Chile 
nur für 15 Prozent der Bildungskosten auf, 
85 Prozent werden privat getragen. An den 
Teilnehmern der Demonstrationen zeigt  
sich, wie stark inzwischen die Mittelschicht  
von der sozialen Selektion im Bildungswe-
sen betroffen ist. Eine Studie der Universi-
tät Chile lässt indes die Last auf arme Fa-
milien vermuten: Von den ärmsten 20 Pro-
zent der Studierenden müssen demnach 65 
Prozent ihre Ausbildung vorzeitig abbre-
chen[4]. Bei den übrigen haben sich inzwi-
schen Ausbildungsschulden von 20 Milliar-
den US-Dollar angehäuft, von denen nie-
mand weiß, wie sie je beglichen werden 
sollen.Probleme des Bildungssystems sor-
gen seit Jahren für Unruhe.(...) �
[3]http://www.abc.es/20110814/internacional/
abcp-malestar-chileno-extiende-
20110814.html
http://www.heise.de/tp/artikel/35/35334/1.html
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Pierre Beaudet
Welchen Weg 

sollte das Weltsozialforum einschlagen?
Ende Mai 2011 haben sich die VertreterInnen des internationalen Rates des Weltsozialforums(IC) in Paris  
getroffen, und über die Zukunft des WSF vor dem Hintergrund der neuen Entwicklung der Bewegungen in  

den arabischen Ländern beraten.

Unsere Aktivitäten im Epizentrum der 
Krise 

Schon seit mehreren Jahren entwickeln 
die Bewegungen im Maghreb und im 
Mashrek neue Strategien.
Dabei sind sie dauerhaft der Bedrohung 
der herrschenden Regime ausgesetzt, egal 
ob korrupte Diktaturen oder pseudode-
mokratische Regime (sog. Demokraturen, 
wie sie auch von Abraham Serfati ge-
nannt wurden). Diese Bewegungen leiden 
auch unter den Attacken reaktionärer 
Strömungen, die unter dem Deckmantel 
der Religion agieren. 
Unsere Freunde aus Marokko, Tunesien, 
Ägypten haben uns deutlich gezeigt, dass 
jede Situation individuell zu betrachten 
ist und von spezifischen, politischen, so-
zialen kulturellen Gegebenheiten charak-
terisiert ist. Dank der Beiträge von Kamal 
Labhib, Gustave Massiah und Samir 
Amin haben wir besser begriffen, wie 
komplex die Situation ist und welche 
Herausforderungen dies für langfristige 
Strategien der Bewegungen bedeutet.
 
Ein Eingreifen ist notwendig

 Heute müssen die sozialen Bewegungen 
in der ganzen Welt vor allem den impe-
rialistischen Offensiven widerstehen, die 
diesen Teil der Welt zugunsten der geo-
politischen und geoökonomischen Ziele 
der Herrschenden (wieder) absichern 
wollen. Die derzeitige Zerstückelung Li-
byens schließt sich an diejenige in Paläs-
tina, im Irak, in Afghanistan, Sudan und 
anderen Ländern im �Bogen der Krise� 
an; sie ist als eine Strategie der �Verwal-
tung der Krise� zu sehen, deren Ziel die 
Verhinderung jeglicher wirklichen Ver-
änderung ist. 
Die Organisationen, die Teil des WSF 
sind, müssen also diese Situation auf-
merksam beobachten und sich solidarisie-
ren, und die herrschenden Klassen in den 
Ländern, wo diese Bewegungen sich ent-
falten, sind zu bekämpfen. 
Darüber hinaus ist die harte Aufbauarbeit 
von Netzwerken zu unterstützen, die das 
Maghreb-Mashrek-Forum und eine My-

riade von Organisationen in der Region 
seit einigen Jahren leisten. Wir dürfen 
auch hoffen, dass das WSF in Tunis oder 
in Kairo 2013[1] eine echte Zugkraft ent-
wickeln kann, wie dies bei den ersten 
WSF in Lateinamerika der Fall war.
 
Der Prozess des Forums muss über-
dacht werden

 Seit über drei Jahren gibt es zum Thema 
Stärkung des WSF-Prozesses eine Debat-
te. Das ganze Jahrzehnt hinweg hat das 
WSF zu den Fortschritten der Bewegun-
gen beigetragen, insbesondere in Latein-
amerika. Die �Ausdehnungen� des WSF 
nach Asien, Afrika und in Europa haben 
ebenso positive Aspekte zu verzeichnen. 

Dennoch ist klar, dass die Struktur der 
großen Versammlungen, durch die die 
Bewegungen �sichtbar� gemacht werden, 
wiederbelebt werden muss. In diesem 
Sinne hat das letzte Forum in Dakar die 
Vitalität einiger Erneuerungen gezeigt. 

Dabei denken wir insbesondere an der 
Schaffung von Räumen (Strukturen) für 
die Entwicklung von Strategien durch 
Bewegungen und Netzwerke, die sich 
nicht auf der Diagnose von Krisen be-
grenzen. Derartige Ausarbeitungen ver-
langen viel Vorbereitung, also Recher-
chen, Beratungen, und den Dialog zwi-
schen verschiedenen Bewegungen. Ein 
solcher Prozess erfordert - über die Orga-
nisation einer oder mehrerer Konferenzen 
auf dem WSF hinaus - eine langfristig an-
gelegte Arbeit. Indem Organisationen 
und Netzwerke sich in den nächsten Jah-
ren auf diesen Weg begeben, werden sie 
das WSF aufwerten.
 
Rückkehr zur regionalen Arbeit

 Grundsätzlich hat die Bedeutung des 
WSF eine Globalisierung der Bewegun-
gen sichtbar gemacht, indem es eine Dis-
kussionsplattform bot und gemeinsamen 
Problemstellungen Raum gab. 
Heutzutage bleibt dieses Ziel in vielen 
Teilen der Welt von großer Bedeutung, 

wo der Prozess des WSF noch in den 
Kinderschuhen steckt. Für viele Bewe-
gungen, insbesondere in Lateinamerika 
und Europa, steht dieses Ziel jedoch nicht 
mehr an erster Stelle, wobei die echten 
Unterschiede in den Erfahrungen in den 
verschiedenen Ländern  noch genauer be-
trachtet werden sollten. Es ist eine be-
stimmte Tendenz zu erkennen, wonach 
das Sozialforum auf lokalen, regionalen, 
sogar auf Gemeindeebenen verankert 
werden sollte, dort, wo nämlich die Kon-
vergenz der Bewegungen eine unmittel-
bare Auswirkung zeigt. Diese lokalen 
Foren haben auch den Vorteil, dass sie 
sich auf bestimmte Themen fokussieren, 
die von lokaler Bedeutung sind. So könn-
ten Bewegungen leichter eine angemesse-
ne Strategie entwickeln. 
 
Eine notwendige Neuorientierung

Zu Beginn war das WSF nicht als « Kon-
ferenz » oder « Event » gedacht, sondern 
als ein Prozess, der die nützlichen Erfah-
rungen der Bewegungen im Hinblick auf 
deren Widerstand gegen den Neolibera-
lismus und auf der Entwicklung von Al-
ternativen zusammenbringen sollte. 
Sicherlich war die Organisierung großer 
Versammlungen in dieser ersten Phase 
sehr wichtig, aber daraus muss kein abso-
lutes Prinzip werden. 

Wir müssen auch die verschiedenen In-
teressen, die sich diesbezüglich im Forum 
gezeigt haben, berücksichtigen (die Inter-
essen also der Antiglobalisierungsbewe-
gungen, Gewerkschaften, NGO�s, Frau-
en- Bauern, Umweltschutzverbände 
usw.). Das Prinzip des Pluralismus und 
der Dialoge muss an erster Stelle stehen. 

Ebenfalls von großer Bedeutung ist, dass 
diese Dialoge zu Ergebnissen führen: Im 
Lichte der theoretischen Überlegungen 
sollen die Aktionen besser koordiniert 
werden. Dafür sind die vielfältigen politi-
schen Kulturen und die unterschiedlichen 
Strategien der Bewegungen zu integrie-
ren.
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Die Ressourcen müssen überdacht 
werden

Eng verbunden mit dieser Debatte ist das 
Thema der Ressourcen. Das WSF wurde 
durch soziale Bewegungen geschaffen 
und ist keinesfalls ein �Projektvor-
schlag� für die neoliberalen Stiftungen 
und noch weniger für die Staaten, die es 
möglicherweise �freundlich aufnehmen�, 
deren Ziele jedoch zu den Zielen der Be-
wegung in Widerspruch stehen.

Ein lebendiges und befreiendes WSF 
muss z.B. die ökologische Dimension 
einbeziehen,  im Sinne des globalen 
Kampfs um Mutter Erde, und das steht in 
Widerspruch zur finanziellen Abhängig-
keit von denen, die eine �Entwicklung� 
durch fossile Energien befürworten. 

Daraus ergibt sich: die sozialen Organisa-
tionen müssen die Organisierung und die 
Finanzierung des Forums in die Hand 
nehmen. Das ist durchaus möglich, wie 
es unsere amerikanischen Freunde in den 
USA bewiesen haben, als sie im letzten 
Sommer das Forum USA in Detroit orga-
nisiert haben. 
In diesem Sinne konnten durch die Vor-
schläge der IC-Arbeitsgruppe über die 
Ressourcen verschiedene vielverspre-

chende Wege aufgezeigt werden, wie das 
WSF auf dieser Ebene autonom werden 
kann.
 
Das WSF in den kommenden zehn 
Jahren

 Es ist sehr gut möglich, dass der Prozess 
des WSF im oben aufgezeigten Sinne 
wieder aufgenommen und verstärkt wird. 
Auf eine Art muss die Führungsebene er-
neuert werden und den Stab einer neuen 
�Generation� übergeben. Die Brasilia-
ner und andere lateinamerikanische Be-
wegungen, die sich sehr stark engagiert 
haben, wissen intuitiv, dass dieser «Über-
gang» notwendig ist, selbst wenn ihre 
Netzwerke im Forum aktiv bleiben müs-
sen, ohne das gleiche Gewicht zu haben 
und ohne die zentrale Rolle einzuneh-
men, die sie in den letzten Jahren inne-
hatten. Der Übergang muss schrittweise 
erfolgen und mit der Entwicklung der 
Netzwerke in den verschiedenen Regio-
nen einher gehen. 
In der Zwischenzeit werden überall neue 
Initiativen entwickelt, um innerhalb der 
Bewegungen neue « intellektuelle Kol-
lektive » in der Tradition von Gramsci 
und Bourdieu zu schaffen. �Intellektuelle 
Kollektive », die in den Bewegungen ver-
wurzelt und in der Lage sind, das Wissen 

innerhalb dieser Bewegungen weiterzu-
entwickeln und Strategien zu entwickeln, 
die es den Bewegungen erlauben, echte 
Werkzeuge gegen hegemoniales Streben 
zu entwickeln.

[1] Die endgültige Entscheidung, das 
nächste WSF in dieser Region abzuhal-
ten, wurde auf die nächste Versammlung 
des CI in Dhaka im Oktober verschoben; 
dort findet das nächste asiatische Sozial-
forum statt.

http://www.forumdesalternatives.org/FR/
readarticle.php?article_id=24422

 
Pierre Beaudet engagiert sich in den so-
zialen Bewegungen, ist Gründungsmitglied 
von �Quebec NGO Alternatives� und Her-
ausgeber von �Nouveaux cahiers du socia-
lisme�.

Alexis Passadakis
�Every day is a big day� - 

Ägypten, das Militär und die Klassenfrage
�Inzwischen ist völlig klar: Wir hatten 
mehr Rechte und Freiheit unter Mubarak 
als unter dem SCAF�, twitterte die ägyp-
tische Aktivistin  Shahira Abouellail im 
August inmitten des Ramadans. SCAF 
bedeutet Supreme Council of the Armed 
Forces und ist das Machtzentrum der Mi-
litärdiktatur.
Dieses wurde nach dem Sturz von Macht-
haber Mubarak installiert. Während des 
Fastenmonats waren keine neuen Mas-
senproteste auf dem Tahrir-Platz in Kairo 
geplant, aber der Kampf gegen die vor al-
lem durch die Armee betriebene Konter-
revolution geht weiter.

Etwa 12000 Ägypter wurden seit Februar 
vor Militärgerichte gestellt und viele zu 
langjährigen Haftstrafen verurteilt � ohne 
Appellationsmöglichkeit. Folter häufig 
inbegriffen. Einige, weil sie bei Protesten 
festgenommen wurden, andere, weil sie 
die Streitkräfte kritisiert haben. Manche 

waren schlicht beim Einkaufsbummel zur 
falschen Zeit am falschen Ort und wur-
den einfach mitgenommen.

Shahira Abouellail, 32, ist eine der trei-
benden Personen der Kampagne No Mili-
taryTrials � Keine Militärprozesse! Nach 
einer Veranstaltung in Kairo sitzt sie spä-
ter am Abend im Foyer des Gebäudes der 
Journalistenvereinigung auf der Kante ei-
nes tiefen Sessels. Der Körper ange-
spannt, die Unterarme auf die Knie ge-
stützt. Das iPhone, die Zigarettenschach-
tel und ein Feuerzeug liegen in Griffwei-
te. Ihr Blick ist konzentriert und direkt. In 
jedem Satz schwingt mit, dass es ihr um 
viel geht:

�Der SCAF, er ist das Spiegelbild des al-
ten Regimes. Mit den Verhaftungen ver-
sucht er, unsere Revolution zu stehlen. 
Unsere Kampagne heißt NoMilitaryTri-
als. Wir versuchen herauszufinden, wer 

in den Gefängnissen gelandet ist, wann  
Verfahren stattfinden. Einige Rechtsan-
wälte können in die Gefängnisse herein-
kommen, dort bekommen sie dann Listen 
mit weiteren inhaftierten Aktivisten zuge-
steckt. Es ist wie ein Schneeballsystem, 
so wissen wir, wer inhaftiert wurde. In-
zwischen haben wir Tausende von Na-
men. Dann können wir Beschwerde ein-
reichen und juristische Betreuung orga-
nisieren.
Wir sammeln Zeugenaussagen. Die ver-
breiten wir über Twitter, über Blogs und 
machen Youtube-Clips und Pressekonfe-
renzen. Wir arbeiten uns Schritt für 
Schritt vor, um die Hegemonie des Mili-
tärs in der Öffentlichkeit zu brechen. Wir 
sind nur eine Handvoll Leute, aber unse-
re Arbeit ist sehr effektiv.�

Bisher streitet der Militärrat in seinen re-
gelmäßig auf seiner offiziellen Facebook-
seite veröffentlichen Statements den poli-
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tischen Charakter der Verhaftungswellen 
ab. Die Generäle behaupten, dass ledig-
lich Kriminelle vor Militärgerichte ge-
stellt werden, die wegen bewaffneten 
Überfalls oder Vergewaltigung angeklagt 
werden. Dass Soldaten übermäßige Ge-
walt oder Folter anwenden, wird ins 
Reich der Phantasie verwiesen:
�Zu Beginn gelang es uns kaum, in die 
großen Medien gekommen. Aber das ge-
lingt uns zunehmend besser Es war und 
ist ein Problem, dass wir bei dem Sturz 
Mubaraks keine große Zeitungsredaktion 
oder Fernsehsender besetzt haben. Das 
würde uns jetzt helfen. Trotzdem sind wir  
inzwischen relativ mächtig. Ich denke, 
der SCAF ist wegen der Informationen, 
die wir veröffentlichen, sehr nervös.�
Die Wahrnehmung der Kampagne ist in-
zwischen beträchtlich. Seit Anfang Au-
gust hat Yousri Fouda, Anchor beim Sen-
der ON TV, damit begonnen, Videoclips 
von Journalisten und Bürgern, die Vorfäl-
le von Folter durch die Armee dokumen-
tieren, in das Programm aufzunehmen. 
Inzwischen haben sich sogar die Jugend-
organisation der Muslimbrüder und di-
verse liberale Parteien ablehnend gegen-
über den Militärgerichtsverfahren positio-
niert:

�Es passiert jeden Tag sehr viel, jeder 
Tag bringt etwas völlig Neues: Every day 
is a big day. Was die Armee mit den Akti-
visten macht, ist oft sehr hart. Aber es ist 
wichtig zu wissen, dass Folteropfer nicht 
wegen ihrer Vergehen ausgesucht wer-
den, sondern wegen ihres sozialen Status. 
Gefoltert werden vor allem Leute aus är-
meren Schichten, die keine Ressourcen 
haben sich zu wehren. Das Militär sucht 
sich die Hilflosen aus. Es ist eine Klas-
senfrage. Die Militärs verstehen auch 
nicht, dass sich Leute wie wir aus der 
Mittel- und Oberschicht um die Gefolter-
ten kümmern. 'Was interessieren euch 
diese Leute? ,̀ haben sie uns gefragt.�

Der größte Teil der Aktivisten vom Tahr-
ir-Platz ist zwischen 20 und 30 Jahre alt. 
Sehr viele leiden unter post-traumati-
schen Stressstörungen. Viele müssen 
Tod, Verletzungen oder Folter verkraften. 
Oft müssen sie unter Zeitdruck schwer-
wiegende Entscheidungen treffen. �Das 
ist die neue Normalität�, erklärt Shahira 
Abouellail.

�Als ich noch ins College gegangen bin,  
war ich aktiv und ging zu Demos. Aber 
diese wurden immer von der Polizei zer-
schlagen. Es hat zu nichts geführt. Es 
war immer das Gleiche. Politisch habe 
ich mich dann für lange Zeit zurückgezo-
gen. Bis zum Januar. In den ersten Tagen 
nach dem Start der Massenproteste am 
25. war ich euphorisiert, viel hoffnungs-
voller als jetzt. Aber ich bin weiter opti-
mistisch.

Ich arbeite an der Uni, in der Verwaltung 
und mache dort Lehrpläne. Fast bin ich 
entlassen, worden, weil ich auch wäh-
rend der Arbeitszeit aktiv bin. Denn ich 
habe das zentrale Handy der Kampagne 
und das benutze ich auch während der 
Arbeitszeit. Es ist mir egal, wenn sie  
mich entlassen. Darauf nehme ich keine 
Rücksicht. Mit dem Beginn der Proteste  
in den Januartagen ist die Realität in un-
ser Leben eingeschlagen: Reality has hit.  
Vielen ist inzwischen klar, das der Sturz 
Mubaraks noch nicht die Revolution war.  
Stattdessen sind wir in einem revolutio-
nären Prozess. Es wird ein lebenslanger 
Kampf bleiben. Aber es gibt gerade die-
ses window of opportunity. Deshalb agie-
re ich zur Zeit weit jenseits meiner physi-
schen Kräfte. Oft läuft mein Tag so ab,  
dass ich höchstens vier Stunden schlafe.  
Um 5.30 Uhr muss ich aufstehen � ich 
brauche anderthalb Stunden für meinen 
Weg zur Arbeit.�

Ein Anruf reißt Shahira aus ihrem routi-
nierten Redefluss. Zuvor wurde sie vier 

Tage lang von einem britischen Fernseh-
team begleitet, das eine Reportage über 
Frauen in der ägyptischen Revolution 
dreht. �Ehrlich gesagt, habe ich nicht 
ganz verstanden, was sie von mir wollten. 
Die Revolution mache ich nicht als Frau, 
sondern als Staatsbürgerin. Auf dem 
Tahrir-Platz spielte das Geschlecht keine 
Rolle � es ging um universelle Prinzipi-
en.

Ja, ich versuche mich zu entspannen. 
Aber ich weiß, dass es wirkliche Ruhe 
erst dann geben wird, wenn dieses Fens-
ter sich geschlossen hat. Dann werde ich 
mir einen langen Urlaub nehmen. Es gibt 
ein paar gute Freunde um mich herum, 
die nicht direkt in das involviert sind, 
was ich tue. Die passen ein wenig auf 
mich auf. Ich wurde schon geschlagen, 
bei einer Veranstaltung waren Provoka-
teure. Sie haben Stühle nach mir gewor-
fen. Durch den Hinterausgang bin ich 
geflüchtet. Mit einem Kopftuch, um drau-
ßen nicht erkannt zu werden.

Meine Mutter hasst, was ich tue. Sie hat 
Angst um mich. Aber sie ist auch gegen 
die Armee. Für eine Frau aus ihrer Ge-
neration ist das schon bemerkenswert.  
Meine Geschwister unterstützen mich, 
sagen aber auch, dass ich nicht zu weit 
gehen soll. Viele Freunde schicken mir 
unterstützende SMS. Das hilft.

Im übrigen gibt es verschiedene Positio-
nen, wie wir mit dem Militär umgehen 
sollen. Einige sprechen von Verhandeln. 
Ich denke, man muss attackieren. Für 
mich gibt es da keine Wahl. Ich erkennte 
den SCAF nicht an. Er ist nicht gewählt 
und daher nicht legitim. Ich gebe nicht 
nach. Ich werde nicht aufhören, bis sie 
aufgehört haben.�

Aufgezeichnet von Alexis J. Passadakis. Im 
Juni 2011. Er ist Mitglied im Koordinie-
rungskreis von Attac.
Erschienen in LunaPark21, Nr. 15, 2011.

Weitere Artikel über Ägypten:
 http://ag-friedensforschung.de/regionen/Aegypten/Welcome.html

http://www.labournet.de/internationales/eg/index.html
What is a debt audit and how might it work in Egypt, by Nick Dearden, http://www.cadtm.org/What-is-a-debt-audit-and-how-might

Attac Deutschland: Hilfe für Nordafrika darf nicht an neoliberale Auflagen 
geknüpft werden 

Wenn die G8-Staaten den neuen Regie-
rungen in Ägypten und Tunesien wirklich 
helfen wollen, dann sollten sie Finanzhil-
fen ohne Auflagen gewähren. Die Unter-
stützung für die Demokratiebewegungen 
in Nordafrika darf nicht an neoliberale 
Strukturanpassungen geknüpft werden. 
Die katastrophalen Auswirkungen solcher 
von IWF und EU durchgedrückten Aufla-

gen sehen wir derzeit in Spanien, Portu-
gal und Griechenland: mehr soziale Un-
gleichheit und ein massiver Abbau von 
Demokratie. 
An ähnliche Bedingungen geknüpfte Fi-
nanzhilfen werden die Entwicklung der 
nordafrikanischen Staaten hin zu demo-
kratischen und gerechten Gesellschaften 
nicht fördern, sondern behindern. 

Attac unterstützt unter anderem einen 
Schuldenerlass für die Länder Nordafri-
kas und die Öffnung der europäischen 
Märkte für die Produkte dieser Länder. 

Quelle: Website von Attac Deutschland; 
www.attac.de, Juni 2011
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Marokko: Jeden Sonntag weitere Demonstrationen

Casablanca:   Nach einer Debatte im April beschloss die  Bewegung des 20. Februar, zusammen mit anderen Gruppen 
- u.a. Attac Marokko - Demonstrationen in jeweils einem anderen Stadtviertel zu organisieren.  

Casa Sidi Moumen 
11 septembre 2011

�Für die Freilassung 
von Halid!�

Die Demonstranten fordern bessere Schulbildung, eine Lösung der Wohnungsfrage, das Ende der Korruption, die Freilas-
sung der politischen Gefangenen � vorwiegend junge Menschen, die in der Bewegung des 20. Februars aktiv sind.

Fotodokumentation : https://picasaweb.google.com/109814657023437756092/CasaSidiMoumen11Septembre2011?
authkey=Gv1sRgCPi6h_OTsraL2QE&feat=email

Aufnahme Palästinas in die UNO

Seite der Palästinensischen Delegation in Deutschland � insbesondere mit der Rede von Präsidenten Abbas vor der 
UNO-Vollversammlung: http://www.palaestina.org/index.php?id=188

http://ag-friedensforschung.de/regionen/Palaestina/Welcome.html

Israels ökonomische Matrix, Industriezonen in Palästina helfen vielen - nur nicht den Palästinensern
Interview mit Sam Bahour, palästinensisch-amerikanischer Unternehmensberater

http://www.heise.de/tp/artikel/35/35543/1.html
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Gemeinsame Erklärung von Palästinensern und Israelis 
zur Unterstützung der israelischen sozialen Proteste

Etwa 20 politische Parteien und soziale Bewegungen von beiden Seiten der �grünen Linie� haben eine historische Erklärung for-
muliert, in der sie ihre Unterstützung der sozialen Proteste ausdrücken, die gegenwärtig Israel erschüttern.

Sie betonen die notwendige Verbindung zum Kampf gegen Israels Besatzung und Kolonialpolitik.
Wir stehen zusammen für die Beendigung der Besatzung und des Rassismus und unterstützen den Kampf des palästinensischen 

Volkes für ihre nationalen Rechte und gegen nationale und soziale Unterdrückung.
(Alternative Information Center, Palästina / Israel)

Montag, 5. September 2011

Während wir ermutigende Entwicklungen im 
Mittleren Osten erleben, die Welle sozialer 
Proteste und das Erwachen des Kampfes der 
Völker für Freiheit und das Recht, in Würde 
zu leben, lebt das palästinensische Volk im-
mernoch unter dem Joch israelischer Besat-
zung, trotz des beharrlichen und fortdauern-
den Kampfes für Freiheit. Die internationale 
Gemeinschaft ihrerseits zeigt Hilflosigkeit 
und bietet dem palästinensischen Kampf um 
Freiheit und Gerechtigkeit keine Unterstüt-
zung.
Die Protestbewegung und der Wind des Wan-
dels, der in der arabischen Welt weht, hat 
weltweit unter denen, die nach Freiheit stre-
ben, Begeisterung ausgelöst und viele ermu-
tigt, das Modell des Volkskampfes aufzugrei-
fen. Die Protestbewegung hat einen tiefen 
Einfluss auf verschiedene Gruppen in Israel 
unter Juden wie Palästinensern ausgeübt und 
einen wichtigen Beitrag zum Anstieg der brei-
ten Protestbewegung für soziale Gerechtigkeit 
innerhalb Israel geleistet. 

Bewegt von unserem Bestreben nach gerech-
tem und fairem Frieden in der Region, nach 
einem Frieden, der wirklich für die Völker der 
Region wesentlich ist und den Kampf für Ge-
rechtigkeit und Fortschritt für alle unterstützen 
kann, betonen wir � palästinensische und is-
raelische politische Kräfte, VertreterInnen von 
Frauenverbänden und Jugendliche von beiden 
Seiten der Grünen Linie � die Notwendigkeit 
eines gemeinsamen Kampfes, mit dem Ziel, 
die Völker der Region von Kolonialismus und 
Hegemonie, besonders des Zionismus, zu be-
freien, die Besetzung und die israelischen mi-
litärischen Aggressionen zu beenden und den 
gerechten Kampf des palästinensischen Vol-
kes zur Erfüllung seines Rechts auf Selbstbe-
stimmung in Übereinstimmung mit den Ent-
scheidungen der internationalen Gemeinschaft 
zu unterstützen.

Wir freuen uns auf die Befreiung all der Völ-
ker der Region von Diktaturen, Tyrannenherr-
schaft und aller Formen nationaler, sozialer 
und wirtschaftlicher Unterdrückung. Deshalb 
betonen wir, die Unterzeichner dieses Doku-
ments: 

1. Wir unterstützen die palästinensische Initia-
tive in den Vereinten Nationen im September 
2011, die Einrichtung, die dafür Verantwor-
tung trägt, die Fundamente für internationalen 
Frieden zu legen. Gefordert werden die volle 
Mitgliedschaft für Palästina in der UNO und 
die Anerkennung eines palästinensischen 

Staates in den Grenzen vom 4. Juni 1967 mit 
Ost-Jerusalem als Hauptstadt. Ziel ist es auch, 
die Anstrengungen zur Beendigung der Besat-
zung des Landes des palästinensischen Volkes 
zu stärken, unter Bewahrung des Rechtes des 
palästinensischen Volkes, der Besatzung zu 
widerstehen. Eingefordert wird auch weiterhin 
das Recht auf Rückkehr der Flüchtlinge ge-
mäß der Resolution 194 der Vereinten Natio-
nen. In diesem Zusammenhang betonen wir, 
dass die Palästinensische Befreiungsorganisa-
tion (PLO) die einzige legitime Vertretung des 
palästinensischen Volkes ist. Sie leitet ihre 
Legitimation sowohl vom palästinensischen 
Volk im Heimatland und Exil als auch von der 
Anerkennung durch die Arabische Liga und 
die Vereinigten Nationen her. 

Die UN-Initiative ist ein legitimer Schritt. Die 
Vereinten Nationen müssen ihrer Verantwor-
tung, Frieden und Gerechtigkeit auf interna-
tionaler Ebene zu errichten, nachkommen. Es 
ist ein Schritt, der die Rechte des palästinensi-
schen Volkes stärkt und in keiner Weise eine 
Bedrohung Israels darstellt, trotz der großen 
Bemühungen der israelischen Regierung, die-
sen Schritt dem israelischen Volk als Kriegs-
erklärung oder als Bedrohung der Existenz Is-
raels darzustellen.

2. Nach unserem Verständnis ist eine primäre 
Ursache für die soziale und wirtschaftliche 
Not der Bürger Israels neben der kapitalisti-
schen Wirtschaftspolitik die Fortsetzung der 
Besatzung und der überzogene Sicherheits-
haushalt, den Israels Regierung mit der Not-
wendigkeit zu rechtfertigen versucht, einer-
seits die Siedlungen, andererseits die Staats-
grenzen zu verteidigen. Wir glauben daher, 
dass die Beendigung der Besatzung und die 
Schaffung eines fairen und gerechten Friedens 
notwendig sind für ein Leben in Frieden und 
Wohlstand.
Wir begrüßen es, dass die palästinensische 
Bevölkerung in Israel an dem sozialen Protest 
teilnimmt und darin integriert ist. Dies ist eine 
wichtige Gelegenheit, vor verschiedenen 
Gruppierungen innerhalb Israels Gesellschaft 
die Not der Palästinenser und die ihnen ange-
tane Ungerechtigkeit aufzuzeigen, sodass die-
se Gruppierungen Verantwortung übernehmen 
können im Kampf gegen die Ausgrenzungspo-
litik und die dauernde Diskriminierung gegen 
Palästinenser in Israel, mit dem Ziel, die Kon-
fiszierung von Land zu beenden und volle 
Gleichheit zu fordern, sowie die seit 1967 
fortdauernde Besatzung palästinensischer Ge-
biete zu beenden. 

Wir warnen vor den gewohnten Versuchen 
durch die Besatzungsregierung, die innere 
Krise und dem Druck der Protestwellen durch 
eine Politik auszuweichen, die Angst vor einer 
externen Bedrohung schürt. Sei es, indem die 
palästinensischen Forderungen an die UN als 
�Gefahr� dargestellt werden oder durch Mili-
täraktionen, wie wir sie in den letzten paar Ta-
gen in Anbetracht heftiger Eskalation des 
Blutvergießens unter dem palästinensischen 
Volk in Gaza gesehen haben. 

3. Wir anerkennen das Recht des palästinensi-
schen Volkes, das unter der Besatzung lebt, 
alle legitimen Formen des Widerstandes in 
Übereinstimmung mit internationalen Normen 
anzuwenden, um die Besatzer aus ihrem Land 
zu entfernen und Selbstbestimmung zu errei-
chen. In diesem Zusammenhang betonen wir 
die Bedeutung des gemeinsamen Kampfes 
von Palästinensern und Israelis. Ein gemeinsa-
mer Kampf ist eines der wegweisenden Prin-
zipien im Kampf gegen Besatzung, gegen die 
Siedlungen, Rassismus, Kolonialismus, gegen 
die Politik von Ausgrenzung, Schwächung, 
Verarmung und rassistischer Abtrennung in-
nerhalb Israels.

Unterzeichnet: Politische Parteien, soziale 
Organisationen junge Frauen und Männer, pa-
lästinensische und israelische Aktivisten (in 
alphabetischer Reihenfolge):
Association of Palestinian Democratic Youth 
(Palestine) /  Association of Progressive Students 
(Palestine) / Democratic Front for the Liberation 
of Palestine (Palestine) /
Democratic Front for Peace and Equality (Israel) 
/ Democratic Teachers� Union (Palestine) / 
Democratic Union of Professionals in Palestine 
(Palestine) / Democratic Women�s Movement in 
Israel (Israel) / Israeli Communist Party (Israel) / 
National Campaign for Return of the Bodies of 
Arab and Palestinian Martyrs Captured by the Is-
raeli Government (Palestine) / Palestinian Peo-
ple�s Party (Palestine) / Popular Campaign for 
the Boycott of Israeli Products (Palestine) / Pro-
gressive Workers� Union (Palestine) / Tarabut-
Hithabrut � Arab-Jewish Movement for Social 
and Political Change (Israel) / The Alternative 
Information Center (Palestine/Israel) / Union of 
Palestinian Farmers� Unions (Palestine) / Union 
of One World for Justice (Palestine) / Union of 
Palestinian Working Women (Palestine) / Work-
ers� Unity Bloc (Palestine)

http://www.alternativenews.org/english/in-
dex.php/topics/news/3795-historic-declara-
tion-by-palestinians-israelis-in-support-of-is-
raeli-social-protest-anti-colonial-struggle-

Übersetzung Bernt Lampe, coorditrad / 
SiG-Redaktion
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TUNESIEN: Schuldenaudit!

Tunesiens Schulden: 100 Abgeordnete fordern die sofortige 
Aussetzung aller Zahlungen, bis die Ergebnisse der Unter-

suchung bekannt gegeben werden.
 
6. September von CADTM
 
Pressemitteilung von Marie-Christine Ver-
giat, Europaabgeornete der Front de Gau-
che (Linksfront) und des Komitees für die 
Streichung der Schulden der dritten Welt  
(Comité pour l�Annulation de la Dette du 
Tiers-Monde, CADTM) am 6. September 
2011
 
Die Zahlung der zweiten Tranche der zu be-
dienenden tunesischen Schulden ist im Lau-
fe dieses Monats fällig. In Anbetracht der 
sozialen Anforderungen und der histori-
schen Umbrüche, die Tunesien aktuell 
durchlebt, sollten die tunesischen Behörden 
andere Prioritäten verfolgen, zumal mehr 
als ein Großteil dieser Schulden illegitim 
ist, da er lediglich dazu diente, Ben Ali und 
einige seine engsten Vertrauten auf Kosten 
der tunesischen Bevölkerung zu bereichern.
 
Das tunesische Volk hat bereits genug gelit-
ten. Es hat ein Recht, die Wahrheit über die 
Verwendung der Kredite zu erfahren. Die 
Rückzahlung dieser Schulden sollte also so-
fort ausgesetzt werden und zwar so lange, 
bis eine eingehende Prüfung durchgeführt 

ist, die den Anteil illegitimer Schulden fest-
stellt und dessen Streichung begründet. Die 
Entscheidungsträger der EU sollten es als 
eine Ehre ansehen, diese Überprüfung zu 
fördern und die notwendigen Dokumente 
bereit zustellen, angesichts ihrer Verant-
wortung gegenüber dem alten Regime. 
 
Bis heute haben 100 Abgeordnete den Auf-
ruf (siehe unten) unterschrieben, der in die-
sem Sinne vom Netzwerk CADTM und den 
beiden Europaabgeordneten Marie-Christi-
ne Vergiat und Gabi Zimmer verfaßt wurde, 
um die internationale Kampagne von 
RAID, -  tunesische Mitgliedsorganisation 
des Netzwerkes CADTM und von Attac - 
zu unterstützen. Diese Forderung wurde 
auch vom belgischen Senat* und der Paritä-
tischen Parlamentarischen Versammlung 
AKP-EU aufgenommen.
 
Es ist Zeit, den Teufelskreis der tunesischen 
Verschuldung zu durchbrechen. Es sei dar-
an erinnert, dass Tunesien zwischen 1990 
und 2009 drei Milliarden Euro mehr zu-
rückgezahlt hat, als es an neuen Krediten 
im selben Zeitraum erhalten hat. 
 

Die Rückzahlung auszusetzen wäre also 
realistischer, als Tunesien weiter in eine 
neue Schuldenspirale zu treiben, wie es der-
zeit die Hauptgläubigern wollen unter de-
nen sich ganz vorn auch die EU und beson-
ders Frankreich befindet. 
 
Dies würde die Aufnahme eines neuen Dia-
loges mit den südlichen Mittelmeerländern 
ermöglichen, der insbesondere den gebüh-
renden Respekt  voraussetzt - gegenüber 
dem tunesischen Volke sowie den demokra-
tischen Einrichtungen, über die es bald ver-
fügen wird. 
 
Wir rufen daher alle Abgeordneten, sei es 
in den nationalen Parlamenten oder im Eu-
ropäischen Parlament, dazu auf, sich uns 
anzuschließen. Um den Druck auf die tune-
sische Regierung und die Gläubiger zu er-
höhen, richten wir diesen Aufruf auch an 
die Parlamente anderer Kontinente.
 
*http://www.senate.be/www/?MIval=/pu-
blications/viewPubDoc&TID=83889608&
LANG=FR
**http://www.europarl.europa.eu/intco...
 

 
Aufruf europäischer und nationaler Abgeordneter zur eingehenden 

Prüfung der europäischen Forderungen gegenüber Tunesien
 

Zu dem Zeitpunkt, als der Diktator Ben Ali 
am 14. Januar 2011 seine Macht verlor, hat-
te der tunesische Staat gegenüber dem Aus-
land 14,4 Milliarden Euro Schulden. Diese 
Schulden stellen ein großes Hindernis für 
die Entwicklung der tunesischen Bevölke-
rung dar, da deren Rückzahlung (Tilgung 
und Zinsen) jedes Jahr durchschnittlich das 
Sechsfache des Gesundheitsetats bean-
sprucht. Während Tunesien dringend all 
seine finanziellen Mittel mobilisieren muss, 
um den Anforderungen der derzeitigen Si-
tuationen gerecht zu werden, plant der aktu-
elle Gouverneur der tunesischen Zentral-
bank für 2011 577 Millionen Euro des 
Staatshaushaltes für die Rückzahlung der 
Schulden gegenüber dem Ausland ein. 
 
Diese Verschuldung hat nicht dazu beige-
tragen, die Lebensbedingungen der Bevöl-
kerung zu verbessern. Das Vermögen, das 
der Ben-Ali-Clan in 23 Jahren an der Macht 
aufgehäuft hat, zeigt, dass große Summen 
mit dem Wissen einiger Gläubiger unter-
schlagen worden sind.
 

Hinzu kommen alle Rückzahlungen der ex-
ternen Staatsschuld, die Tunesien bereits 
getätigt hat. Den Angaben der Weltbank zu-
folge hat Tunesien zwischen 1970 und 2009 
nämlich 2,47 Milliarden Dollar mehr zu-
rückgezahlt, als es im selben Zeitraum ge-
liehen hat.
 
Wir, Mitglieder zahlreicher europäischer 
parlamentarischer Versammlungen, fordern 
deshalb die sofortige Aussetzung der Rück-
zahlung von Schulden Tunesiens gegenüber 
Europa (bei Einfrierung der Zinszahlungen) 
und die eingehende Überprüfung dieser 
Forderungen. An dieser Schuldenprüfung 
sollen auch Vertreter der Zivilgesellschaft 
beteiligt werden, wie es auch 2007/2008 bei 
der Prüfung der ecuadorianischen Schulden 
durch die Regierung der Fall war. Dies wird 
Licht auf den Verwendungszweck der ge-
liehenen Geldmittel, auf die Umstände, un-
ter denen die Kreditverträge abgeschlossen 
wurden, auf die Bedingungen, die diese 
Verträge enthalten (die Konditionalitäten) 
sowie auf ihre Auswirkungen auf Umwelt, 
Gesellschaft und Wirtschaft werfen.

 
Die Schuldenprüfung wird es erlauben, den 
illegitimen Teil der tunesischen Schulden 
zu identifizieren, den Teil also, von dem die 
Bevölkerung nicht profitiert hat. Außerdem 
wird sie verhindern, dass eine neue Spirale 
unrechtmäßiger und unhaltbarer Verschul-
dung entsteht, indem die europäischen 
Gläubiger, die internationalen Finanzinsti-
tutionen, innerhalb derer Europa ausschlag-
gebendes Gewicht hat, und die künftige Re-
gierung Tunesiens in die Verantwortung ge-
nommen werden.
 
Um den Aufruf zu unterschreiben, schicken 
Sie Ihre Unterschrift an Renaud Vivien 
(CADTM � Comité pour l�Annulation de la 
Dette du Tiers Monde): renaud@cadtm.org
 
Originaltext und Liste der Unterzeichnende:
S.: http://www.cadtm.org/Dette-tunisienne-
100

Übersetzung: Katharina HAUPTMANN, 
coorditrad, und SiG-Redaktion
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Charta des Bündnisses für ein Audit 
europäischer Forderungen gegenüber Tunesien 

und für die Streichung des unrechtmäßigen Anteils der Schulden
Im Mai 2011 in Frankreich gegründet

 
Seit 1970 haben das Regime Bourguiba 
und danach das Regime Ben Ali Tunesi-
en in die Schuldenspirale hineingezogen 
und das Land den Banken und internatio-
nalen Finanzinstitutionen preisgegeben, 
die "dem besten Schüler des IWF", wie 
dessen früherer Chef es ausdrückte, hem-
mungslos Kredite gegeben haben. Um 
deren Anforderungen zu genügen, wur-
den die staatlichen Unternehmen privati-
siert und verkauft, die Zukunft des Lan-
des mit Hypotheken belastet. Gestern wie 
heute ist es das tunesische Volk, das für 
die Schulden teuer bezahlt. Seit dem 21. 
Januar 2011 nimmt die Übergangsregie-
rung unter Verletzung ihrer Verpflichtun-
gen gegenüber den Grundbedürfnissen 
der Bevölkerung sowie unter Verletzung 
von Artikel 34 der tunesischen Verfas-
sung für den Schuldendienst völlig illegal 
neue Kredite auf.

 

Als die Revolution am 17. Dezember 
2010 auf den Weg gebracht wurde, hat 
dies große Hoffnungen geweckt. Damit 
aber das Streben des tunesischen Volkes 
nach Demokratie und sozialem Fort-
schritt Wirklichkeit wird, muss es frei 
über seine Zukunft entscheiden und über 
die erforderlichen politischen und wirt-
schaftlichen Mittel verfügen können. Die 
Schulden, die das Regime Bourguiba und 
später das Regime Ben Ali aufgehäuft ha-
ben, sind ein Hindernis für die Verwirkli-
chung dieses Bestrebens.

 

 I. Ziele und Werte des Bündnisses

 Das Bündnis wurde im Mai 2011 ins Le-
ben gerufen und verfolgt zwei Ziele:

 

1. Ziel: Durchführung eines Audits der 
französischen und europäischen Forde-
rungen gegenüber Tunesien und Annulie-
rung der illegitimen sowie der verab-
scheuungswürdigen Schuldenanteile. 

Illegitime Schulden stammen aus illegiti-
men Krediten, d.h. solchen, die zur Ver-
schleierung, Finanzierung oder Herbei-
führung von Mechanismen dienen, die 
der Entwicklung menschenwürdigen Le-
bens entgegenstehen und die Menschen-
rechte verletzen. Verabscheuungswürdige 
Schulden sind Schulden, die gegen die 
Interessen und ohne Zustimmung der Be-
völkerung eines Landes aufgenommen 
wurden, wobei die Gläubiger dieses ge-
nau wußten. Es betrifft die Forderungen  
von allen europäischen Staaten , von den 
Regierungsinstitutionen dieser Staaten, 
von den EU-Institutionen wie EIB (Euro-
päische Investitionsbank) und EBWE 
(Europäische Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung) sowie von privaten Institu-
tionen mit Niederlassungen in einem oder 
mehreren EU-Ländern;

 

2. Ziel: Unterstützung der Bürgerbewe-
gungen in Tunesien und deren Forderun-
gen nach einem Audit der Staatsschulden 
Tunesiens und dem Streichen des unge-
rechtfertigten Schuldenanteils

 

Die o.g. Audits müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllen:

- Vertretung der Bürger in den Audit-
Kommissionen ;

- vollständige Transparenz der Ergebnis-
se, der Arbeitsweise, der Quelldaten, der 
am Audit Beteiligten sowie aller Aktivi-
täten bezüglich des Audits.

 

Das Bündnis ist unabhängig von allen po-
litischen Parteien und kommunalen Orga-
nisationen, Gewerkschaften oder Verbän-
den. (...)

 

Ziel des Bündnisses ist es, eine Interes-
sengruppe zu gründen, um die o.g. Ziele 
zu realisieren. So können verschiedene 
Akteure zusammengeführt und eine Platt-
form für den Austausch von Einzelperso-
nen und Organisationen bereitgestellt 
werden, um seine Ziele zu verwirklichen. 
Die Unterschiedlichkeit der Akteure dient 
dazu, komplementäre oder kollektive Ak-
tionen durchzuführen und nicht dazu, de-
ren Differenzen beizulegen.

 

Das Bündnis soll die Bürger mithilfe von 
Aktionen für die Schuldenfrage sensibili-
sieren und u.a. Verbände, Parlamentarier 
und politische Parteien ansprechen.

(Teile 2 und 3: Verfassung des Bündnis-
ses / Änderung und Zustimmung zu die-
ser Charta)
Übersetzung Ulrike KERSTIENS, Barba-
ra KRATKY , coorditrad /SiG-redaktion.

Attac Frankreich gehört zu dem Bündnis, 
auch CADTM France (Comité d'Annula-
tion de la Dette du Tiers-Monde), Survie, 
FASE, PG, PCOF, Gauche Unitaire, 
EELV, FTCR (Fédération des Tunisiens 
pour une Citoyenneté des deux Rives), 
LNT (La Nouvelle Tunisie), CPR, 
REMCC, SUD PTT, NPA, VIPL, Sortir 
du Colonialisme, PVAG, RAID. 
http://www.cadtm.org/Charte-du-collec-
tif-pour-un-audit

Pressekonferenz des Bündnisses in Paris am 15. September ,     

Rede von Fathi Chamkhi, attac Tunesien
http://www.dailymotion.com/video/xl9rhw_intervention-fathi-chamkhi-assemblee-nationale-francaise_news

Rede von Pascal Franchet, CADTM
http://www.dailymotion.com/video/xl9ugk_intervention-pascal-franchet-cadtm-assemblee-nationale-francaise_news

Rede von Jihen Chandoul (CPR)
http://www.dailymotion.com/video/xl9tnv_intervention-jihen-chandoul-cpr-assemblee-nationale-francaise_news     
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Die dramatische Situation von Flüchtlingen 
und MigrantInnen zwischen Nordafrika und 
Südeuropa soll in den kommenden Wochen 
verstärkt zum öffentlichen Thema gemacht 
werden. Ab Oktober wollen Gruppen aus 
Europa und Nordafrika aus Solidarität mit 
den Boatpeople Schiffe in die Meerenge 
zwischen Libyen/Tunesien und Italien/Mal-

ta schicken. 
Über 2000 Menschen sind allein seit Be-
ginn des Jahres auf dem Mittelmeer ertrun-
ken oder verdurstet, Tausende stecken ver-
zweifelt in Wüstenlagern wie dem tunesi-
schen Choucha fest. Sie haben kaum eine 
andere Hoffnung als zu versuchen, sich in 
überfüllten Booten auf den Weg Richtung 
Europa zu machen. 
Hierzulande hatten Pro Asyl, Medico In-
ternational und Borderline Europe sowie 
die Netzwerke Afrique-Europe-Interact 
und Welcome to Europe in den letzten 
zwei Monaten mit Interviews der Betroffe-
nen die Situation dokumentiert und in ei-
nem gemeinsamen Appell die sofortige 
Aufnahme von Flüchtlingen gefordert: 
"Die Stimmen von Choucha stehen für das 

verzweifelte Aufbegehren gegen eine Politik 
der flagranten Menschenrechtsverletzun-
gen, wie sie sich tagtäglich an vielen 
Brennpunkten der europäischen Außen-
grenzen abspielen. Ein Bruch mit dieser 
Politik ist notwendig, um das Sterben auf 
See und in der Wüste zu beenden. (...) Es  
braucht Brücken statt Mauern für ein neues 
afrikanisch-europäisches Verhältnis, damit  
Europa ein Raum wirklicher Freiheit, all-
gemeiner Sicherheit und der gleichen Rech-
te für Alle wird." 
Doch deutsche wie europäische Regierun-
gen lehnen die Aufnahme von Flüchtlingen 
rigoros ab. 
http://www.fluechtlingsrat-hamburg.de/
S. http://www.afrique-europe-interact.net/  
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Attac Österreich
Die neoliberalen Konstruktionsfehler der EU 

müssen beseitigt werden
Pressekonferenz in Wien am 16.September

Die Eurokrise demonstriert dramatisch 
das Versagen des wirtschaftspolitischen 
Kurses der europäischen Eliten. 
�Wir sind Zeugen eines unwürdigen na-
tionalistischen Taktierens. Die wahren  
Ursachen der Krise sind nicht Sündenbö-
cke wie �die faulen Griechen� sondern 
die neoliberalen Konstruktionsfehler der 
EU: Deregulierte Finanzmärkte, unglei-
che Vermögensverteilung, niedrige Löh-
ne sowie Steuerwettbewerb und Steuer-
flucht. Da die Regierungen die wahren  
Ursachen völlig ignorieren, werden sie  
Europa wirtschaftlich weiter spalten und 
die politische Krise verschärfen�, erklärt 
Alexandra Strickner, Obfrau von Attac 
Österreich bei einer Pressekonferenz mit 
international renommierten Ökonomen in 
Wien. 
Attac fordert daher eine grundlegende 
Kurskorrektur der europäischen Wirt-
schaftspolitik.

Frangakis, attac Griechenland: 
Die EU wird totgespart
 
�Der Anstieg der Arbeitslosigkeit von 10 
auf 17 Prozent und die dramatische 
Schrumpfung der griechischen Wirtschaft 
beweisen, dass eine noch rigorosere  
Sparpolitik und Privatisierungen die Kri-
se dramatisch verschärfen. Griechenland 
und die EU müssen die Wirtschaft ankur-
beln, und nicht wie derzeit geplant weiter  
totsparen�, erklärt die Ökonomin und At-
tac-Griechenland Mitbegründerin Marica 
Frangakis. 
�Die strukturell hohen Schulden Grie-
chenlands sind auch durch jahrzehnte-
lange Steuerbegünstigung und Steuer-
flucht der Reichen und Konzerne bedingt. 
Doch anstatt wirksam gegen internatio-
nale Steuerflucht vorzugehen, fordern  
EU und IWF vorrangig mehr Sparmaß-
nahmen und Privatisierungen. 
Und obwohl Spekulation mit Staatsanlei-
hen hauptverantwortlich für den explosi-
onsartigen Anstieg des Zinsniveaus und 
des Defizits ab 2009 sind, sitzt die Politik 
weiterhin wie das Kaninchen vor der 
Schlange Finanzmarkt.�

Stockhammer, attac Österreich: 
Niedrige Löhne Mitverursacher 
der Krise

Eine zentrale Ursache der Eurokrise sind 
die zunehmenden wirtschaftlichen Un-
gleichgewichte zwischen den Ländern. 
Das Lohndumping der �Exportweltmeis-
ter� wie Deutschland oder Österreich ver-
ursacht die hohen Leistungsbilanzdefizite 
Griechenlands und anderer Staaten. �Die 
Arbeitnehmer in Deutschland und Öster-
reich leben seit Jahren unter ihren Ver-
hältnissen. Die dadurch fehlende In-
landsnachfrage wird durch Exporte er-
setzt. Das kann in einem gemeinsamen 
Wirtschaftsraum nur auf Kosten der 
Nachbarn wie Griechenland gehen�, sagt 
Engelbert Stockhammer, Ökonomiepro-
fessor an der Kingston University und 
ehemaliges Vorstandsmitglied Attac Ös-
terreich. Attac fordert daher eine koordi-
nierte europäische Lohnpolitik und kräfti-
ge Lohnsteigerungen in jenen Ländern, 
die in den letzten Jahren so zurückhaltend 
waren, um dort die Nachfrage zu stärken.

Plihon, attac Frankreich: 
Ohne soziale Kontrolle über Ban-
ken droht globaler Kollaps

�Nicht Griechenland, sondern die Ket-
tenreaktion eines drohenden Kollaps des 
globalen Banken- und Finanzsystems 
stellt die eigentliche Gefahr für die ge-
samte Weltwirtschaft dar. Die Spekulati-
on ist heute größer als 2008. Es ist nicht 
nur notwendig die Finanzmärkte zu regu-
lieren, sondern die soziale Kontrolle über 
Banken zu gewinnen. Geld ist ein öffent-
liches Gut. Die notwendige Rettung und 
Verstaatlichung von weiteren Banken 
scheint nur eine Frage der Zeit. Sie bietet 
auch eine Chance für ein neues Banken-
system, in dem Entscheidungen demokra-
tisch gefällt werden. Unter anderem müs-
sen auch Arbeiter, Konsumenten oder lo-
kale Verwaltungen einbezogen werden.  
Darüber hinaus müssen Banken zerteilt 
werden und das Investemt- vom Ge-
schäftsbankenbereich getrennt werden. 
Banken sind heute zu groß und zu mäch-
tig und behindern jede nötige Reform. Sie 
sind eine Gefahr für die Demokratie�, 

sagt Dominique Plihon, Ökonom an der 
Universite Paris Nord und Präsident des 
wissenschaftlichen Beirats von Attac 
Frankreich.
Unmittelbar seien auch ungewöhnliche 
Maßnahmen nötig, um Staaten außerhalb 
von Finanzmärkten zu finanzieren, erklärt 
Plihon: �Versicherungen, Fonds und Be-
zieher von hohen Einkommen ab 100.000 
Euro sollten verpflichtet werden, Kredite 
an den Staat zu einem festen Zinssatz 
knapp über der Inflationsrate zu leihen. 
Dies wurde in Frankreich in den 70er 
Jahren bereits erfolgreich praktiziert.�

Strickner, attac Österreich: 
EU-weit koordinierte Steuerpolitik 
und sozial gerechte Staatsfinanzie-
rung nötig

�Die Abschaffung von Steuern auf Ver-
mögen und der EU-weite Steuerwettbe-
werb nach unten sind ein wesentlicher 
Faktor für die chronische Unterfinanzie-
rung der Staaten. Dem muss ein Ende ge-
setzt werden. Auf nationaler Ebene müs-
sen Vermögen und Kapitaleinkommen 
höher besteuert und Arbeitseinkommen 
entlastet werden. Europaweit sollten Ver-
mögens-, Vermögenszuwachs-, und Kör-
perschaftssteuern koordiniert und eine  
Finanztransaktionssteuer eingeführt wer-
den. Damit könnten die Schulden aller 
Euro-Staaten auf ein ungefährliches Ni-
veau gesenkt werden�, sagt die Obfrau 
von Attac Österreich, Alexandra Strick-
ner. �Da die ungleiche Einkommens- und 
Vermögensverteilung eine der wesentli-
chen Gründe für Spekulationsblasen und 
instabile Finanzmärkte ist, ist eine ge-
rechte Verteilung eine Frage der politi-
schen und ökonomischen Vernunft. Die 
größten und extrem konzentrierten Pri-
vatvermögen Europas sind größer als vor 
der Krise und betragen ein Fünffaches 
der Staatsschulden. Werden sie nicht an 
einer Krisenlösung beteiligt, ist es wahr-
scheinlich, dass sie in Folge von Staats-
bankrotten und den dadurch ausgelösten 
Kettenreaktionen viel größere Teile ver-
lieren.� 

http://www.attac.at/9675.html
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Lucas Zeise

Chancen der EURO-Krise

Die Krise des Euro, des europäischen Fi-
nanzsektors und der Staatsfinanzen ist in 
diesem Sommer in neue Dimensionen ge-
wachsen. Abzulesen ist das an der rasanter 
werdenden Folge der Krisensitzungen der 
Regierungschefs, Finanzminister, Noten-
banker und EU- Kommissare in Brüssel, an 
den länger werdenden Sitzungen, an den 
steigenden Marktzinsen für die Schulden-
papiere von immer mehr Euroländern, 
schließlich sogar an den Aktienkursen. Ein 
paar Tage nach jener Brüsseler Konferenz 
am 21. Juli, die einige Beschlüsse gegen 
die vorher öffentlich bezogene Position der 
Bundesregierung fasste, sackten die Kurse 
auf breiter Front nach unten. Man muss 
den Kursschwankungen an den Börsen kei-
ne übertriebene Bedeutung beimessen. Als 
Indikator für Profiterwartungen sind sie 
tauglich. Die aktuellen und potenziellen Ak-
tienbesitzer machten sich plötzlich akute 
Sorgen um die Gewinne � zunächst der 
Banken, dann aber natürlich auch der Un-
ternehmender Realwirtschaft. Sie machen 
sich Sorgen, dass Banken Pleite gehen und 
Staaten. Sie haben Grund zur Sorge. Im 
Folgenden einige Thesen zu den Ursachen 
der Euro-Krise und ihre möglichen Folgen:

1. Die Währungsunion ist ein Produkt 
des europäischen Kapitals. Sie hat den 
Zweck, die Profitabilität der in Europa sie-
delnden Kapitale zu erhöhen. Sie ist auch 
eine Abwehrmaßnahme gegen die Über-
macht der USA und des Dollars. 

2. Der Vorteil eines großen Währungs-
raumes besteht darin, dass die beteiligten 
Volkswirtschaften sich weitgehend den ir-
rationalen Bewegungen der Finanzmärkte, 
speziell des Devisenmarktes, entziehen 
können. Die Kapitalisten aus Industrie und 
Handel können innerhalb des Währungsrau-
mes ihre Waren verkaufen, ohne fürchten 

zu müssen, wegen des Kursverfalls in ei-
nem anderen Land plötzlich viel weniger zu 
erlösen oder dort gar nicht mehr verkaufen 
zu können. Das Gebiet, in dem der Euro als 
Währung gilt, ist wie ein großer nationaler 
Binnenmarkt. Ein großer Währungsraum 
bietet einen weiteren Vorteil. Die Kapitalis-
ten und ihr Staat können sich einfacher und 
billiger selbst finanzieren. Diese Finanzie-
rung ist weniger abhängig von den irratio-
nalen Bewegungen der Finanzmärkte.
Ein großer Währungsraum kann sich not-
falls auch vom internationalen Kapitalmarkt 
abkoppeln. Die Europäische Währungsuni-
on wurde also nicht geschaffen, um den 
Frieden in Europa zu sichern, ebenso wenig 
auch, um Frankreich einen Gefallen zu tun, 
sondern um handfester ökonomischer Vor-
teile willen.

3. Indem eine Währungsunion dem Zweck 
der Schaffung eines gemeinsamen, offenen 
Marktes dient, reißt sie Handelsschranken 
ein. Hinter eigenen, eventuell immer mal 
wieder abgewerteten Währungsschranken 
konnten ähnlich wie mit Zöllen zuvor auch 
schwache Kapitalisten einen jeweils heimi-
schen Markt vor der Konkurrenz starker 
Ausländer schützen. In einer Währungsuni-
on gilt unmittelbarer das kapitalistische Ge-
setz, wonach die Starken immer stärker und 
die Schwachen immer schwächer werden 
und untergehen. Die Währungsunion 
dient also insbesondere dem starken Ka-
pital in Europa. Es ist von ganz besonde-
rem Nutzen aber für exportorientierte Ka-
pitalisten. Diese finden sich besonders häu-
fig in Deutschland und einigen angrenzen-
den Gebieten.

4. Das Gesetz, wonach in einem offenen 
Markt mit gemeinsamer Währung die 
Schwachen untergehen, wird in der übli-
chen kapitalistischen Realität durch die 

Existenz des Staates abgeschwächt, dessen 
Hoheitsgebiet in der Regel mit dem Wäh-
rungsgebiet zusammenfällt. Es finden in-
nerhalb eines funktionierenden kapitalisti-
schen Staates Transferleistungen verschie-
dener Art statt. Deren wichtigste sind eine 
einheitliche, möglichst progressive Be-
steuerung und einheitliche Sozialsysteme. 
Dazu kommen staatliche Investitionen oder 
Investitionszuschüsse, die Verteilung des 
Beamtenapparats in der vernachlässigten 
Provinz, Steuervergünstigungen im Zonen-
randgebiet, Notopfer Berlin oder ähnliche 
Dinge. Ohne staatliche Transferleistun-
gen würden die ärmeren Regionen noch 
stärker ausbluten als das ohnehin der Fall 
ist. Anders ausgedrückt, eine Währungsuni-
on kostet auch die Starken etwas, soll sie 
denn bestehen bleiben.

5. Die deutschen Kapitalisten und ihre 
Regierung wollten eine möglichst billige 
Währungsunion, in der die eigentlich erfor-
derlichen quasi-staatlichen Transferleistun-
gen nicht vorgesehen waren. Mit dem Ver-
trag von Maastricht gelang es 1992 der Re-
gierung Kohl, eine solche Währungsunion 
durchzusetzen. Es wurde nur eine zusätzli-
che europäische Institution vorgesehen, die 
Europäische Zentralbank (EZB), die wie in 
Deutschland zuvor die Bundesbank, von 
politischen Weisungen der Parlamente und 
Regierungen völlig freigestellt wurde.
Die Wirtschaftspolitik im Gebiet der Wäh-
rungsunion sollte sich demnach auf die von 
dieser EZB betriebene Geldpolitik reduzie-
ren. Ist dies schon verrückt, so setzten 
Kanzler Helmut Kohl, sein Finanzminister 
Theo Waigel und Bundesbankpräsident 
Hans Tietmeyer kurz vor Inkrafttreten der 
Währungsunion jenen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt durch, der den Euro-Staa-
ten das Ausmaß zulässiger Verschuldung 
vorschrieb. Damit sollte Transferleistun-

---------------------------------------------        Sand im Getriebe Nr. 92     Seite 15      ---------------------------------------------



gen vorgebeugt werden. Besonders hoch 
verschuldete Staaten sollten im Gegenteil 
ihrerseits mit Strafzahlungen an die Brüsse-
ler Gemeinschaftskasse zusätzlich belastet 
werden. Mögliche Leistungs- oder Handels-
bilanzungleichgewichte zwischen den Euro-
Ländern und wie mit ihnen zu verfahren 
sein würde, wurden in diesem Pakt nicht er-
wähnt.

6. Der wichtigste Anreiz für Schwachwäh-
rungsländer, am Euro teilzunehmen, waren 
die massiv verbesserten Finanzierungsbe-
dingungen. Italien, Spanien, Portugal und 
Griechenland mussten, um ihre Industrien 
zu schützen, immer mal wieder die Lira, die 
Pesete, den Escudo oder die Drachme ab-
werten. Wenn Kapitalisten in diesen Län-
dern investierten, egal ob in Bankaktien, ei-
ner Schuhfabrik oder in Staatsanleihen, 
mussten sie damit rechnen, dass eine Ab-
wertung am nächsten Wochenende oder 
auch erst in zwei Jahren, den Wert des In-
vestments für sie um 5, 10 oder auch 15 
Prozent verringern würde. Um diesen po-
tenziellen Verlust, das sogenannte Wäh-
rungsrisiko, auszugleichen, verlangten sie 
einen Risikoaufschlag. Die Bankaktie und 
die Schuhfabrik waren in diesen Ländern 
entsprechend billiger als in Hartwährungs-
ländern und die Staatsanleihen boten deut-
lich höhere Renditen.
Schon als sich abzeichnete, dass diese 
Hochzinsländer an der Währungsunion teil-
nehmen würden, setzte die Spekulation 
ein. Weil das Währungsrisiko der Abwer-
tung verschwunden war, ging das Zinsni-
veau dramatisch zurück. Spekulationskapi-
tal strömte in diese Länder. Im Vorfeld der 
Währungsunion und in ihren ersten Jahren 
erlebten die Südländer des Euro einen 
durch die Kapitalzufuhr angeregten Boom. 
Das Wirtschaftswachstum war in Spanien 
und Griechenland deutlich höher als in der 
übrigen EU. Auch Portugal und Italien 
wuchsen stärker als Frankreich oder gar 
Deutschland. Zugleich stiegen die Preise 
für Immobilien, Aktien, Waren des tägli-
chen Bedarfs und auch für die Ware Ar-
beitskraft.

7. Während also der Süden der Eurozone 
einen durch Kapitalzufluss angeregten 
Wirtschaftsboom erlebte, ging das Kapital 
in Deutschland, wie wir aus eigener leidvol-
ler Erfahrung wissen, nach dem Platzen der 
Internetaktienblase unter der Regierung 
Schröder auf verschärften Restriktionskurs, 
Lohnsenkung und Abbau von Sozialleis-
tungen. Die durch die deutsche Einheit und 
einen etwas zu hohen DM/Euro-Umtausch-
kurs vorübergehend schwächer gewordenen 
Verwertungsbedingungen des deutschen 
Kapitals erholten sich dramatisch. Seine 
Wettbewerbsfähigkeit, wie die Kapitalisten 
das selber gern nennen, stieg im Vergleich 
zur Konkurrenz im Ausland steil an. Die 
Profite sprangen nach oben. Der Export-
überschuss führte zu einer dramatisch stei-
genden positiven Leistungsbilanz. Entspre-

chend stieg die Kapitalausfuhr. Das Kapital 
floss keineswegs überwiegend in die boo-
menden Südeuroländer, sondern vielmehr 
in Subprime Kredite und Collateralized 
Debt Obligations in den USA. Per Saldo 
aber finanzierte der deutsche Kapitalexport 
zu einem Gutteil die steigenden Import-
überschüsse in den Südländern und die 
gleichzeitig damit wachsende Verschuldung 
der Privaten, aber auch des Staates.

Vom Überfluss zum Mangel
8. Vermutlich wäre alles unter den Bedin-
gungen des weltweiten Finanzbooms noch 
ein paar Jahre so weiter gelaufen, hätte 
nicht im Sommer 2007 die große Finanz-
krise eingesetzt. Durch sie wandelte sich 
der weltweit herrschende Überfluss an An-
lage suchendem Kapital in Kapital- und Li-
quiditätsmangel. Die für das Funktionieren 
des Kapitalismus zuständigen Staaten 
brachten gegen die absackende Nachfrage 
große Konjunkturprogramme in Stellung, 
sie stützten mit Hunderten Milliarden Dol-
lar, Euro, Pfund, Franken ihre Banken. Ihre 
Notenbanken pumpten Geld ins Finanzsys-
tem. 
Die riesige aufgeblähte private Verschul-
dung wurde auf die Staaten überschrieben 
oder abgewälzt. So ist es kein Wunder, dass 
die Bereitschaft der Kapitalisten nachließ, 
den schwächeren unter diesen Staaten Kre-
dit unter den günstigen Konditionen wie 
bisher zu geben. Im Herbst 2009 machte die 
neu gewählte griechische Regierung Papan-
dreou den üblichen Kassensturz und stellte 
� welch große Überraschung! � fest, dass 
die Vorgänger geschummelt hatten. Die 
Zinsen des griechischen Staates stiegen steil 
an. Bei hohen Zinsen, einer stark defizitär-
en Leistungsbilanz und in der Wirtschafts-
krise noch geringer werdenden Steuerein-
nahmen war abzusehen, dass der griechi-
sche Staat seine fälligen Zins und Tilgungs-
zahlungen nicht würde leisten können. 
Ohne Hilfe von außen zeichnete sich seine 
Pleite ab. Da die anderen Euro-Länder und 
die EU vor allem auf Betreiben der deut-
schen Regierung es im ersten Anlauf ab-
lehnten, Griechenland zu unterstützen, 
nahm somit die weltweite Finanzkrise die 
Form der Euro-Krise an.

9. Wie kommt es, dass das Problem eines 
kleinen Landes von nicht einmal zwölf Mil-
lionen Einwohnern die Währungsunion ge-
fährdet? Die Antwort lautet, weil es keinen 
Anspruch auf Finanzhilfe der größeren 
Partnerländer hat, weil im Gegenteil gemäß 
dem neoliberalen Credo der Euro-Verträge 
jedes Land für seine Schuldenfinanzierung 
es mit den Kapitalmärkten allein aufneh-
men muss, und die reicheren Länder besse-
re Konditionen erhalten als die ärmeren. 
Wenn allerdings Griechenland Pleite ginge, 
kann das Anlage suchende Kapital sicher 
sein, dass auch im nächsten Fall, sei es Ir-
land, Portugal, Italien oder gar Frankreich 

keine Hilfeleistungen der Partnerländer er-
folgen würden. Das wurde an den Märkten 
auch durchgespielt. Danach begriff selbst 
die Kanzlerin, dass mit Zwangsmaßnahmen 
gegen Griechenland allein der Euro nicht zu 
retten war. Die Berliner Regierung war im 
Mai 2010 endlich bereit, einer Beistandslö-
sung für Griechenland zuzustimmen. 
Als sich ein Jahr später herausstellte, dass 
der Beistand nicht reichte, war Berlin sogar 
bereit, die Zinsen für die geleisteten Zwi-
schenkredite an Griechenland um zwei Pro-
zentpunkte auf faire 3,5 Prozent zu senken. 
Ganz gegen die früher aufgestellten Grund-
sätze stimmte die Bundesregierung in der 
Eurokonferenz vom 21. Juli auch dem Vor-
haben zu, dass der Rettungsfonds EFSF 
die Staatsanleihen der Euroländer kaufen 
und so deren Preis stützen sollte. Bis der 
Fonds aktiv wurde, wurde die EZB gebeten, 
diese Staatsanleihen zu kaufen.

10. Alle diese Maßnahmen ändern an der 
finanzpolitischen Fehlkonstruktion des 
Euro nichts. Sie dienen bisher vorwiegend 
dem Zweck, den Banken und Versicherun-
gen der Kernländer des Euro die Verluste 
eines Staatskonkurses oder Schulden-
schnitts zu ersparen. Sie verschieben bisher 
lediglich den Zeitpunkt, zu dem eine frei-
willige oder erzwungene Staatspleite eines 
oder mehrerer Mitglieder dazu zwingt, den 
Euro als Währung aufzugeben und sich 
wieder hinter den Schutzwall einer eigenen 
niedrigen Währung zu begeben.

11. Das eigentliche Problem der Wäh-
rungsunion, die immer größer werdende 
Ungleichheit der Entwicklung im einheit-
lichen Währungsgebiet, bleibt ungelöst. Es 
wird nicht einmal versucht, dieses Problem 
zu lösen. Lediglich der von Frankreich im-
mer mal wieder vorgetragene Wunsch nach 
einer abgestimmten europäischen Wirt-
schaftspolitik wurde von Berlin akzeptiert. 
Die deutsche Seite versteht darunter die 
weitere Einschränkung der Staatsausgaben 
und verlangt, dass die anderen Euro-Länder 
nach deutschem Vorbild eine Schulden-
bremse in ihre Verfassungen aufnehmen. 
Dieses Spardiktat kann nicht funktionie-
ren. Vielmehr wird das Euro-Gebiet auf 
diese Weise schnell in die Rezession, Teil 
II, abgleiten.

12. Die Vorteile eines großen Währungs-
raumes sind somit verspielt. Für das deut-
sche Kapital wird dieser große Binnenmarkt 
als Absatzgebiet wenig attraktiv, wenn die 
zahlungskräftige Nachfrage ausbleibt. Der 
Zinsvorteil der Peripherieländer ist schon 
seit Beginn der Finanzkrise aufgebraucht. 
Sie sind nun von hohen Schulden und einer 
zu hoch bewerteten Währung behindert. Für 
sie sind der Staatskonkurs und der Aus-
tritt aus der Währungsunion eine kurzfris-
tig sehr schmerzhafte, aber wahrscheinlich 
bessere Strategie, als sich wie bisher den 
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Zumutungen der Gläubiger, der EZB und 
der deutschen Regierungen zu unterwerfen.

13. Das Auseinanderbrechen der Wäh-
rungsunion wäre auch für die Bürger der 
Euro-Kernländer ein Desaster mit deutlich 
schlimmeren Auswirkungen auf Produkti-
on, Beschäftigung, soziale Sicherungssyste-
me, Staatsfinanzen und Wohlstand als die 
jüngste scharfe Rezession von 2008/09. Der 
Euro ist also nicht erhaltenswert, weil er 
als imperialistisches Projekt so wertvoll ist, 
sondern weil die Auflösung der Währungs-
union noch tiefer in die Wirtschaftskrise 
hereinführt.

Hier kommt das Positive 

14. Angesichts des Ausmaßes der Staats-
schuldenkrise wäre die Gelegenheit günstig, 
die Politik aus der Umklammerung durch 
die Finanzmärkte zu befreien. Ausgangs-

punkt könnte eine Umschuldung aller 
Staaten im Euro-Raum sein. Dabei würden 
alle bestehenden Schulden in neue Papiere 
mit einem Abschlag auf den Nennwert um-
getauscht.
Die Höhe des Abschlags ist weniger wich-
tig. Essenziell dagegen ist es, in Papiere mit 
gleichen Konditionen zu tauschen, deren 
Bedingungen nicht am Markt gefunden, 
sondern diktiert werden. Angemessen wä-
ren Zinssätze, die ab zwei Jahren Laufzeit 
etwas über der aktuellen Inflationsrate lie-
gen. Über diese Standard-Bonds würden 
die Euro-Staaten auch künftig eventuell 
auftretende Defizite finanzieren. Die zu be-
dienenden Schulden der Einzelstaaten blie-
ben damit unterschiedlich hoch, die Zinsen 
dagegen wären gleich. Wie schon jetzt im-
plizit, gälte dann explizit eine Garantie al-
ler Euro-Staaten für die Schulden jedes 
Einzelstaates.

15. Das klingt gemessen an den heutigen 
Zuständen wie ziemlich radikales Vorge-
hen, ist aber in der Geschichte des Kapita-
lismus nicht neu. Es hätte erhebliche, im 
Ganzen positive Konsequenzen.
Das Finanzsystem verlöre auf Dauer eine 
seiner wichtigsten Finanzierungsquellen. 
Banken und Versicherungen müssten nach 
politischen Kriterien selektiv gestützt wer-
den. Finanzierungslücken müssten durch 
Sondersteuern auf hohe Vermögen ge-
schlossen werden. Theoretisch ist es mach-
bar. Denn ein großer Währungsraum kann 
sich gut selbst finanzieren.
Die Anleger oder Rentiers haben wenig 
Möglichkeiten, in andere Währungen aus-
zuweichen. Ihre Entmachtung ist möglich 
und nötig.

Lucas Zeise schreibt im Zwei-Wochen- 
Rhythmus � immer Dienstags � seine Kolum-
ne in der Financial Times Deutschland und re-
gelmäßig für �Lunapark21�.

Fred Schmid
Wie der Metropolen-Kapitalismus pleite ging

und wer davon profitiert hat
1. Von der Finanz- zur 

Schuldenkrise

Als die Immobilienblase im August 2007 
platzte und im September 2008 die Leh-
man-Pleite die Finanzwelt in den Abgrund 
zu reißen drohte, griffen die Staaten mit gi-
gantischen Banken-Rettungspaketen ein, 
um Kettenreaktionen im Bankensektor und 
Kernschmelzen auf den Weltfinanzmärkten 
zu vermeiden. In den
 USA beliefen sich die unmittelbaren staat-
lichen Rettungsaktionen für das angeschla-
gene Bankensystem auf 1.100 Milliarden 
Dollar, in der EU ebenfalls auf mehrere 
Hunderte Millionen Euro.

Die staatlichen Retter haben die Finanzin-
dustrie vor dem Kollaps bewahrt, sich dabei 
aber hoffnungslos verschuldet. Die privaten 
Schulden wurden gewissermaßen gegen 
staatliche Schulden ausgetauscht. Der Fi-
nanzsektor hat seine Probleme in die Staats-
haushalte verlagert. In den USA hat die 
Verschuldung zwischen
 2007 und 2010 um 31,6% zugenommen, in 
Japan um 32,6%, in Großbritannien um 
35,2 % und in Deutschland um 21,7%. Bei 
den meisten kapitalistischen Staaten ist die 
Staatsverschuldung inzwischen nahe einem 
Anteil von 90% am BIP oder hat diese Mar-
ke bereits überschritten. Die Ökonomen 
Kenneth Rogoff und Carmen Reinhart 
schätzen, dass Schuldenquoten von 90 Pro-
zent und mehr die Wohlstandschancen dras-

tisch verringern und infolge der Zinslasten 
den Handlungsspielraum der Regierungen 
rigoros einengen.

Die Finanzkrise kehrte zurück als staatliche 
Schuldenkrise. Ihr zerstörerisches Potenzial 
wirkt um so heftiger, als die Politik keiner-
lei Konsequenzen aus der Finanzkrise 
2007/08 gezogen hatte: Die Finanzmarktre-
geln wurden nicht verschärft, eine Finanz-
transaktionssteuer nicht eingeführt. Es er-
folgte kein Verbot hochspekulativer Fonds 
und von Leerverkäufen, keine Ächtung der 
�finanziellen Massenvernichtungswaffen� 
(Buffett), wie Credit Default Swaps (CDS) 
oder strukturierter Anleihen. Entscheidend 
aber: Keine
 der mächtigen Banken wurde zerschlagen 
oder gar in Gemeineigentum bei demokrati-
scher Kontrolle überführt. Wurden schon 
keine neuen Dämme gebaut, so erfolgten 
erst recht keine Maßnahmen zur Abschöp-
fung der zerstörerischen Geldflut, etwa 
durch eine wirksame Besteuerung der Rei-
chen und Geldmillionäre. Denn das ent-
scheidende Problem ist nicht der Damm, 
das Problem ist die Flut. Solange die Geld-
massen nicht abgeschöpft werden, finden 
sie immer eine Lücke, wo sie ein- und 
durchbrechen können.
 
Der Dammbruch passiert gegenwärtig bei 
den staatlichen Finanzen, in den Strudel ge-
raten die Öffentlichen Etats. Da sich profi-
table Investitionsmöglichkeiten in der Real-
wirtschaft wegen gekappter Massenkauf-

kraft und verschuldeter öffentlicher und pri-
vater Haushalte minimieren und sich in der 
Finanzsphäre infolge überquellender Geld-
massen ein Anlagenotstand auftut, ist für 
die Finanzinvestoren die wachsende Ver-
schuldung der Staaten ein begehrtes und ex-
pandierendes Anlage- und Spekulations-
feld. Zur Rettung ihrer Banken haben sich 
die USA und die EU-Staaten in erhebli-
chem Maße zusätzlich verschuldet. Die Fi-
nanzmittel dazu liehen sie sich von eben 
diesen Banken und Finanzinstituten, über 
die Ausgabe von Staatsanleihen, die von 
diesen gezeichnet wurden und ihnen nun er-
hebliche Zinseinkünfte bescheren. Wie eine 
Analyse der Landesbank Baden-Württem-
berg (LBBW) am Beispiel des Euro-Rau-
mes aufzeigt, ist der Staat die am schnells-
ten wachsende Schuldnergruppe in den 
Bankbilanzen. Die Banken haben zwischen 
2009 und 2010 gut die Hälfte
 der steigenden Staatsverschuldung und Fis-
kalprogramme finanziert. Was sich für die 
Banken krass rentierte.

�Das opportunistische Halten von langlau-
fenden Staatsanleihen dürfte bei gegebener 
Refinanzierung durch die EZB (bei gerin-
gen Liquiditätsabschlägen und 0% Risiko-
gewichtung dieser Aktiva) äußerst lukrativ 
sein�, schreibt die LBBW. Sie schätzt, dass 
die Banken durch die Nutzung der EZB-Re-
finanzierung �Windfall�-Zinsgewinne von 
34 Milliarden Euro von Ende 2008 bis 
Herbst 2010 erwirtschaftet haben. Und sie 
zieht folgendes Fazit: �Das vorgestellte 
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Zahlenwerk dürfte deutlich machen, dass es 
für Banken äußerst opportun ist, in Staats-
anleihen investiert zu bleiben. In einem von 
hoher Unsicherheit geprägten ökonomi-
schen Bild, wie insbesondere in der Eurozo-
nen-Peripherie vorzufinden, werden Ban-
ken ihre nationalen Staatsanleihen aus Man-
gel an Alternativen kaufen. Die systemische 
Verknüpfung zwischen Banken und Zen-
tralstaat wird dadurch weiter verstärkt�.

Dubiöse Bonitätswächter

Noch aus einem anderen Grund ist das frü-
her eher langweilige Geschäft mit Staatsan-
leihen zu einem renditeträchtigen und hoch-
spekulativen Geschäft geworden. Mit den 
gestiegenen Geldfluten, verbunden mit der 
Hebelwirkung unermesslicher Kredite (Le-
verage) auf der einen und dem wachsenden 
Schuldendruck auf
 der anderen Seite, ist es heute möglich, 
Zinsen und Renditen hochzutreiben und 
selbst gegen Leitwährungen oder auf den 
Bankrott ganzer Staaten zu spekulieren und 
diese finanziell aus den Angeln zu hebeln.

Eine zentrale Rolle beim Hochtreiben der 
Zinsen und Renditen von Staatsanleihen 
spielen dabei die drei großen privaten Ra-
tingagenturen Moody s, Standard & Poors�  
und Fitch, die die Risikoeinstufung ganzer 
Staaten vornehmen. Ihr downgrading (Her-
abstufung) der Bonität von Staaten treibt 
die Zinsen und Renditen in die Höhe. Sind 
die Staaten dann gezwungen, zu diesem hö-
heren Zinssatz Kredite aufzunehmen, dann 
ist das ein weiterer Grund zur Herabstu-
fung, weil die Zahlungsschwierigkeiten ja 
zunehmen. Es ist eine Art Doppelpass-Spiel 
von Rating-Agenturen und Spekulanten, 
das die Staaten immer mehr in die Zinsfalle 
treibt.

Erste Opfer waren die kleinen, nicht mehr 
wettbewerbsfähigen Länder an der �Peri-
pherie� der Eurozone, die sich mit der Ret-
tung ihrer Banken und Konjunkturprogram-
men überhoben hatten. Ins Fadenkreuz der 
globalen Spekulation geraten zunehmend 
auch mittelgroße und große Euroländer, wie 
Spanien und die G7-Länder Italien und 
Frankreich oder gar die ökonomische Welt-
macht USA, wie der Verlust des Triple A 
zeigt. Aus der Kombination von Ra-
ting-Einstufungen und Spekulationsangrif-
fen von Fonds, allen voran der Hedge-
Fonds, resultiert dann auch der große Zins-
Spread für Staatsanleihen von Ländern der 
gleichen Währungszone, wie z.B. der ein-
zelnen Euroländer: Für Staatsanleihen mit 
zehnjähriger Laufzeit mussten z.B. bereits 
im März 2011 in einzelnen Ländern der Eu-
ro-Union folgende unterschiedlich Zinssät-
ze berappt werden: Griechenland 12,44 %, 
Irland 9,67 %, Portugal 7%, Spanien 
5,25%, Italien 4,88 %, Frankreich 3,61 % 
und Deutschland 3,21 %. Gerät ein Staat in-
folge der Spekulationswellen in die Nähe 

des Bankrotts, dann steigen die Banken 
zum großen Teil aus dem Geschäft mit den 
Staatsanleihen aus, um nicht selbst in die 
Finanzklemme zu geraten. Ihre prekären 
Staatsanleihen verkaufen sie größtenteils an 
die EZB. Diese kaufte bislang in mehreren 
Aktionen Staatsanleihen der Peripherielän-
der und Italiens auf, um ein neues Banken-
beben, ein Austrocknen des Interbanken-
marktes oder gar einen Dominoeffekt an 
Bankenpleiten zu verhindern. Die Banken 
steigen aus, die Hedge-Fonds jetzt erst rich-
tig ein und treiben, zum großen Teil mit 
massiven Leerverkäufen, die Staaten noch 
weiter in die Schuldenklemme oder gar den 
finanziellen Ruin.

Die Troika aus EU-Kommission, EZB und 
IWF wiederum versucht immer größere 
Rettungsschirme aufzuspannen, um zu ver-
hindern, dass die Euro-Länder wie Domino-
steine kippen, die Eurozone gesprengt wird. 
Denn nach Spanien gelten inzwischen auch 
Italien und sogar Frankreich als die nächs-
ten Wackelkandidaten. Fragt sich aber, wie 
lange diese �Rettungspolitik� noch durch-
gehalten werden kann. Während Spanien 
gerade noch unter den Rettungsschirm � 
EFSF: 780 Milliarden Euro - passt, ist er für 
Italien definitiv zu klein. Italien ist mit sei-
ner hohen Staatsverschuldung der drittgröß-
te Anleihemarkt der Welt. Es braucht in den 
kommenden drei Jahren 500 Milliarden 
Euro frisches Geld.

Ein Entkommen aus der Schuldenfalle ist 
kaum denkbar. Die Politik sitzt hier in der 
Zwickmühle. Der ultra-neoliberale Main-
stream setzt auf Haushaltskonsolidierung 
durch Sparprogramme. �Deutsches Spar-
diktat für die Euro-Zone�, titelte die FTD 
(17.8.11). Nach dem Muster der �deutschen 
Schuldenbremse� sollen Obergrenzen der 
Neuverschuldung bis 2012 in alle Staatsver-
fassungen der Euro-Staaten reingeschrieben 
wird. Zu den Spar- und Anpassungspro-
grammen zählen nach der Doktrin des Wa-
shington Konsens von 1990 rigorose Haus-
haltsdisziplin und -einsparungen, Beschnei-
dung des Öffentlichen Dienstes und öffent-
licher Daseinsvorsorge, Kappung von Sozi-
alleistungen und Renten, Lohnkürzungen 
und Erhöhung der Massensteuern. Zudem 
werden die Schuldnerländer zur Privatisie-
rung öffentlichen Eigentums in neuen Di-
mensionen gezwungen. �Alles muss raus!�. 
Selbst Kulturgüter sind nicht mehr tabu.

Mit dem knallharten Kurs der Strukturan-
passung sparen sich die Staaten jedoch 
noch mehr in die Krise, mit der Folge von 
Steuerausfällen und noch geringeren Staats-
einnahmen zum Bedienen oder gar Abtra-
gen der Schulden.

Es mehren sich die Stimmen, die einer We-
ginflationierung der Staatsschulden das 

Wort reden. Dazu gehört das letzte Aufge-
bot der Keynesianer, aber auch der neolibe-
rale Chefökonom der Deutschen Bank, 
Thomas Mayer, (siehe Artikel Ackermanns 
Chefökonom..; www.isw-muenchen.de), 
vor allem aber Ökonomen aus Großbritan-
nien und den USA, wie der Harvard- und 
frühere IWF-Chefökonom Ökonom Ken-
neth Rogoff.

�Um den Schuldenabbau zu unterstützen, 
bräuchte es über mehrere Jahre hinweg eine 
Inflation von vier bis sechs Prozent�, sagte 
er der französischen Tageszeitung �Libera-
tion�. Es solle ja nicht gleich �eine Hype-
rinflation herbeigeführt werden�, aber nur 
in Kombination von �moderater Inflation� 
und wirtschaftlichem Wachstum könnten 
die Schulden abgetragen werden.

2. Profiteure von Schulden und 
Krise

Der Metropolen-Kapitalismus ist pleite. So-
viel Schulden waren noch nie. Als sich 
Ende Mai 2011 im französischen Deauville 
die Staats- und Regierungschefs der �füh-
renden Industrieländer� zu ihrem jährlichen 
G7-Gipfel trafen, tagten sie auf einem 
Schuldenberg von gut 35 Billionen (35.000 
Milliarden) Dollar Staatsschulden. Die 
USA haben inzwischen Staatsschulden von 
knapp 100% eines BIP, die Euro-Zone von 
86 % und Japan von 220 %.

In den USA sind die Staatsschulden auf 
14.650 Milliarden gestiegen, das bedeutet 
eine Schuldenlast pro US-Bürger � ob Kind 
ob Greis � von 47.000 Dollar; auf der 
Schuldenuhr in New York wird der Anteil 
pro Familie angezeigt: Anfang Juli 2011 
121.853 Dollar. Allein seinem größten 
Gläubiger, China schuldet jeder US-Ameri-
kaner 4000 Dollar, insgesamt knapp 1.200 
Milliarden Dollar � die von China gezeich-
neten Anleihen der quasi-staatlichen Immo-
bilienfinanzierer Freddie Mac und Fannie 
Mae noch gar nicht mitgerechnet.

Es ist nicht nur die staatliche Schuldenlast, 
die auf die Bürger in den kapitalistischen 
Zentren drückt. Hinzu kommen noch die 
Schulden der Privathaushalte in ähnlichen 
Dimensionen und die Schulden der Unter-
nehmen. Auch letztere werden in irgendei-
ner Form � z.B. über Preise oder niedrigere 
Löhne für die Belegschaften � auf die All-
gemeinheit abgewälzt. Nach Angaben der 
EZB betrugen diese Schulden der Unter-
nehmen (ohne Finanzsektor) in den USA 
Ende 2010 75% des US-BIPs, was etwa 
11.000 Milliarden Dollar Schulden bedeu-
tet. Eine besondere Bürde für die Bürger 
sind die schwindelerregenden Schuldenber-
ge, die auf den Privathaushalten lasten. Im 
ersten Quartal 2011war das ein Schulden-
turm von 13.970 Milliarden Dollar � pro 
US-Bürger nochmals 46.000 Dollar. Insge-
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samt hängt damit der US-Gesellschaft eine 
Schuldenlast von 39.000 Milliarden (39 
Billionen) am Hals. Legt man ein durch-
schnittliches Zinsniveau von nur fünf Pro-
zent zugrunde, dann muss die US-Gesell-
schaft jährlich knapp zwei Billionen (1.950 
Milliarden) Dollar an Zinsen berappen, 
13% des gesamten BIP. Diese Zinsen flie-
ßen quasi als Tribut der gesamten Gesell-
schaft an die Geldaristokratie dieser Gesell-
schaft. Deutlich wird daran aber auch, dass 
die Schulden
 über das normale Wirtschaftswachstum 
nicht mehr abgetragen werden können.
Daniel Stelter, Managing Director bei der 
Boston Consulting Group mach folgende 
Rechnung auf: �Bei einem gesamtwirt-
schaftlichen Zinsniveau von durchschnitt-
lich fünf Prozent verdoppeln sich die Schul-
den alle 15 Jahre � in Wahrheit steigt die 
Schuldenlast jedoch deutlich schneller, weil 
zusätzliche Schulden aufgenommen werden 
und der Effekt der Alterung der Gesell-
schaft voll durchschlägt. Es ist Zeit einzuse-
hen, dass wir des wachsenden Schulden-
bergs nicht mehr Herr werden� (FTD, 
10.8.11).

Die Entwicklung der Weltverschuldung in 
den vergangenen Jahrzehnten bestätigt die-
se Aussage. So betrug nach Angaben der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich 
(BIZ) 2010 das auf der Welt im Umlauf be-
findliche Volumen an Schuldtiteln insge-
samt 95 Billionen (95.000 Milliarden) Dol-
lar. 1990 war es weniger noch als ein Fünf-
tel: 18 Billionen; 2000 35 Billionen und 
2005 59 Billionen Dollar.

Doch die Weltwirtschaft besteht nicht nur 
aus Schuldtürmen, sondern aus ebenso gi-
gantischen Schatzkammern. Die sich auf-
türmenden Geldschätze sind größtenteils 
das Pendant eben dieser Schulden, sie resul-
tieren daraus, dass der Staat und ein Teil 
seiner Bürger sich verschulden musste. Ein 

Geldvermögen von 121,8 Billionen Dollar 
wird nach den Erhebungen von Boston 
Consulting Group weldweit gemanagt (as-
sets under management: bei den Erhebun-
gen der Boston Consulting Group sind das 
Geldvermögen von 100.000 Dollar und 
mehr). Anders als die Schulden, sind die 
Geldschätze in den Händen weniger Millio-
näre und Milliardäre hoch konzentriert. 
12,5 Millionen Millionäre weltweit - das 
sind 0,9% aller Haushalte mit nennenswer-
tem Geldvermögen � besitzen 39% (48 Bil-
lionen) des gesamten globalen Geldreich-
tums. Die Geldvermögen der Reichen der 
Welt liegen heute um 11 Billionen (11.000 
Milliarden) Dollar höher als vor der Finanz-
krise. Reiche kennen keine Krise, sie ver-
dienen an ihr.

In Nordamerika stieg das verwaltete Geld-
vermögen im Nach-Krisenjahr 2010 um 
10,4 % auf 38,2 Billionen (38.200 Milliar-
den) Dollar. Die 5,2 Millionen Millionärs-
haushalte (nur Geldvermögen) krallen sich 
hier mehr als die Hälfte. Die Zahl dieser 
Haushalte stieg um über acht Prozent in 
2010. Allein die Investmentfonds verwalten 
in den USA Geldvermögen im Wert von 
27.600 Milliarden (27,6 Billionen) Dollar. 
Die Spaltung der US-Gesellschaft in Arm 
und Reich ist angesichts dieser Konstellati-
on abgrundtief.

Schuldenkrise!? Welche Krise? Für die 
Geldvermögenden bietet die Staatsverschul-
dung Anlagefelder in neuen Dimensionen 
und � wie oben ausgeführt � im Wechsel-
spiel von Banken, Rating-Agenturen und 
Hedge-Fonds auch hohe Renditen. Mit der 
Spekulation auf den Bankrott können Hed-
ge-Fonds mit Leerverkäufen und Kreditaus-
fallversicherungen (credit default swaps � 
cds) im Spekulationsgeschäft alle Register 
ziehen. Notfalls werden sie über die EZB 
oder staatliche Rettungsschirme herausge-

paukt. Selbst an einer Umschuldung verdie-
ne n sie noch, wie der �kleine Schulden-
schnitt� für Griechenland zeigt. Der �frei-
willige� Gläubigerbeitrag entpuppt sich als 
eine Farce�, schreibt Harald Hau, Finanz-
marktspezialist an der Wirtschaftshoch-
schule Fontainebleau. �Das griechische 
Hilfspaket ist vielmehr ein riesiges Ge-
schenk für die Kapitaleigner der Banken 
und anderer Inhaber griechischer Staats-
schulden (SZ, 8.8.11). Frankreichs Präsi-
dent Nicolas Sarkozy deutete die Brüsseler 
Einigung als Einstieg in eine Europäische 
Wirtschaftsregierung. Harald Hau: �Doch 
ist gerade der politische Aspekt der Eini-
gung besonders beschämend: Die womög-
lich insgesamt bis zu 200 Milliarden an 
Steuergeldern für die Griechenlandrettung 
kommen hauptsächlich den fünf Prozent 
reichsten Familien zugute. In den USA wie 
auch anderswo kontrollieren die fünf Pro-
zent wohlhabendsten Familien etwa 70 Pro-
zent des Finanzkapitals. So bedeutet die So-
zialisierung der griechischen Schulden 
gleichzeitig eine gewaltige Umverteilung 
zugunsten der Reichen dieser Welt�.
 Die �systemische Verknüpfung zwischen 
Banken und Staat� zeigt ihre Wirksamkeit. 
Der Souverän der Politik sind heute Ban-
ken, Fonds und das �Urteil der Finanzmärk-
te�. Die Parlamente haben sich entmündi-
gen, sich ihr originäres und zentrales Recht, 
das Budgetrecht, weitgehend nehmen las-
sen. Über die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik in Europa bestimmt heute die Troika aus 
EU-Kommission, EZB und IWF.
 In Verbindung mit dem eigentlichen 
Macht-Trio aus Systembanken, Rating-
Agenturen und Hedge-Fonds. An dieser 
Macht will keine Regierung kapitalistischer 
Staaten kratzen.

29.8.2011
Erweiterer Artikel im ISW-Wirtschafts-
info Nr 45, http://www.isw-muenchen.de/

(aus dem ISW-Wirtschaftsinfo Nr 45)
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Zeitung schreibt: Hat die Linke nicht 
vielleicht doch recht � und mehr oder we-
niger intendiert: Jawohl, sie hat doch 
recht! Es ist doch bewiesen, daß unsere 
Vorschläge ökonomisch die einzigen wa-
ren und sind, die jetzt weiterführen.

Erstes Beispiel: Der Keynesianismus 
war lange Zeit auch Programm linker 
Parteien in Europa � es hieß, wenn die 
Privaten zu wenig Geld ausgeben, die 
Privathaushalte und die privaten Unter-
nehmen, dann muß der Staat antreten mit 
Konjunkturprogrammen und die Noten-
bank mit billigem Geld, um den Anstieg 
der Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Und 
zwanzig Jahre lang haben die Neolibera-
len im Bundestag uns gesagt, das sei alles 
falsch, das sei alles Torheit � und als die 
Krise kam, hatten sie nur noch die Ant-
wort des Keynesianismus, um die Welt-
wirtschaft vor dem Zusammenbruch zu 
retten. Und deshalb können wir an dieser 
Stelle sagen: Ihr habt euch geirrt. Nur mit 
den Rezepten des Keynesianismus, mit 
Staatsinterventionen, könnte die Welt-
wirtschaft vor dem Zusammenbruch ge-
rettet werden. Erster Punkt, den wir 
selbstbewußt vertreten sollen. 

Zweiter Punkt: Bankenverstaatlichung. 
Lange Programmpunkt linker Jugendver-
bände. Man hat immer gesagt, das sind 
ideologische Verirrungen. Ja, aber was 
war denn in der Krise? In der Krise muß-
ten weltweit Banken verstaatlicht werden. 
Und das können wir doch einmal selbst-
bewußt ansprechen, daß sie in ihrer Not 
nichts anderes tun konnten, als das zu 
machen, was sie jahrelang verteufelt ha-
ben!
Unser Vorschlag heißt: Wir wollen eine 
durchgreifende öffentlich-rechtliche Or-
ganisation des Bankensektors, um dem 
ganzen Trauerspiel, das die Weltwirt-
schaft gefährdet, ein Ende zu bereiten! 
Und wen das von den Konservativen 
vielleicht noch schreckt, dem muß gesagt 
werden, daß alle Banken ab einer gewis-
sen Größenordnung sich selbst bereits in 
dem Sinne verstaatlicht haben, daß sie so 
groß geworden sind, daß der Staat sie gar 
nicht mehr fallen lassen kann. Sie haben 
einen unfreiwilligen Eigentümer, der tritt 
immer an, wenn irgendwo verzockt oder 
verspekuliert wurde � ob Millionen oder 
Milliarden. Das haben wir gesehen in 
Amerika, in Großbritannien, in Frank-
reich, in Deutschland � überall in der 
Welt. Das heißt, wir haben in dem Sinne 
gar keinen privaten Bankensektor mehr � 
wir haben einen Sektor, der zumindest 
teilverstaatlicht ist nach dem Motto: Die 
Gewinne werden privatisiert, aber die 
Verluste werden sozialisiert. Und wir, 
Die Linke, sagen selbstbewußt: Wenn 

die Verluste sozialisiert werden, dann 
müssen auch die Gewinne sozialisiert 
werden!

Und die durchgreifende öffentlich-recht-
liche Organisation des Bankensektors ist 
ja in der Bundesrepublik auch durch die 
Erfahrung gestützt. Unsere Sparkassen 
konnten die Fehler nicht machen, die an-
dere Banken gemacht haben, weil neben 
der öffentlich-rechtlichen Organisation 
etwas hinzukam: Eine Regulierung, die 
ihnen verboten hat, mit Giftpapieren zu 
handeln und ähnliche Sperenzien zu ma-
chen. Und deshalb sage ich für Die Lin-
ke: Wir wollen konsequent eine Regulie-
rung, die den Handel mit Giftpapieren, 
diese ganze Zockerei mit unmöglichen 
Derivaten verbietet. Es gibt keine andere 
Lösung!.

(aus dem ISW-Wirtschaftsinfo Nr 45)

Europäische Lohnpolitik
Wir haben doch gewarnt vor der Fehl-
konstruktion des Euro-Systems, die darin 
besteht, daß man eine Währung hat, aber 
nicht eine gemeinschaftliche Finanzpoli-
tik, Wirtschaftspolitik, und � was die an-
deren immer vergessen � Lohnpolitik. 
Früher hatten die Wechselkurse in Euro-
pa immer die Funktion von Stoßdämp-
fern. Wenn eine Wirtschaft, etwa die 
griechische, die Löhne zu stark erhöht 
hat, dann hat der Stoßdämpfer funktio-
niert, dann wurde die griechische Wäh-

rung abgewertet � und die griechische 
Wirtschaft war wieder wettbewerbsfähig. 
Wenn die Deutschen die Löhne � was sie 
seit Jahren und Jahrzehnten tun � zu we-
nig erhöht haben, dann hat der Stoßdämp-
fer funktioniert: Die deutsche Währung, 
die D-Mark, wurde aufgewertet, und 
Deutschland hatte nicht zuviel Wettbe-
werbsvorteile gegenüber anderen Län-
dern. Seitdem diese Stoßdämpfer nicht 
mehr funktionieren, gibt es keinen Aus-
gleichsmechanismus.

Der einzige Ausgleichsmechanismus ist 
eine koordinierte Lohnpolitik in der Eu-
ropäischen Gemeinschaft. Und wir müs-
sen anfangen in Deutschland und aufhö-
ren mit dem Lohndumping, das der 
größte Sprengsatz für die europäische 
Idee ist. (�) Ist es denn so schwer zu be-
greifen: Wenn ein Land, in diesem Fall 
Deutschland, immer mehr Waren an an-
dere verkauft, weil es selbst diese Waren 
nicht verbrauchen kann, dann geht das 
nur, weil die anderen diese Waren kaufen 
und selbst nicht herstellen. Und dieser 
Prozeß führt dann zur Verschuldung der 
Länder, die die Waren kaufen, weil sie 
sie selbst nicht herstellen. Ist das eigent-
lich so schwer? Wenn also Deutschland 
immer wieder diese Exportüberschüsse 
erwirtschaftet, dann muß es andere ge-
ben, die das bezahlen, ohne es durch ei-
gene Produktion gedeckt zu haben. Also 
ist das deutsche Lohndumping eine der 
Hauptursachen für die Schwierigkeiten 
der europäischen Währung und der euro-
päischen Gemeinschaft!

Neben Keynesianismus, durchgreifender 
öffentlich-rechtlicher Organisation des 
Bankensektors, Abschaffung des Lohn-
dumpings haben wir einen vierten Punkt 
vorgeschlagen, bei dem die anderen jetzt 
noch Jahre brauchen, bis sie ihn verstan-
den haben.

Als Parteivorsitzender der Linken habe 
ich weitgehend unbeachtet vor einigen 
Jahren Eurobonds vorgeschlagen. Diese 
Euro-Bonds waren ein geeignetes Instru-
ment, um das Ausfransen der Zinsen bei 
den schwachen Ländern zu verhindern. 
Euro-Bonds heißt einfach, daß die euro-
päische Gemeinschaft haftet für die Kre-
dite. Damals haben sie es abgelehnt, allen 
voran Herr Steinbrück, der angeblich ein 
großer Experte ist. Herr Steinbrück hat es 
abgelehnt zusammen mit Frau Merkel, 
weil er sagte, das kann ich den Deutschen 
nicht verkaufen, daß sie dann zahlen 
müssen. Jetzt müssen sie viel, viel mehr 
zahlen. Man muß auch der Wahlbevölke-
rung sagen: Wenn ihr Verantwortliche 
habt, die die ökonomischen Systeme 
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nicht verstehen, müßt ihr also viel mehr 
zahlen. (�)

Mittlerweile sind die Euro-Bonds über-
holt, um das in aller Klarheit zu sagen. 
Euro-Bonds lösen das Problem nicht 
mehr. Sie wären vor einiger Zeit das ge-
eignete Mittel gewesen, die Zinsentwick-
lung in den schwachen Ländern zu stabi-
lisieren. Heute gibt es einen neuen Vor-
schlag, ein Alleinstellungsmerkmal der 
Partei Die Linke, und der heißt ganz ein-
fach: Wir wollen die Länder Europas von 
den Finanzmärkten abkoppeln, indem 
die Notenbanken über eine öffent-
lich-rechtliche Zwischenbank die Kre-
dite direkt an diese Länder vergeben. 
Das ist unser Vorschlag.

Diese Kreditvergabe ist jedem einfach zu 
erklären, denn jeder kann nachvollziehen 
welch irres System es ist, daß die Noten-
bank etwa der Deutschen Bank für 1,5 
Prozent Milliarden zur Verfügung stellt, 
und daß die Deutsche Bank diese Milliar-
den für zwölf bis 18 Prozent an Griechen-
land, an Portugal, an Irland oder wen 
auch immer ausleiht � das ist ein verrück-
tes System. 

Antwort: Gemeinschaftseigentum
Gemeinschaftseigentum ist die Antwort 
auf die Privatisierung. Und dies ist mitt-
lerweile bereits in der klassischen Wis-
senschaft zum Thema geworden. Ich er-
innere immer wieder daran: Elinor 
Ostrom, eine Nobelpreisträgerin, hat ge-
zeigt, daß gemeinschaftlicher Besitz unter 
bestimmten Bedingungen ökonomischer, 
umweltfreundlicher genutzt wird als eben 
Privateigentum.

Und natürlich, wenn wir über das Pri-
vateigentum reden, dann müssen wir 
deutlich machen, daß es nicht um den 
kleinen Besitz, um die paar Bücher oder 
die paar persönlichen Besitzgegenstände 
geht, die die einzelnen haben. Nein, es 
geht um das gemeinschaftlich erarbeitete 
Vermögen. Und wir sagen nochmal ins 
Einfache übersetzt: Das, was gemein-
schaftlich von Tausenden erarbeitet wor-
den ist, muß auch Gemeinschaftseigen-
tum sein und darf nicht Privateigentum 
werden. Ist doch ganz einfach.

Und dann muß man sich natürlich auch 
mit dem Privateigentum auseinanderset-
zen, das die veröffentliche Meinung in 
Deutschland bestimmt. 

Wir leben ja, in unserer Gesellschaftsord-
nung � die ich demokratisch nenne, ob-

wohl sie das entscheidende Kriterium 
nicht erfüllt � im Glauben, wir hätten 
Pressefreiheit in diesem Land. Ich verste-
he unter Pressefreiheit, daß die Presse frei 
ist von jeglicher staatlicher Bevormun-
dung. Das muß sein in einer demokrati-
schen Ordnung. Aber wir verstehen ge-
nauso darunter, daß die Presse frei sein 
muß von privater, wirtschaftlicher Bevor-
mundung von den Murdochs und den 
Berlusconis und den Springers. (�)

Das Kostbarste einer demokratischen Ge-
sellschaft ist doch der freie geistige Dia-
log, ist die Auseinandersetzung, der zen-
trale kulturelle Wert einer demokrati-
schen Gesellschaft. Und die kann man 
nicht der Gewinnverwertung einzelner 
überlassen, die dann bestimmen, was da-
mit geschieht. Da hatte der Gründungs-
herausgeber der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung, Paul Sethe, recht: In unserer Ge-
sellschaft ist Pressefreiheit die Freiheit ei-
niger reicher Leute, ihre Meinung zu ver-
öffentlichen. Das ist aber nicht unsere 
Freiheit. Wir wollen den offenen, demo-
kratischen Dialog.

Wiederherstellung des Sozial-
staates
Der nächste Punkt, den ich ansprechen 
möchte, trägt die Überschrift: Wiederher-
stellung des Sozialstaates. Ich kann mir 
keine Demokratie vorstellen, die nicht 
einen funktionierenden Sozialstaat zur 
Grundlage hat. 

Denn Demokratie ist untrennbar mit Frei-
heit verbunden. Und Menschen, die in 
der Existenznot sind, die als Sozialhilfe-
empfänger, Hartz-IV-Empfänger, als 
Rentner mit kleinen Renten oder als Ar-
beitnehmer mit zu geringen Löhnen 
Angst haben, ob sie am Monatsende ihre 
Rechnungen bezahlen können, und die 
ihre Zukunft gar nicht planen können, 
also all diejenigen, die in sogenannten 
prekären Verhältnissen leben, die sind 
nicht frei. 

Und auch deshalb wollen wir die jetzige 
Ordnung überwinden und eine Ordnung 
herstellen, in der die Menschen wirklich 
frei sein können.

Genau an dieser Stelle zeigt sich ja die 
Schamlosigkeit des Systems. Wenn es 
also heißt: Wollen wir Hartz IV um fünf 
oder zehn Euro erhöhen? Das Geld ist 
nicht da. Wenn es heißt: Wollen wir die 
Renten um fünf Prozent erhöhen? Das 
Geld ist nicht da. Wenn es heißt: Wollen 
wir den Familien etwas geben? Das Geld 
ist nicht da. Aber um den Zockerbuden 

300 Milliarden zu geben, ist das Geld da, 
das ist doch pervers! (�) 

 

Wider die Kriegstreiber
 Über die gerechte Verteilung der Güter 
der Erde, wirft sich dann auch die Kriegs-
frage auf. Und ich muß sagen, ich bin er-
schüttert, liebe Freundinnen und Freunde, 
wenn ich sehe, wie in der Bundesrepublik 
heute über den Libyen-Krieg geschrieben 
und geredet wird. Erschüttert deshalb, 
weil regelrechte Hymnen auf diesen 
Krieg angestimmt werden, obwohl die 
Rebellen sagen: 50000 Menschen sind 
bereits ums Leben gekommen. Hier an 
dieser Stelle wird dann klar, was Rosa 
Luxemburg mit dem Satz gemeint hat: 
Sozialismus oder Barbarei. Eine Wirt-
schaftsordnung, die auf die kriegerische 
Eroberung von Ölfeldern und Absatz-
märkten ausgerichtet ist, ist und bleibt 
barbarisch, liebe Freundinnen und Freun-
de.

 

Und es ist für mich nicht nachvollziehbar, 
wie eilfertig nach anfänglichem Zögern 
Grüne und SPD � sie überschlagen sich ja 
bald, wenn es darum geht, den Men-
schenrechtsbellizismus immer wieder zu 
fordern � auf einmal wieder dabei waren, 
diesen Krieg zu unterstützen und zu kriti-
sieren, daß Deutschland sich an diesem 
Krieg nicht beteiligt hat. Ich habe nun 
wirklich keinen Grund, Westerwelle zu 
loben, aber hier lobe ich ihn ohne jede 
Einschränkung. Seine Entscheidung war 
richtig, sich nicht an diesem Krieg zu be-
teiligen.

 

Wenn ich dieses ganze verlogene Men-
schenrechtsgerede jeden Tag lese, höre 
oder mitansehe, und wenn ich sehe, daß 
am gleichen Tag die Bilder ausgehunger-
ter Kinder aus Somalia im Fernsehen und 
in Zeitungen erscheinen und die Leichen 
dieses Krieges, und wenn ich dann sehe, 
daß niemand auf die Idee kommt von den 
Verantwortlichen zu sagen, dann geben 
wir doch die Milliarden lieber aus, um 
diese Kinder vor dem Hungertod zu ret-
ten, dann ist diese Gesellschaft barba-
risch!

 
15.09.2011  �junge welt�

* Der von uns veröffentlichte Text ist 
eine gekürzte verschriftlichte Fassung 
der Rede. In voller Länge ist sie zu hören 
unter: www.dielinke-nrw.de/nc/start/lan-
desparteitag_2011_sonntag/
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Eric Toussaint
Auch die illegitimen Schulden im Norden 

müssen annulliert werden!
Interview mit Eric Toussaint, CADTM, geführt von Denis Horman für die belgische Monatszeitung La Gauche (gekürzt)

La Gauche: Das 1990 gegründete Komi-
tee für die Streichung der Schulden der 
Dritten Welt (Comité pour l�annulation 
de la dette du Tiers monde, CADTM) hat  
über 20 Jahre hinweg eine gründliche 
Expertise zu den Schulden durchgeführt,  
von denen die Länder des Südens betrof-
fen sind, und für eine bedingungslose 
Streichung dieser öffentlichen Schulden 
plädiert. Gibt es Gemeinsamkeiten zwi-
schen den öffentlichen Schulden der Ent-
wicklungsländer und denen der Länder 
im Norden?
Eric Toussaint: Die öffentlichen Schul-
den im Norden sind jetzt der willkomme-
ne Vorwand zur Rechtfertigung der 
Haushaltskürzungen nach dem Modell 
der Strukturanpassungspläne, die die 
Länder des Südens seit Anfang der 
1980er Jahre zu erleiden hatten. Nach-
dem 2007/2008 die schwerste Krise seit 
1929 ausgebrochen ist, sind die Länder 
der Europäischen Union ebenfalls mit ei-
nem noch nie da gewesenen Sozialabbau 
unter der Fuchtel der �Troika� � des In-
ternationalen Währungsfonds (IWF), der 
EU und der Europäischen Zentralbank 
(EZB) � konfrontiert. Überall werden die 
gleichen Maßnahmen getroffen: Lohn-
kürzungen im öffentlichen Dienst, Entlas-
sungen, Wegfall der Stellen derjenigen, 
die in die Rente gehen, Erhöhung des 
Renteneintrittsalters, Privatisierungen� 
Wir erleben eine neue Offensive des Ka-
pitals gegen die Arbeit.
Die �Troika� und die Regierungen fassen 
keine anderen Wege ins Auge, um die öf-
fentlichen Schulden und Defizite zu ver-
mindern, die eine untragbare Höhe er-
reicht haben. Mehr oder minder überall 
ist ein Ansteigen der Staatsverschuldung 
festzustellen. Doch stellen wir uns die 
Frage: Woher kommt das?
Ich möchte drei Aspekte der explosions-
artigen Zunahme der öffentlichen Ver-
schuldung im Norden ansprechen.
� Anfang der 1980er Jahre sind die Zins-
raten im Süden und im Norden aufgrund 
einer in Washington getroffenen Ent-
scheidung nach oben geschnellt.
� In den Jahren 1990 bis 2000 ist in Euro-
pa neoliberale Politik umgesetzt worden, 
die sich in Steuer-Gegenreformen mit ei-
ner Verminderung der Steuereinnahmen 
aufgrund einer beträchtlichen Verminde-
rung der Steuern auf die Gewinne der Pri-

vatunternehmen und die Einkommen der 
reichsten Haushalte kristallisiert hat. Die 
Staaten haben diese Situation durch die 
Anhebung der indirekten Steuern, der 
Mehrwertsteuer, die Anhebung der Be-
steuerung der abhängig Beschäftigten 
und durch neue Anleihen bei den Reichs-
ten teilweise gelindert.
� Dann hat im Oktober 2008 in einer gan-
zen Reihe von Ländern des Nordens die 
Rettung der Privatbanken stattgefunden, 
die unsinnige Risiken eingegangen waren 
und Finanzspekulation betrieben hatten. 
Eine Rettung mit Hilfe von Hunderten 
von Milliarden Dollar und Euro, mit dem 
Geld der SteuerzahlerInnen. In Belgien 
hat der Staat 20 Milliarden Euro hinge-
legt, um Fortis, KBC, Dexia und Ethias 
zu �retten�. Diese Bankenrettung hat für 
die Zunahme der öffentlichen Schulden 
in Belgien eine ausschlaggebende Rolle 
gespielt.
All diese Elemente veranlassen mich, 
einen Teil der öffentlichen Schulden als 
illegitim zu bezeichnen.

La Gauche: In seiner Arbeit über die 
Schulden, von denen der Süden betroffen 
ist, hat das CADTM die Begriffe der ver-
abscheuungswürdigen, illegitimen und il-
legalen Schulden herausgestellt, gestützt  
auch auf eine juristische Argumentation, 
und damit die Aussetzung der Tilgung 
dieser Schulden bzw. deren Streichung 
und Aufkündigung gerechtfertigt. Spricht  
sich das CADTM auch für die Streichung 
der öffentlichen Schulden der Länder des 
Nordens aus?
Eric Toussaint: Das CADTM spricht 
sich für die Streichung des illegitimen 
Teils der öffentlichen Schulden aus. Es 
gibt verschiedene internationale Abkom-
men � die Charta der Vereinten Nationen, 
die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte, die Erklärung der UNO zum 
Recht auf Entwicklung, die Internationa-
len Pakte über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte aus dem Jahr 1966 
usw. �, auf die man sich stützen kann, um 
die Aussetzung und die Aufkündigung 
bzw. Streichung der öffentlichen Schul-
den zu rechtfertigen. Der Begriff der Ille-
gitimität umfasst insbesondere die verab-
scheuungswürdigen und illegalen Schul-
den.

Die mit dem IWF, der Europäischen 
Kommission, der EZB oder auch auf den 
Finanzmärkten vereinbarten Schulden, 
die für diese Instanzen die Anwendung 
von Politik der Strukturanpassung oder 
der Sparpolitik unter Verletzung der wirt-
schaftlichen, sozialen, kulturellen, zivilen 
und politischen Rechte rechtfertigen, 
können als verabscheuungswürdige 
Schulden [odious debts] eingestuft wer-
den. Die brutalen Sparpläne, die in Län-
dern wie Rumänien, Ungarn, Lettland 
und dann in Griechenland, Irland, Portu-
gal angewendet worden sind, um die öf-
fentlichen Schulden und Defizite wegzu-
bekommen, haben die Verletzung der 
grundlegenden Menschenrechte zur Fol-
ge. Die Schulden, die mit diesen Plänen 
zur Strukturanpassung verbunden sind, 
können als verabscheuungswürdig be-
trachtet werden und müssen gestrichen 
werden.
Es gibt jetzt eine andere Kategorie von 
Ländern � Frankreich, Großbritannien, 
Belgien und andere Länder der Europäi-
schen Union, die Schulden gemacht ha-
ben, die als illegitim eingestuft werden 
können. In diesen Ländern haben die Re-
gierungen bewusst eine Politik betrieben, 
die sozial ungerecht ist und über Maß-
nahmen zugunsten der kapitalistischen 
Klasse eine Zunahme der öffentlichen 
Schulden zur Folge gehabt hat. Das habe 
ich bei der Darstellung der Hauptgründe 
für die Verschuldung dieser Staaten be-
reits erklärt: die Steuer-Gegenreformen 
zum Nutzen der Privatunternehmen und 
der hohen Einkommen, die Bankenret-
tung mit dem Geld der Allgemeinheit usf. 
Diesem Teil der öffentlichen Schulden, 
der für einen gigantischen Transfer von 
Reichtum zu den Banken und den Fi-
nanzfonds auf Kosten der Lohnabhängi-
gen hinaus sorgt, in einem Maße, wovon 
das Kapital nur träumen konnte, prägen 
dreißig Jahre neoliberale Politik den 
Stempel der Illegitimität auf. Diese illegi-
timen Schulden müssten gestrichen wer-
den.

Sand im Getriebe 91: Democracia 
real YA !! Echte Demokratie 

JETZT!
�Wir verkaufen nichts, wir schulden 

nichts, wir zahlen nicht !�
Sig 86: Dollardämmerung, Wäh-

rungsgewitter
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La Gauche: Das CADTM zeigt auf, dass 
es möglich ist, das todbringende Räder-
werk der Schulden im Süden zu zerbre-
chen. Können diese Beispiele auf den 
Norden übertragen werden?
Eric Toussaint: Eine der fortgeschrittens-
ten Erfahrungen ist die in Ecuador, wo 
Ende 2006 nach großen sozialen Mobili-
sierungen ein neuer Präsident gewählt 
worden ist, Rafael Correa. Er hat dafür 
gesorgt, dass im Juli 2007 eine Kommis-
sion für Schulden-Audit mit 18 Fachleu-
ten eingerichtet worden ist, der ich für 
das CADTM angehört habe. Das Mandat, 
das diese Kommission erhalten hat, war, 
ein Audit über 30 Jahre öffentlicher Ver-
schuldung sowohl im In- als auch im 
Ausland durchzuführen. Nach 14 Mona-
ten Arbeit ist die Kommission zu der 
Schlussfolgerung gelangt, dass ein großer 
Teil der analysierten Schulden Kennzei-
chen von Illegitimität tragen. Im Novem-
ber 2008 hat die Regierung, gestützt auf 
den Bericht der Kommission, beschlos-
sen, die Rückzahlung der Schulden aus-
zusetzen, die zum Teil bis 2012, zum Teil 
bis 2030 laufen. Nach acht Monaten ohne 
Rückzahlungen ist die Regierung dieses 
kleinen Landes mit 13 Millionen Einwoh-
nerInnen als Siegerin aus der Kraftprobe 
mit den nordamerikanischen Bankiers, 
den Inhabern der Titel der ecuadoriani-
schen Schulden, hervorgegangen. Sie hat 
für 900 Millionen Dollar Schuldentitel im 
Wert von 3,2 Milliarden Dollar aufge-
kauft. Unter Berücksichtigung der Zin-
sen, die Ecuador nicht bezahlen muss, 
denn es hat Schuldentitel aufgekauft, die 
bis 2012 oder 2030 liefen, hat der ecua-
dorianische Staat rund 7 Milliarden Dol-
lar eingespart. Das hat es möglich ge-
macht, neue Finanzmittel für soziale Aus-
gaben im Gesundheitsbereich, in der Bil-
dung, für Sozialhilfe usw. freizumachen. 
Sicherlich war dies keine Aufkündigung 
der illegitimen Schuld, doch ein außeror-
dentlich wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung.
Auch in Europa gibt es wichtige Schritte 
in diese Richtung. In mehreren Ländern � 
nach Frankreich nun in Griechenland, 
Portugal, Spanien � gibt es eine mächtige 
Zunahme von sozialen Mobilisierungen. 
Man kann sagen, dass Griechenland das 
Epizentrum einer massiven Reaktion zum 
Thema der Schulden ist, und dies im 
Kontext von sozialen Mobilisierungen 
und immer härteren Streiks.
Im März 2010 haben über hundert grie-
chische und internationale Persönlichkei-
ten einen Aufruf für die Bildung einer 
Kommission für ein Audit der öffentli-
chen Schulden verfaßt. Im Dezember 
2010 hat eine unabhängige Abgeordnete 
namens Sofia Sakorafa im griechischen 

Parlament eine Rede gehalten, die Beach-
tung gefunden hat, und in der sie die Ein-
richtung solch einer Kommission vorge-
schlagen hat. Vier Abgeordnete haben 
mit der PASOK gebrochen und sich ge-
weigert, für den Haushalt 2010 und das 
Memorandum, das Griechenland vom In-
ternationalen Währungsfonds (IWF) auf-
gezwungen worden ist, zu stimmen. Nach 
dem Vorbild der griechischen radikalen 
Linken haben diese Abgeordneten die 
Bildung eines griechischen Komitees ge-
gen die Schulden gefordert und unter-
stützt; es hat sich gebildet und wird von 
Gewerkschaften, mehreren politischen 
Parteien und zahlreichen Intellektuellen 
unterstützt. Dieses Komitee wird ein Au-
dit vornehmen, damit man weiß, welcher 
Teil der griechischen Schulden verab-
scheuungswürdig, illegitim und illegal 
ist. Selbstverständlich kann sich dieses 
Vorhaben in Griechenland im Gegensatz 
zu Ecuador nicht auf die Regierung stüt-
zen, hier haben wir eine sozialliberale 
Regierung, die den arbeitenden Men-
schen und der Bevölkerung eine brutale 
Sparpolitik aufzwingt. Von daher ist es 
wichtig, diesen Ansatz mit sozialen Mo-
bilisierungen zu unterstützen.

La Gauche: Das CADTM hat oft darauf 
aufmerksam gemacht, dass eine radikale 
Herabsetzung der öffentlichen Schulden 
eine notwendige, aber nicht hinreichende 
Bedingung ist, um eine Wirtschafts- und 
Sozialpolitik im Dienst der Bevölkerung 
einzuleiten? Was heißt das?
Eric Toussaint: Hierzu möchte eine erste 
Überlegung vortragen. Bis vor kurzem ist 
ein großer Teil der Gewerkschaftslinken 
und sogar der radikalen Linken der Auf-
fassung gewesen, dass der soziale Wider-
stand gegen die Angriffe der Unterneh-
mer und der Regierungen nicht unbedingt 
bedeutet, die Frage der öffentlichen 
Schulden zu einem der zentralen Elemen-
te dieses Widerstands zu machen.
Auf der anderen Seite haben bestimmte 
Organisationen der radikalen Linken, die 
eine radikale Position für die Streichung 
bzw. Aufkündigung der öffentlichen 
Schulden bezogen haben, ein Audit zu 
den Schulden als unnütz und überflüssig 
eingeschätzt, da es ja darum gehen soll, 
diese Schulden en bloc abzulehnen. Das 
war die Haltung von manchen linken Or-
ganisationen in Griechenland.
Ein anderer Teil der Linken, auch der ra-
dikalen Linken, lenkte die Aufmerksam-
keit auf die Folgen einer Infragestellung 
der Schuldenzahlung, sie haben gesagt: 
�Vorsicht, solch eine Position wird für 
das Land und seine Bevölkerung einen 
Bumerangeffekt haben. Das wird Straf-
maßnahmen zur Folge haben; für die Ge-

hälter im öffentlichen Dienst, die Renten 
usw. wird kein Geld mehr da sein�� 
Glücklicherweise beginnen sich die Din-
ge zu ändern in Bezug auf die Bewußt-
werdung und die lebenswichtige Bedeu-
tung einer radikalen Herabsetzung der öf-
fentlichen Schulden bzw. die Streichung 
der illegitimen Schulden.
Wenn man will, dass solch ein Vorgehen 
nicht auf Kosten der BezieherInnen von 
Löhnen und Sozialleistungen geht, muss 
es natürlich mit Maßnahmen für eine 
wahre Steuergerechtigkeit kombiniert 
werden, damit alle, die Firmen und die 
einzelnen Personen, Steuern entspre-
chend ihrer Zahlungsfähigkeit abführen. 
Das fordert in Belgien seit einer Reihe 
von Jahren das Netzwerk für Steuerge-
rechtigkeit (Réseau pour la justice fiscale, 
RJF), dem etwa 40 Verbände angehören, 
darunter die beiden großen Gewerk-
schaftsverbände, ABVV/FGTB und 
ACV/CSC.

Aus dem Französischen übersetzt von Wilfried 
Dubois

Vollständiges Interview: http://www.cadt-
m.org/La-dette-illegitime-des-pays-du

Eric Toussaint hat zusammen mit Damien 
Millet ein neues französischsprachiges Buch 
über die Staatsschulden herausgegeben (La 
dette ou la vie, Bruxelles: Editions Aden; Liè-
ge: CADTM, 2011, 384 S.).
Auf Deutsch liegen von ihm die beiden Bü-
cher vor: Profit oder Leben. Neoliberale Of-
fensive und internationale Schuldenkrise 
(Köln: Neuer ISP Verlag, 2000); Die Bank 
des Südens und die Weltwirtschaftskrise. Boli-
vien, Ecuador, Venezuela und die Alternati-
ven zum Neoliberalismus (Köln: Neuer ISP 
Verlag, 2010).
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Noam Chomsky

Die USA im freien Fall

10.08.2011 

"Es ist eine weit verbreitete Ansicht, dass 
sich die USA, die von der Welt noch vor 
wenigen Jahren als ein Koloss mit unver-
gleichlicher Macht und unübertroffener 
Anziehungskraft bejubelt wurden, im frei-
en Fall befinden und endgültig unterzu-
gehen drohen," schreibt Giacomo Chioz-
za in der gegenwärtigen Ausgabe der 
Zeitschrift Political Science Quarterly.

Diese Ansicht ist tatsächlich weit verbrei-
tet. Und das mit Recht, obwohl noch eini-
ge Bereiche funktionieren. Zunächst sei 
festgestellt, dass der Niedergang der US-
Macht sofort nach ihrem Höhepunkt am 
Ende des Zweiten Weltkriegs begann, 
und dass die begeistert gefeierten "Erfol-
ge" nach den Golfkriegen in den 1990er 
Jahren nur einer Selbsttäuschung ent-
sprangen.

Eine weitere Ansicht, die mindestens un-
ter denen weit verbreitet ist, die sich nicht 
absichtlich blind stellen, ist die Erkennt-
nis, dass der Niedergang der USA in 
nicht geringem Maße selbst verschuldet 
ist. Die komische Oper, die in diesem 
Sommer in Washington aufgeführt wur-
de, hat die US-Amerikaner angewidert 
und die Welt aufgeschreckt, und dürfte 
keine Entsprechung in den Annalen der 
parlamentarischen Demokratie haben.

Über diese Inszenierung sind sogar die 
Sponsoren dieses Theaters erschrocken. 
Die mächtigen Konzernherren müssen 
befürchten, dass die Extremisten, die sie 
selbst in den Kongress gehievt haben, das 
Konstrukt zum Einsturz bringen könnten, 
dem sie ihren eigenen Reichtum und ihre 
Privilegien verdanken � ihren zuverlässi-

gen Zuchtmeister-Staat, der ihnen bisher 
so nützlich war.

Die Einflussnahme der Konzernherren 
auf die Politiker und die Gesellschaft � 
die bis jetzt größtenteils über Geldzuwen-
dungen praktiziert wurde � hat nun einen 
Punkt erreicht, an dem die beiden politi-
schen Organisationen, die in ihrem heuti-
gen Zustand kaum noch etwas mit tradi-
tionellen Parteien zu tun haben, weit 
rechts von der Bevölkerung stehen und 
sich nicht mehr um deren Hauptprobleme 
kümmern.

Für die US-Öffentlichkeit ist die Arbeits-
losigkeit das wichtigste Problem. Unter 
den gegenwärtigen Umständen kann die-
se Krise nur durch umfangreiche Investi-
tionen der Regierung bekämpft werden, 
die weit über die bis jetzt getätigten hin-
ausgehen; die haben zwar nicht ausge-
reicht, den Rückgang der Ausgaben der 
US-Bundesstaaten und Kommunen auf-
zufangen � aber sogar diese begrenzte In-
itiative hat wahrscheinlich Millionen von 
Jobs gerettet.

Für die Finanzinstitutionen ist das Haus-
haltsdefizit das Hauptproblem. Deshalb 
wird auch nur darüber diskutiert. Nach ei-
ner Umfrage, die von der Washington 
Post und ABC News durchgeführt wurde, 
ist die große Mehrheit der Bevölkerung 
dafür, das Defizit durch eine höhere Be-
steuerung der sehr Reichen zu senken [72 
Prozent dafür, 27 Prozent dagegen]. Die 
Kürzung der Gesundheitsprogramme 
wird hingegen von einer ebenso großen 
Mehrheit abgelehnt [69 Prozent der Be-
völkerung sind gegen Kürzungen bei Me-
dicaid (s. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Medicaid ), 

und 78 Prozent lehnen Kürzungen bei 
Medicare (s. 
http://de.wikipedia.org/wiki/Medicare_
%28Vereinigte_Staaten%29 ) ab.] Be-
schlossen wurde aber das genaue Gegen-
teil dessen, was die Bevölkerung eigent-
lich will.

Das Program on International Policy Atti-
tudes / PIPA (das Programm zur Untersu-
chung internationaler politischer Einstel-
lungen, s. 
http://en.wikipedia.org/wiki/Program_on
_International_Policy_Attitudes ) hat 
nachgeforscht, wie die US-Bevölkerung 
das Defizit beseitigen würde. PIPA-Di-
rektor Steven Kull schreibt: "Die Regie-
rung und die republikanische Mehrheit 
im Repräsentantenhaus liegen hinsicht-
lich der Reduzierung des Defizits völlig 
neben den Absichten und Prioritäten der 
Öffentlichkeit."

Die PIPA-Umfrage belegt die total kon-
trären Ansichten: "Die größten Mei-
nungsunterschiede bei den Ausgaben be-
stehen darin, dass die Öffentlichkeit tiefe 
Einschnitte bei den Verteidigungsausga-
ben fordert, die Regierung und die Mehr-
heit des Repräsentantenhauses die Mili-
tärausgaben aber trotzdem noch leicht 
erhöhen wollen. Die Öffentlichkeit for-
dert auch höhere Ausgaben für die Be-
rufsausbildung, für das Bildungswesen 
und für die Bekämpfung der Umweltver-
schmutzung, als die Regierung und das 
Repräsentantenhaus bewilligen wollen."

Der geschlossene "Kompromiss" � der 
zutreffender als Kapitulation vor den Ul-
trarechten bezeichnete werden sollte � 
beinhaltet das genaue Gegenteil und wird 
höchstwahrscheinlich das Wachstum 
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noch weiter verlangsamen und langfristig 
allen US-Bürgern schaden � außer den 
Reichen und den Konzernen, die sich 
über Rekordgewinne freuen können.

Es wurde noch nicht einmal darüber ge-
sprochen, dass das Defizit zu beseitigen 
wäre, wenn das zerrüttete privatisierte 
System der Gesundheitsfürsorge in den 
USA durch ein in anderen Industriestaa-
ten übliches System ersetzt würde; Wirt-
schaftswissenschaftler Dean Baker hat 
nachgewiesen, dass mit einem anderen 
System, das gleichwertig oder sogar bes-
ser als unser jetziges System ist, die Hälf-
te der Pro-Kopf-Kosten eingespart wer-
den könnte.

Die Finanzinstitutionen und die großen 
Pharmakonzerne sind aber so mächtig, 
dass die Einführung eines anderen Sys-
tems noch nicht einmal in Betracht gezo-
gen werden kann, obwohl sie zu realisie-
ren wäre. Aus ähnlichen Gründen wurden 
auch andere wirtschaftlich vernünftige 
Optionen wie eine moderate Steuer auf 
Finanztransaktionen überhaupt nicht in 
Erwägung gezogen.

Stattdessen hat die Wall Street neue Ge-
schenke zu erwarten. Das House Appro-
priations Committee (der Haushaltsaus-
schuss des Repräsentantenhauses, s. 
http://en.wikipedia.org/wiki/United_State
s_House_Committee_on_Appropriations 
) hat das Budget für die Securities and 
Exchange Commission (die Börsenauf-
sichtsbehörde der USA, s. http://de.wiki-
pedia.org/wiki/United_States_Securities_
and_Exchange_Commission ) beschnit-
ten, obwohl gerade die hohe Barrieren 
gegen Finanzbetrügereien errichten könn-
te. Auch die Consumer Protection Agen-
cy (die Verbraucherschutzagentur, s. 
http://www.ftc.gov/bcp/ ) dürfte nicht un-
geschoren davon kommen.

Der Kongress hat andere Waffen für sei-
nen Kampf um die Zukunft der kommen-
den Generationen ausgewählt. Angesichts 
der Opposition der Republikaner gegen 
den Umweltschutz hat American Electric 
Power, ein wichtiger Stromlieferant, "die  
wichtigste US-Maßnahme zum Umwelt-
schutz � die Reduzierung des Kohlendi-
oxyd-Ausstoßes aus Kohlekraftwerken � 
erst einmal aufgeschoben und damit al-
len Bemühungen um die Einschränkung 
der für die Erderwärmung verantwortli-
chen Emissionen einen heftigen Schlag 
versetzt," berichtete die New York Ti-
mes.

Diese Schläge, die sich die US-Wirt-
schaft selbst zufügt, werden zwar immer 

heftiger, sind aber keine neue Erschei-
nung. Sie begannen bereits in den 1970er 
Jahren, als die Wirtschaftspolitik der 
USA gewaltige Veränderungen erlebte, 
die heute als "das Goldene Zeitalter" des 
Staatskapitalismus glorifiziert werden.

Zwei Hauptelemente dieser Veränderung 
waren die Erfindung der "Finanzindus-
trie" [der Wechsel der Investoren von der 
industriellen Produktion in den so ge-
nannten FIRE-Sektor � Finance, Insuran-
ce and Real Estate (Finanzmarkt, Versi-
cherungen und Immobilien)] � und das 
Offshoring der Produktion (die Verlage-
rung industrieller Arbeitsplätze ins Aus-
land). Der ideologische Triumph der 
"Doktrin des freien Marktes," die wie im-
mer sehr selektiv gehandhabt wurde, ver-
ursachte weitere Schläge, wie die Dere-
gulierung, die neuen Formen des Kon-
zernmanagements mit überhöhten Bonus-
zahlungen für kurzfristig erzielte Erfolge 
und andere politischen (Fehl-) Entschei-
dungen.

Die daraus resultierende Konzentration 
des Reichtums verschaffte den Konzer-
nen noch größere politische Macht und 
ließ schnell einen Teufelskreis entstehen, 
der einem Bruchteil der US-Amerikaner 
� etwa einem Prozent � zu außergewöhn-
lichem Reichtum verhalf; bereichern 
konnten sich hauptsächlich CEOs von 
Großkonzernen (s. http://de.wikipe-
dia.org/wiki/Chief_Executive_Officer ), 
Hedgefonds-Manager und ähnlich Privi-
legierte, während die Einkommen der 
überwiegenden Mehrheit der Bevölke-
rung bestenfalls stagnierten.

Parallel dazu explodierten die Wahl-
kampfkosten und trieben beide Parteien 
immer tiefer in die Abhängigkeit von den 
Konzernen. Was noch von der politischen 
Demokratie übrig war, wurde von beiden 
Parteien dadurch weiter untergraben, dass 
sie führende Positionen im Kongress an 
den Meistbietenden (Konzern) versteiger-
ten, wie der Politökonom Thomas Fergu-
son in der Financial Times nachgewiesen 
hat.

"Die beiden großen Parteien übernah-
men eine Praxis der großen Einzelhan-
delskonzerne Walmart, Best Buy oder 
Target," schreibt Ferguson. "In keinem 
anderen Parlament der entwickelten Welt  
werden � wie bei den US-Kongresspar-
teien üblich � Preise für die Schlüsselpo-
sitionen im Gesetzgebungsprozess festge-
legt." Die Abgeordneten, die ihren jewei-
ligen Parteien das meiste Geld dafür bie-
ten, erhalten diese Posten.

Nach Ferguson hat das dazu geführt, dass 
sich die Debatten "auf die endlose Wie-
derholung einer Hand voll Slogans be-
schränken, die sich als erprobte Köder 
für die Anlockung von Investoren und In-
teressengruppen erwiesen haben, von de-
nen sich die Parteiführungen finanzielle 
Zuwendungen erhoffen." Der Staat kann 
derweil zugrunde gehen.

Vor dem Finanzcrash im Jahr 2007, für 
den die neuen, aus dem "Goldenen Zeital-
ter" hervorgegangenen Finanzinstitutio-
nen größtenteils verantwortlich waren, 
hatten diese erschreckend viel wirtschaft-
liche Macht errungen und ihren Anteil an 
den Konzernprofiten mehr als verdrei-
facht. Nach dem Crash begannen mehrere 
Wirtschaftswissenschaftler, die Funktion 
(der Finanzindustrie) im Rahmen der 
Wirtschaft zu untersuchen. Nobelpreisträ-
ger Robert Solow (s. http://de.wikipe-
dia.org/wiki/Robert_M._Solow ) be-
schrieb ihren Einfluss als eher negativ. 
"Ihre Erfolge tragen wahrscheinlich we-
nig oder nichts zur Leistungsfähigkeit der 
realen Wirtschaft bei, aber die von ihr 
verursachten Katastrophen bewirken, 
dass von den Steuerzahlern aufgebrach-
tes Geld den Finanzhaien zufließt."

Durch die Zerstörung der Reste der poli-
tischen Demokratie beschleunigt die Fi-
nanzindustrie das Sterben (der USA) � so 
lange ihre Opfer still vor sich hin leiden 
und das einfach hinnehmen.

  [Das neuste Buch Noam Chomskys 
heißt "9-11: Tenth Anniversary" (11.9.: 
Der zehnte Jahrestag) Chomsky ist ein 
emeritierter Professor für Linguistik und 
Philosophie, der am Massachusetts Insti-
tute of Technology in Cambridge gelehrt 
hat. Er hat auch dutzende Bücher über 
die US-Außenpolitik verfasst.]

(Wir haben den informativen Choms-
ky-Artikel komplett übersetzt und mit Er-
gänzungen und Links in runden Klam-
mern versehen. Die Anmerkungen in 
eckigen Klammern stammen vom Autor 
selbst)

Noam Chomsky ist Professor für Linguistik 
am Massachusetts Institute of Technologie 
(MIT) und hat in den 60er Jahren die Vorstel-
lungen über Sprache und Denken revolutio-
niert. Zugleich ist er einer der prominentesten 
und schärfsten Kritiker der gegenwärtigen 
Weltordnung und des US-Imperialismus.
Orginalartikel: America in Decline
Übersetzt von: Wolfgang Jung (Luftpost Kai-
serslautern, http://www.luftpost-kl.de)
http://www.zmag.de/artikel/die-usa-im-freien-
fall
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John Gong
Shanghai Daily 08:22, 17 August 2011

 

Die Geschichte der Verschuldung der USA 
ist die Geschichte der Kriege der USA

Die globale Wirtschaft ist gefährdet 
durch die Aussicht auf eine mit zweite 
Talsohle der Rezession, wieder einmal 
wegen der Verschuldungsproblematik der 
USA.
Die weltweite Rezession startete 2008 
mit der Subprime-Hypothekenkrise in 
den USA. Diesmal ist es die Verschul-
dungskrise von Onkel Sam � etwa 14,5 
Billionen US$ bis jetzt und weitere 2,7 
Millionen US$ in jeder Minute gemäß 
der nationalen Schuldenuhr. Das verur-
sacht weltweite nervenaufreibende Reak-
tionen. 

Unabhängig davon, wie die Politiker in 
den USA das Problem der Verschul-
dungsgrenze lösen, scheint es interessant 
zu sehen, wie sich die Staatsschulden der 
USA zu einer solch astronomischen Zahl 
aufgebläht haben. Es lohnt sich, darüber 
nachzudenken, ob sich irgendwelche 
Lehren aus der Geschichte der Verschul-
dung ziehen lassen.

Es ist nur fair darauf hinzuweisen, dass 
zur Zeit die Verschuldung der USA im 
Vergleich zu vielen anderen Ländern 
nicht die Schlimmste ist. Wikipedia hat 
eine Webseite, auf der die Länder nach 
dem Verhältnis ihrer Staatsverschuldung 
zum BIP aufgelistet sind. Die USA ran-
gieren dort auf dem 37. Platz� noch un-
terhalb des Durchschnittswerts aller Län-
der. 

Ganz oben auf der Liste steht Japan, des-
sen Staatsverschuldung bei 225 Prozent 
des BIP liegt. Viele europäische Staaten, 
insbesondere die �PIGS�-Länder (Portu-
gal, Irland, Griechenland, Spanien), fül-
len die ersten Reihen, gemessen am Ver-
hältnis der Staatsverschuldung zum BIP. 

Aber die USA sind das Land, in dem Chi-
na und viele andere Länder ihre Dollar-
Anlagen tätigen. Deshalb müssen wir 
über die Verschuldungsproblematik der 
USA reden.

Am Anfang war da eine Verschuldung 
von 75 Millionen US$ als Kriegsschuld 
aus dem Revolutionskrieg � welcher ja 
zur Gründung der USA führte, zusammen 
mit der Unabhängigkeitserklärung, der 
Charta der Grundrechte und ähnlichen 
Dingen. Alexander Hamilton, der erste 
Finanzminister der USA, sprach die be-
rühmten Worte �Eine nationale Schuld 
wird für uns, wenn Sie nicht exzessiv ist,  
zu einem nationalen Segen�. 

Und was für ein Segen sie nach 200 Jah-
ren ist !

Die Schlüsselwörter hier sind �nicht ex-
zessiv�. Das Land hat in der Tat in der 
Anfangszeit auf die Gründerväter gehört, 
als es um das Verwalten öffentlicher Gel-
der ging. Die Kriegs-Schulden wurden 
schnell zurückgezahlt und das Land er-
freute sich einige Jahre lang an Haus-
haltsüberschüssen. 

Der Krieg von 1812 (zweier Unabhängig-
keitskrieg USA/GB) zwang die Regie-
rung, erneut Schulden aufzunehmen, und 
das Land geriet wieder in die Verschul-
dung. Über die nächsten 200 Jahre sollte 
sich das Thema �große Kriege sind ver-
bunden mit großen Haushaltsdefiziten� 
immer und immer wiederholen.

Der Bürgerkrieg katapultierte das Staats-
defizit durch die Decke in den ungeahn-
ten Bereich von 3 Milliarden US$. Der 

erste Weltkrieg gab den nächsten Schub 
auf den Wert von 25,5 Milliarden US$. 
Die 1920er Jahre, als Washington sich 
über einen starken Zufluss an Steuergel-
dern freute, waren eine gute Zeit. Aber 
der Zeitraum der folgenden 15 Jahre war 
eine schlechte Phase, in der sowohl Krieg 
als auch die Weltwirtschaftskrise herrsch-
te. 

Der zweite Weltkrieg und der �New 
Deal� von Präsident Roosevelt erhöhte 
die Verschuldung bis 1950 auf 260 Milli-
arden US$. Danach hatte das Land in den 
späten 1950er Jahren eine kurze Periode 
ausgeglichener Haushalte, fiel aber in den 
1960er Jahren zurück in eine erhebliche 
Verschuldung. Das war die Zeit, in der 
Präsident Johnson sowohl den Vietnam-
krieg als auch seine �Great Society� zu 
finanzieren hatte.

Präsident Reagan war der nächste große 
Kriegsfinanzierer � diesmal war es der 
kalte Krieg mit der Aufrüstung gegen die 
frühere Sowjetunion. In den letzten 20 
Jahren war der Staatshaushalt jedes Jahr 
defizitär, mit Ausnahme der Jahre 1998 
bis 2001, als die Wirtschaft boomte. Un-
ter den Regierungen Bush und Obama 
wuchs die Staatsverschuldung durch die 
Kriege im Irak und Afghanistan und 
durch die schwere Rezession, die sich 
noch bis heute hinzieht, schließlich auf 
über 14 Billionen US$.

Dieser kurze Überblick der Geschichte 
der Schulden zeigt den Zusammenhang 
zwischen Krieg und Schulden in den 
USA: Krieg ist teuer. Krieg erzeugt Ver-
schuldung und die Verschuldung führt zu 
Steuern. Die Steuern fließen in die 
Kriegsmaschinerie. Es zeigt sich, dass der 
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militär-industrielle Komplex der einzige 
ist, der davon profitiert, und er besitzt 
enorme Lobby-Macht in Washington. 

Die sich selbst beflügelnde Kriegsma-
schinerie der Verteidigungsindustrie kann 
am besten zusammengefasst werden 
durch das, was man das �(Michael) Lede-
en Prinzip� nennt. 
Dies besagt: �Alle 10 Jahre etwa müssen 
die USA irgendeine beschissene kleine 
Nation  aufmischen und gegen die Wand 
schmeißen, nur um der Welt zu zeigen, 
dass wir es ernst meinen�.  

Wenn man sich die Geschichte der ameri-
kanischen Kriege in den letzten 50 Jahren 
ansieht, stellt man fest, dass Leedens 
Aussage ziemlich genau ist. Michael Lee-
den war einst Politik-Berater im Pentagon 
und Sonderberater des Nationalen Sicher-
heitsrats der USA.

Was die USA jedoch auf den Schlachtfel-
dern gewinnen, verlieren sie im Scheck-

buch. Politiker aus beiden Parteien in 
Washington zeigen gerne mit dem Finger 
aufeinander, um zu  erklären, wie die 
Verschuldung der USA solch eine atem-
beraubende Höhe erreicht hat.

Die Konservativen zeigen üblicherweise 
auf soziale Programme und Anspruchs-
zahlungen. Die Demokraten geben den 
Steuerkürzungen die Schuld. Ein immer 
wiederkehrendes Thema jedoch, das in 
der Verschuldungsgeschichte der USA 
ständig eine der entscheiden Rollen ge-
spielt hat, ist der Faktor Krieg.

In den Wirtschaftswissenschaften gibt es 
einen Bereich, der sich kontra-faktische 
Analyse der Wirtschaftsgeschichte nennt. 
Der Pioneer dieses Bereichs war Robet 
Fogel, der 1993 mit dem Nobelpreis aus-
gezeichnet wurde. 

Es wäre eine interessante Übung, die 
Verschuldung der USA in den letzten 50 
Jahren kontra-faktisch zu analysieren, 

ohne all jene Leeden-artige Kriege. Ich 
würde Wetten eingehen, dass die Höhe 
der Staatsverschuldung, wenn es sie über-
haupt gäbe, um die Worte Alexander Ha-
miltons zu zitieren, ein nationaler Segen 
wäre. 

Und mit einem Dollar, der durch Barre-
serven im Finanzministerium gedeckt ist, 
würde der Rest der Welt doch denken, 
dass Amerika es ernst meint, auch wenn 
es nicht all jene beschissenen, kleinen 
Nationen gegen die Wand geschmissen 
hätte.

(Der Autor ist außerordentlicher Profes-
sor der Wirtschaftswissenschaften an der 
University of International Business and 
Economics in Beijing. Seine E-Mail-
Adresse lautet: johngong@gmail.com)

http://english.peopledaily.com.cn/90780/
7571180.html

Militärische Stützpunkte der USA:
http://de.wikipedia.org/wiki/Liste_der_Milit%C3%A4rbasen_der_Vereinigten_Staaten_im_Ausland 

http://www.ag-friedensforschung.de/themen/Standorte/stuetzpunkte.html 

Mahmood Mamdani
Was bedeutet Gaddafis Sturz für Afrika?

 

 Gaddafis Sturz durch die NATO und ihre lokalen Bodentruppen lässt weitere Interventionen in Afrika er-
warten. . Gleichgültig ob die Menschen trauern oder feiern, die afrikanische Antwort auf den Sturz Gaddafis 

hat unmissverständlich traumatische Züge
Gaddafi mag sowohl hinsichtlich seines 
Regierungsstiles als auch in Hinblick auf 
die lange Dauer seiner Herrschaft ein Ex-
trem gewesen sein. Aber er war keine 
Ausnahme. Je länger sie an der Macht 
bleiben, umso stärker streben afrikani-
sche Präsidenten eine Personalisierung 
der Macht an. Ihr Erfolg höhlt die institu-
tionelle Grundlage des Staates aus. Der 
karibische Philosoph CLR James be-
merkte einmal hinsichtlich des Kontrastes 
zwischen Nyerere und Nkrumah, als er 
sich fragte, warum der eine im Gegensatz 
zu dem Letzteren bis zu seinem Amtsver-
zicht überlebte: �Dr. Julius Nyerere legte 
in Theorie und Praxis das Fundament für 
einen afrikanischen Staat, was Nkrumah 
hingegen zu tun versäumte.�
Die starken Männer Afrikas gehen den 
Weg von Nkrumah, in extremen Fällen 
folgen sie dem Muster von Gaddafi, aber 
nicht dem von Nyerere. Die von ihnen 
geführten Gesellschaften sind gekenn-

zeichnet durch wachsende interne Span-
nungen. Auch in dieser Hinsicht erinnern 
sie mehr an Libyen unter Gaddafi als an 
Ägypten unter Mubarak oder Tunesien 
unter Ben Ali.
 
Während der Sturz von Mubarak wie 
auch der von Ben Ali unsere Aufmerk-
samkeit auf innere gesellschaftliche Kräf-
te gerichtet hat, brachte der Sturz von 
Gaddafi eine neue Gleichung ins Spiel: 
Die Verbindung zwischen Binnenopposi-
tion und ausländischen Regierungen. Die-
jenigen, die den Sieg bejubeln, schauen 
auf die Opposition und diejenigen, die 
trauern, konzentrieren sich auf das Aus-
land. Aber keine der beiden Positionen 
kann die Tatsache leugnen, dass ein 
Wechsel in Tripolis ohne das Zusammen-
treffen von äußerer Intervention und in-
nerer Revolte höchst unwahrscheinlich 
gewesen wäre.
 

Vorbote weiterer Interventionen

Die Bedingungen für eine ausländische 
Intervention in Afrika werden günstiger, 
nicht schlechter. Der Kontinent ist heute 
Schauplatz wachsender Konflikte zwi-
schen den dominierenden Weltmächten 
und neuen Herausforderern. Chinas Rol-
le auf dem Kontinent hat sich dramatisch 
verstärkt. Gleich ob in Sudan und Sim-
babwe, in Äthiopien, Kenia oder Nigeria 
� diese Rolle ist primär eine ökonomi-
sche, die auf zwei Hauptaktivitäten fußt, 
dem Ausbau der Infrastruktur und der 
Gewinnung von Rohstoffen. Indien wie-
derum begnügt sich mit der Unterstüt-
zung indischer Megakonzerne; es fehlt 
noch an einer kohärenten staatlichen Stra-
tegie, doch bleibt der indische Zugriff im 
Wesentlichen ökonomisch.
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Der Kontrast zu westlichen Mächten, ins-
besondere zu den USA und Frankreich, 
könnte schärfer nicht sein. Der Wegberei-
ter der westlichen Intervention ist militä-
rischer Natur. Frankreichs Suche nach 
Gelegenheiten für eine militärische Inter-
vention � zunächst in Tunesien, später in 
der Elfenbeinküste und schließlich in Li-
byen - war unmissverständlich und Ge-
genstand vieler Debatten. Bedeutender 
aber ist das Wachstum von Africom, dem 
institutionellen Arm der US-Militärinter-
vention auf dem afrikanischen Kontinent.

Das ist der Hintergrund, vor dem die star-
ken Männer Afrikas und ihre jeweiligen 
Oppositionsbewegungen ihre Entschei-
dungen treffen. Anders als im kalten 
Krieg sind die afrikanischen Führer zu-
rückhaltend, wenn es darum geht, sich in 
dem neuen Streit um Afrika auf eine Sei-
te zu stellen. Wie es das Beispiel des 
ugandischen Präsidenten Museveni zeigt, 
versuchen sie von wechselnden Partner-
schaften zu profitieren, indem sie Chine-
sen und Inder auf der wirtschaftlichen 
Ebene willkommen heißen, gleichzeitig 
aber eine strategische Präsenz an der Sei-
te der USA anstreben, die in Afrika ihren 
Krieg gegen den Terrorismus führen.
Im Gegensatz dazu orientieren sich afri-
kanische Oppositionsbewegungen ge-
wöhnlich am Westen, wenn es um finan-
zielle oder militärische Unterstützung 
geht. Es ist kein Geheimnis, dass in nahe-
zu jedem afrikanischen Land die Opposi-
tion bei der Aussicht auf westliche Inter-
vention als Nachwirkung des Sturzes von 
Gaddafi in Begeisterung gerät.
 
Wer zu einer historischen Sichtweise 
neigt, mag an eine Zeit denken, die mehr 
als 100 Jahre zurück liegt, nämlich das 
Jahrzehnt, das auf die Berliner Konfe-
renz folgte, bei der die europäischen 
Mächte den Kontinent untereinander auf-
teilten. 
Die missliche Lage, in der wir uns heute 
befinden, mag dazu angetan sein, uns 
eine realistischere Einschätzung der 

Wahlmöglichkeiten zu geben, mit der die 
Generationen vor uns es zu tun hatten. 
Ist es vielleicht denkbar, dass diejenigen, 
die eine Intervention von außen begrüß-
ten, dies deshalb taten, weil sie es als die 
einzige Möglichkeit ansahen, sich der 
Unterdrückung im eigenen Lande zu ent-
ledigen ?

Im vergangenen Jahrzehnt haben die 
westlichen Mächte eine politische und 
gesetzmäßige Infrastruktur für die In-
tervention in ansonsten unabhängigen 
Ländern geschaffen. Den Schlüssel zu 
dieser Infrastruktur bilden zwei Institutio-
nen, der Sicherheitsrat der Vereinten 
Nationen sowie der Internationale Ge-
richtshof. Beide arbeiten politisch, das 
heißt selektiv. Insofern arbeitet keine von 
beiden Einrichtungen darauf hin, die 
Rechtsstaatlichkeit zu institutionalisieren.

Der Sicherheitsrat kennzeichnet Staaten, 
die sich �Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit� schuldig gemacht haben und ge-
nehmigt eine Intervention im Rahmen ei-
ner �Verantwortung zum Schutze 
(R2P)� von Zivilisten. Drittparteien, 
nämlich bis zu den Zähnen bewaffnete 
Staaten, haben dann freie Bahn zur Inter-
vention ohne Rechtfertigungspflicht ge-
genüber irgend jemandem, einschließlich 
des Sicherheitsrates. Im Einklang mit 
dem Sicherheitsrat nimmt der Internatio-
nale Gerichtshof die jeweiligen Staats-
führer ins Visier zum Zwecke der straf-
rechtlichen Ermittlung und Verfolgung.
 
Afrikaner haben sich mitschuldig daran 
gemacht, selbst wenn es unabsichtlich ge-
schah. Manchmal scheint es so, als wären 
wir bei einer Schachpartie ein paar Züge 
hinter dem aktuellen Stand. Ein afrikani-
scher Generalsekretär hat den Antrag ein-
gebracht, der unter der Bezeichnung 
�R2P� (1) bekannt wurde. Ohne die Stim-
men von Nigeria und Südafrika hätte die 
Resolution, die die Intervention in Libyen 
autorisierte, keine Mehrheit gefunden,.
 

Dunkle Tage stehen uns bevor. 
 
Mehr und mehr afrikanische Gesellschaf-
ten weisen eine tiefe innere Zerrissen-
heit auf. Afrikaner müssen über den 
Sturz von Gaddafi nachdenken � und 
über den Sturz von Gbagbo in der Elfen-
beinküste kurz davor. Werden diese Er-
eignisse eine Ära der Interventionen von 
außen einläuten, wobei diese in einem 
Land nach dem anderen intern als Mecha-
nismus zur Sicherung des Führungswech-
sels begrüßt werden?
Eine Sache sollte klar sein: Wer sich äu-
ßere Interventionen vom Leib halten will, 
muss Aufmerksamkeit und Anstrengun-
gen auf innere Reformen gerichtet hal-
ten.
 
http://pambazuka.org/en/category/features/7
6055
(ursprünglich veröffentlicht in Al Jazeera)
 siehe� R2P Freibrief für künftige imperiale 
Kriege? SiG76 , Rede von Ngugi wa 
Thiong'o vor der UN-Vollversammlung
http://sandimgetriebe.attac.at/8273.html

Dazu auch:
http://sandimgetriebe.attac.at/9385.html

Mahmood Mamdani (* 1946 in Bom-
bay, Indien) ist Anthropologe und Poli-
tikwissenschaftler. Mamdani lehrt als In-
haber der Herbert Lehman Professur am 
Institut für Anthropologie an der Colum-
bia University in New York City.
Er hat u.a. das Buch �Guter Moslem, bö-
ser Moslem� geschrieben (s. SiG91:
http://sandimgetriebe.attac.at/9628.html  )  
 

�50 Jahre Unabhängigkeits Afrikas� 
�bzw. �Abhängigkeit� � insbesondere  
von Frankreich.
Lied von Smockey, ein Hip-Hop-Künst-
ler und Produzent aus dem westafrikani-
schen Staat Burkina Faso.
http://www.youtube.com/watch?v=kh-
k-nTEeHyo

Weitere Texte zu Libyen

Artikelsammlung:     http://ag-friedensforschung.de/regionen/Libyen/Welcome.html  

Die Libyen Strategie  : http://www.german-foreign-policy.com/de/fulltext/58132   

Tobias Pflüger fordert Protestbewegung gegen Deutschlands Rolle im Libyenkrieg
Die Behauptung, dass sich Deutschland aus dem Libyenkrieg heraus halte, geißelt Tobias Pflüger als 

�Lüge�. Der Mitarbeiter der Tübinger Informationsstelle Militarisierung (IMI), die jüngst mit dem Aache-
ner Friedenspreis geehrt wurde, kritisiert die Rolle von Militär und Wirtschaft in dem arabischen Land.

http://www.tagblatt-anzeiger.de/Home/aus-der-region_artikel,-Tobias-Pflueger-fordert-Protestbewegung-
gegen-Deutschlands-Rolle-im-Libyenkrieg-_arid,146902.html  
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Tobias Pflüger
Der Krieg nebenan, der niemanden interessiert

Oder: Deutsche Waffen, deutsches Geld morden mit in aller Welt, auch in Libyen

Erweiterte Fassung eines Artikels, der in Zivilcourage, der Zeitschrift der DFG-VK, Nummer 3/2011 erscheint

Die NATO führt(e) einen Krieg gegen 
Libyen, und es blieb erstaunlich ruhig in 
der bundesdeutschen Öffentlichkeit, aber 
auch der Antikriegs- und Friedensbewe-
gung. An was das wohl liegen mag? 
Es hat sicher damit zu tun, dass Deutsch-
land offiziell an diesem Krieg nicht teil-
nimmt, zumindest hat das der bundes-
deutsche Außenminister Guido Wester-
welle erklärt � dazu später mehr. 
Festzuhalten bleibt zunächst einmal: Ein 
Krieg läuft, täglich werden auch Zivilis-
ten durch die NATO umgebracht - und es 
bleibt ruhig. �Das geht nicht� und das 
darf so nicht bleiben, bei den �nächsten� 
Kriegen, um es etwas drastisch auszu-
drücken.

Direkte deutsche Kriegsunterstützung

Deutschland hat am Libyenkrieg nicht 
teilgenommen.� Das ist (leider) eine 
Lüge. Caitlin Hayden, die stellvertretende 
außenpolitische Sprecherin von US-Präsi-
dent Barack Obama wird am 6. Septem-
ber im Tagesspiegel damit zitiert, Obama 
sei "sehr zufrieden mit der Rolle, die 
Deutschland spielt". Weiter schreibt der 
Tagesspiegel: �Der Präsident habe be-
reits bei Merkels Besuch im Juni im Wei-
ßen Haus betont: �Dies ist eine vollinte-
grierte Nato-Operation. Und das heißt,  
dass deutsche Soldaten aktiv in diese Ak-
tionen innerhalb der Nato involviert  
sind.'� 

Konkret bedeutet das, dass Bundeswehr-
soldaten an der Zielplanung der NATO 
direkt beteiligt waren. 

Zuerst hieß es, so Staatssekretär Thomas 
Kossendey am 10.08 auf eine mündliche 
Anfrage im Deutschen Bundestag, dass 
11 Bundeswehrsoldaten in Neapel (im 
Allied Joint Force Command) eingesetzt 
seien. Sie seien Teil der 250 Mann star-
ken "Verstärkungsdienstposten", die dort 
extra wegen des Libyenkrieges eingerich-
tet wurden. Kossendey bestätigte auch, 
dass die Bundeswehrsoldaten "im Rah-
men der Stabsarbeit an einzelnen Schrit-
ten des Zielauswahlprozesses teil(neh-
men), ohne derzeit jedoch Führungs-  
oder Entscheidungsfunktion zu besitzen".

In einem Schreiben vom 8. September an 
den Bundestagsabgeordneten Hans-
Christian Ströbele korrigiert dann der 
gleiche Staatssekretär die Anzahl der 
deutschen Soldaten deutlich nach oben. 
Jetzt waren es insgesamt "103 Soldatin-
nen und Soldaten (66 Offiziere und 37 
Unteroffiziere)" der Bundeswehr, die 
"mittels Dienstreisen bzw. Kommandie-
rungen vorübergehend in die mit der 
Operation UNIFIED PROTECTOR be-
auftragten Headquarters entsandt" wur-
den. Weiter heißt es: "Wie die Bundesre-
gierung bereits mitgeteilt hat, zählen zu 
den wahrgenommenen Tätigkeiten so-
wohl solche im Bereich der so genannten 
Zielauswahl wie auch solche in der Kom-
munikation mit den eingesetzten AWACS-
Maschinen. In keinem dieser Bereiche 
werden durch deutsche Soldatinnen und 
Soldaten derzeit Führungs- und Entschei-
dungsfunktionen wahrgenommen." Über 
100 deutsche Soldaten waren bei der Zie-
lauswahl im Libyenkrieg beteiligt!

Die deutsche Kriegsunterstützung geht 
allerdings über diese direkte Kriegsbetei-
ligung via NATO-Strukturen hinaus.

�Bewährter Bündnisalltag�

Entgegen den Bestimmungen des Grund-
gesetzes hat die Bundesregierung be-
schlossen, dass die Überflugrechte für die 
Kriegs- und Versorgungsbomber und die 

Zurverfügungstellung der militärischen 
Infrastruktur in Deutschland genehmigt 
wurden und werden. Konkret heißt das, 
dass z.B. von Spangdahlem aus direkt 
Flugzeuge zum Bombenabwurf nach Li-
byen geflogen sind. Einer dieser �War-
zenschweine� genannten Bomber stürzte 
beim Kriegsflughafen ab, bis heute ist 
nicht völlig ausgeschlossen, dass er nicht 
auch abgereichertes Uran (DU-Munition) 
an Bord hatte.

Außerdem besteht innerhalb der NATO 
eine so genannte Munitionsversorgung, 
d.h. wenn den bombenden Alliierten die 
Munition ausgeht, hilft z.B. Deutschland 
mit Munition aus. Ende Juni gab es Pres-
semeldungen, dass Deutschland innerhalb 
der NATO mit Präzisionswaffen ausge-
holfen habe. Die Namsa ("Nato Mainte-
nance and Supply Agency") habe eine 
Anfrage an alle Mitgliedsstaaten gestellt. 
Das Verteidigungsministerium hatte "die  
grundsätzliche Bereitschaft zur Lieferung 
von Bauteilen für Präzisionsmunition" si-
gnalisiert. In der Süddeutschen Zeitung 
wird Thomas de Maiziere wie folgt zi-
tiert: "Wir haben eine Anfrage der zu-
ständigen Nato-Logistik-Agentur Namsa 
erhalten und ich habe entschieden, sie 
positiv zu beantworten. Dies ist bewähr-
ter Bündnisalltag. So gleichen die Part-
ner ihre logistischen Engpässe unterein-
ander ständig aus."

Doch damit nicht genug: Mit dem Re-
gime, das jetzt mit deutscher Hilfe - und 
unter Inkaufnahme von vielen Toten, dar-
unter vielen Zivilisten - gestürzt wurde, 
hatten alle vorherigen Bundesregierungen 
intensiv zusammengearbeitet. So war der 
damalige SPD- Außenminister Frank-
Walter Steinmeier 2006 und 2007 in Li-
byen. 

Zusammenarbeit gab es auch im Bereich 
der Geheimdienste: So gab es eine lang-
jährige gute Zusammenarbeit mit dem 
BND, der Schwerpunkt war dabei der 
Austausch von Informationen und die 
Hilfe bei der Ausbildung von "Sicher-
heitskräften". Diese Kooperation sei 
"eine Normalität" gewesen, meinte der 
Ex-BND-Chef Hans-Georg Wieck. Dabei 
gehe es "nicht nach demokratischen Re-

---------------------------------------------        Sand im Getriebe Nr. 92     Seite 30      ---------------------------------------------



geln, sondern nach Interessen". MI6 und 
CIA konnte die Zusammenarbeit mit 
Gaddafis Libyen auch im Bereich von 
Gefangenentransporten und auch Folter 
nachgewiesen werden.

Seit dem Besuch von Bundeskanzler Ger-
hard Schröder 2004 bei Gaddafi gab es 
deutsche Ausbildung für eine Spezialein-
heit unter dem Befehl eines der Söhne 
von Gaddafi. Offiziell bildeten deutsche 
Polizisten und Bundeswehrler bis 2008 
als private Söldner der deutschen Firmen 
Ebos Int. und BDB Protection GmbH 
aus. In diesem Zusammenhang war auch 
die Rede von Waffenlieferungen, Pistolen 
und die jetzt gefundenen G36 Sturmge-
wehre wurden schon damals genannt.

Die deutsche Polizeigewerkschaft 
(DPoLG) will jetzt an diese Tradition an-
knüpfen: So heißt es im Handelsblatt 
vom 22.08.2011: "Die Polizeigewerk-
schaften meinen, Deutschland sollte beim 
Wiederaufbau mit Polizeiausbildern hel-
fen - auch wenn es am Militäreinsatz 
nicht beteiligt war. � Der Vorsitzende 
der Deutschen Polizeigewerkschaft, Rai-
ner Wendt, befürwortet die Entsendung 
deutscher Polizeiausbilder in ein Libyen 
nach Gaddafi und in den gesamten nord-
afrikanischen Raum. 'Wir haben ein ele-
mentares eigenes Interesse an der Her-
stellung von Rechtsstaatlichkeit und zur 
Grenzabsicherung in dieser Region', sag-
te er gegenüber Handelsblatt Online. Da-
bei gehe es nicht allein um Libyen, son-
dern um alle nordafrikanischen Länder 
von Libyen bis Marokko. Die deutsche 
Polizei könne ihre jahrelange Erfahrung 
bei derartigen Auslandseinsätzen ein-
bringen. � Auch CSU-Innenexperte 
Hans-Peter Uhl befürwortet einen Aus-
bildungseinsatz der deutschen Polizei in 
dem nordafrikanischen Land. � 'Nicht 
nur aus migrationspolitischen Gesichts-
punkten hat gerade Deutschland ein In-
teresse, sich in Libyen mit einem Polizei-
einsatz zu engagieren'. Die Südgrenze  
des Landes müsse gegenüber organisier-
ter Kriminalität und Menschenhändlern 
sicherer gemacht werden."

Kriegsprofiteure

Die Bild-Zeitung schreibt am 02.09.2011: 
"Deutschland war vor dem Umsturz der 
zweitwichtigste Handelspartner Libyens 
nach Italien. Produkte im Wert von 996 
Millionen Euro wurden exportiert. Auch 
die Rüstungsindustrie profitierte." Auch 
daran will man jetzt wieder anknüpfen: 
Deutsche Konzerne und Unternehmen 
sind derzeit dabei sich ein wichtiges 

Stück am Kuchen des Geschäftemachens 
mit dem "neuen" Libyen zu sichern. 

Im Managermagazin vom 30.08 findet 
sich unter der Überschrift "Deutsche 
Konzerne drängen nach Libyen" eine 
Schilderung der Pläne deutscher Konzer-
ne, die es lohnt ausführlich hier zitiert zu 
werden: "Deutschlands Handelskammern  
und der Afrika-Verein der deutschen 
Wirtschaft rechnen künftig mit intensiver-
en Wirtschaftsbeziehungen zwischen der 
Bundesrepublik und Libyen. Jetzt wollen 
erste Konzerne starten - so schnell wie  
möglich. � Beim Wiederaufbau bieten 
sich nach Expertenmeinung auch Ge-
schäftschancen für deutsche Unterneh-
men, und das im großen Stil. 'Kranken-
häuser, Strom- und Wasserversorgung 
und Straßen: In Libyen steht die Sanie-
rung ganzer Stadtviertel an', weiß Hans 
Werner Meier-Ewert, Geschäftsführer 
des Afrika-Vereins der deutschen Wirt-
schaft. 'Und deutsche Technologie wird 
sehr geschätzt.' Davon will Deutschlands 
Wirtschaft natürlich profitieren. Zum 
Beispiel Siemens: Mit den Konzernteilen 
Energie, Infrastruktur und Gesundheits-
technik ist das Unternehmen bereits in 
Libyen vertreten. 'Sobald sich die Sicher-
heitslage wieder beruhigt, wollen wir un-
ser Geschäft dort sukzessive wieder auf-
nehmen', sagt Siemens-Sprecher Wolfram 
Trost. Insgesamt hat der Konzern knapp 
100 Mitarbeiter in dem arabischen Land. 
Davon wurden Anfang des Jahres ein 
paar Dutzend evakuiert. Auch der Anla-
genbauspezialist Ferrostaal musste im 
Februar 600 internationale Mitarbeiter 
ausfliegen. Bevor die Kämpfe ausbra-
chen, baute das Unternehmen in Libyen 
Anlagen zur Öl- und Gasförderung. 'Wir  
möchten so schnell wie möglich wieder 
ins Land', erklärt Sprecher Hubert Ko-
gel. Die Öl- und Gasförderunternehmen 
RWE Dea und Wintershall - eine BASF-
Tochter - möchten ebenfalls schnell zu-
rück. RWE-Dea-Sprecherin Daniela Put-
tenat betont, dass RWE Dea weiterhin 
daran interessiert sei, die Explorations-  
und Entwicklungsprojekte wieder aufzu-
nehmen, sobald es die Lage zulässt.  
'Denn mit Aufnahme der Produktion wür-
den wieder Einnahmen ins Land fließen',  
erklärt sie - und natürlich auch in die 
Unternehmenskassen. Erste Libyen-In-
vestitionen sind dann auch bereits abseh-
bar: RWE Dea beabsichtigt, rund 50 Mil-
lionen Dollar in neue Explorationstätig-
keiten für die Ölförderung in Libyen zu 
investieren. Für die Entwicklung beste-
hender Ölfunde sind Investitionen in 
Höhe von 650 Millionen Dollar geplant. 
� Konkurrent Wintershall ist da schon 
weiter - war es zumindest schon einmal:  

Die BASF-Tochter förderte einst in Liby-
en bereits bis zu 100.000 Fass Erdöl pro 
Tag. Grundsätzlich könne die Produktion 
jetzt innerhalb weniger Wochen wieder 
aufgenommen werden, erklärt Sprecher 
Stefan Leunig: 'Das Hochfahren der Pro-
duktion ist aber insbesondere abhängig 
vom Zustand der Exportinfrastruktur so-
wie einer stabilen Sicherheitslage in Li-
byen.'"

Offener kann man nicht sagen, dass die-
ser Krieg, bei dem Tausende auch durch 
NATO-Bomben mit deutscher Unterstüt-
zung getötet wurden, für wirtschaftliche 
Interessen geführt wurde. Wie hieß es 
einmal: 'Kein Blut für Öl!' 
Es ist Zeit, dass die Antikriegs- und Frie-
densbewegung sehr viel deutlicher her-
ausarbeitet, dass das imperiale Kriege des 
Westens für Wirtschaftsinteressen sind, 
die da geführt werden.

http://www.imi-online.de/2011.php?
id=2345 
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Aufruf: Widerstand und Protest gegen "Petersberg II" 
- Dem Frieden eine Chance, Truppen raus aus Afghanistan!

Auf die Terroranschläge vom 11. 
September 2001 reagierten die USA 
sowie die NATO mit dem Krieg in 
Afghanistan. Im Dezember vor zehn 
Jahren wurde auf der Petersberger 
Konferenz bei Bonn eine provisori-
sche Regierung für Afghanistan un-
ter Präsident Karzai eingesetzt - we-
nige Tage später beschloss der UN-
Sicherheitsrat den ISAF-Einsatz. 
Nun lädt die Bundesregierung für 
den 5. Dezember 2011 erneut auf den 
Petersberg ein. Die kriegsführenden 
Staaten werden hier zusammenkom-
men, um über die Zukunft Afgha-
nistans zu beraten. Delegierte aus 90 
Ländern sowie NGO's sollen vorgeb-
lich über "Friedensperspektiven" 
diskutieren - doch die Realität sieht 
anders aus: 

Seit einem Jahrzehnt führt die NATO 
in Afghanistan unter dem Vorwand der 
"humanitären Intervention" und des 
"Krieges gegen den Terror" einen Krieg 
für wirtschaftliche und machtpolitische 
Interessen. Die Bilanz: Jahr für Jahr 
steigende Opferzahlen, insbesondere 
unter der Zivilbevölkerung, zerstörte 
Infrastruktur, massive Unterernährung, 
unbehandelte Krankheiten, sinkende 
Lebenserwartung, wachsende Gewalt 
gegen Frauen. Trotz alledem werden 
Menschen, die vor Krieg, Zerstörung 
und Not flüchten, mit Militär und Poli-
zeieinheiten, wie z.B. FRONTEX mit 
Gewalt von Europa ferngehalten. 

Die Bundeswehr beteiligt sich an die-
sem Krieg und trägt Schuld an Kriegs-
verbrechen, wie z.B. dem Massaker bei 
Kunduz. Der jährlichen Verlängerung 
des parlamentarischen Mandates steht 

die mehrheitlich ablehnende Haltung 
der Bevölkerung entgegen: Es mangelt 
der Bundeswehr nicht nur an SoldatIn-
nen, sondern auch an breiter Akzeptanz 
dafür, Krieg als Mittel der Politik zu 
führen. Mit dem Ziel dieses zu ändern, 
wird die Gesellschaft auf allen Ebenen 
zunehmend militarisiert. Die Reform 
der Bundeswehr bedeutet, dass die 
Bundeswehr an Schulen Rekruten 
wirbt, im Innern zum Einsatz kommt 
und zur Interventionsarmee umgestaltet 
wird. 

Nun kündigt die Bundesregierung an, 
bei der zweiten Afghanistan-Konferenz 
auf dem Bonner Petersberg über "poli-
tische Lösungen" und "Truppenabzug" 
diskutieren zu wollen - eine reine Far-
ce. De Facto sollen in Zukunft ver-
mehrt afghanische Militärs und Polizis-
ten ausgebildet werden, um stellvertre-
tend für die NATO den Krieg fortzuset-
zen, den Großteil der Opfer zu stellen 
und, weiterhin von der NATO kontrol-
liert, selbst für "Sicherheit" zu sorgen. 
Gleichzeitig will die NATO als "Kri-
senmanagement" die Zivil-Militärische 
Zusammenarbeit (ZMZ) forcieren - die 
enge Integration politischer, militäri-
scher, wirtschaftlicher, humanitärer und 
polizeilicher Instrumente. Was früher 
zivil war, wird heute militärischen Zie-
len untergeordnet. So wird z.B. auch 
"Entwicklungshilfe" zum Bestandteil 
der NATO-Strategie. 

Wir lassen uns nicht täuschen: Was wie 
eine "Friedensperspektive" klingt, soll 
der Fortsetzung internationaler militäri-
scher Interventions- und Besatzungspo-
litik dienen. Krieg bedeutet immer: 
Tod, Folter, Vergewaltigungen, Men-

schenrechtsverletzungen - so aktuell 
auch in Libyen. 

Die Regierungen der Kriegsallianz wol-
len den Krieg in Afghanistan weiterfüh-
ren und beraten nun über das Wie - die 
Antikriegs- und Friedensbewegung will 
den Krieg beenden! 

Wir fordern die umgehende Einstellung 
aller Kampfhandlungen und den umfas-
senden Abzug der Truppen aus Afgha-
nistan! Die frei werdenden Gelder (im 
Jahr 2011 sind allein im Bundeshaus-
halt rund 1,1 Milliarde Euro für den 
Krieg vorgesehen) müssen ab sofort für 
den Wiederaufbau und die Verbesse-
rung der Lebensbedingungen der afgha-
nischen Bevölkerung nach deren Be-
dürfnissen eingesetzt werden! Nur so 
kann in Afghanistan ein Frieden entste-
hen, der seinen Namen auch verdient. 

Die Antikriegs- und Friedensbewe-
gung ruft zu gemeinsamen und viel-
fältigen Aktivitäten in Bonn auf. 
Vom 3. bis zum 5. Dezember 2011 
wollen wir mit einer bundesweiten 
Demonstration und auf einer inter-
nationalen Konferenz Zeichen gegen 
die menschenfeindliche Politik des 
Krieges setzen. Stellt Euch quer und 
beteiligt Euch an Aktionen Zivilen 
Ungehorsam! 

Die Aufstände im arabischen Raum und 
die wieder erstarkte Anti-Atom Bewe-
gung hierzulande lassen uns optimis-
tisch sein, dass soziale Bewegung die 
Welt verändern und auch wir gemein-
sam ein kraftvolles Zeichen gegen den 
Krieg setzen können! 

Kommt nach Bonn! 

Seid dabei und unterzeichnet den Aufruf!
http://www.afghanistanprotest.de/aufruf/liste-der-unterzeichnungen.html

 http://www.afghanistanprotest.de
5. und 16. Oktober 2011  Aktionskonferenz in Bonn
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